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Es ist ein fast unstillbares Verlan-
gen, das bei Menschen zum

Sammeln führt. Diese Leidenschaft,
diese Obsession liegt wohl in unse-
ren Genen verborgen. Wer noch
nicht dieses schmerzhafte, warme
Gefühl der Sehnsucht nach einem
Kunstwerk gehabt hat, wird auch nie
die tiefe Befriedigung über die Inbe-
sitznahme des Werkes verstehen.
Diese Inbesitznahme ist ein intimer
Vorgang, der nur in den seltensten
Fällen mit der Öffentlichkeit geteilt
wird. Die Sammler, die ihre Schätze
der Öffentlichkeit in Museen zur
Verfügung stellen, sind die Ausnah-
me, nicht die Regel. 

Bei manchen Sammlern führt
das Verlangen zu zügelloser Begier-
de. Solche Sammler sind es wohl
gewesen, die kühl kalkulierend die
Aufträge an zwielichtige Gestalten
vergaben, im Irak die Museen zu
plündern. Die Situation des Um-
bruchs und der Gesetzlosigkeit und
besonders die Tatenlosigkeit der
Besatzungsmächte wurde gezielt
ausgenutzt, um wertvolle Kulturgü-
ter zu rauben. Die Diebe haben die
Kopien stehen gelassen und nur die
Originale mitgenommen. Es war
eine Mischung aus professionellem
Kunstraub und einfältigem Vanda-
lismus. Ein ungezügelter Vernich-
tungswillen war es, der Iraker dazu
brachte, aus welchen Motiven auch
immer, die eigene Geschichte zu
zerschlagen, zu zertreten und zu

verbrennen. Sie wüteten im Iraki-
schen Nationalmuseum, in der Aka-
demie der Schönen Künste, der
Nationalbibliothek, der Galerie für
Moderne Kunst und in der Biblio-
thek des Ministeriums für Religiöse
Stiftungen und an vielen anderen
Orten im Irak. Seit dem zweiten
Weltkrieg hat es eine solche Barbarei
nicht mehr gegeben. Doch es gibt
einen gerade für uns wichtigen
Unterschied zwischen den planmä-
ßig vorgegangenen Kunstdieben
und den besinnungslosen Zerstör-
ern, die wohl nicht wussten, was sie
taten. Für die gezielten Diebstähle
tragen „Kunstfreunde“ außerhalb
des Iraks die direkte Verantwortung. 

Die im Auftrag gestohlenen
Kunstwerke werden wahrscheinlich
nie mehr zurück in den Irak kom-
men, sie werden vermutlich nie
mehr in einem Museum der Öffent-
lichkeit und besonders der For-
schung zugänglich sein. Die Kunst-
werke werden nur einige wenige
skrupellose Kunstsammler eupho-
risch stimmen. Jetzt, wo sich das
Entsetzen über die Plünderungen
schon wieder legt, muss darüber
gesprochen werden, wie die Wieder-
holung eines solchen kulturellen
Desasters in der Zukunft ausge-
schlossen werden kann. 

Olaf Zimmermann,
Geschäftsführer des Deutschen 

Kulturrates �

Editorial 
Obsession

Gemeindefinanzreform

Die Kommunen sind die vor-
nehmlichen Träger der Kulturfi-
nanzierung in Deutschland. Auf
Grund knapper Kassen sind sie
kaum in der Lage, ihre Aufgaben
wahrzunehmen. Was wird die
Gemeindefinanzreform der Kultur
bringen? 

Seite 1, Seite 15 bis 19

Vorstand des Deutschen Kulturrates

Der alte Vorstand des Deutschen
Kulturrates blickt auf eine erfolgrei-
che Wahlperiode von März 2001 bis
März 2003 zurück. Zahlreiche poli-
tische Initiativen wurden gestartet.
Die neugewählten Vorstandsmit-
glieder stellen ihr Arbeitsprogramm
für die neue Wahlperiode vor. 

Seite 2, 13 und 14

Auswärtige Kulturpolitik

Die so genannte Dritte Säule der
Außenpolitik, die Auswärtige Kul-
turpolitik, ist in den letzten Jahren
hauptsächlich durch die Kürzungen
bei den Mittlerorganisationen in die
Schlagzeilen geraten. Jetzt will die
Bundesregierung bei der Auswärti-
gen Kulturpolitik durchstarten.

Seite 4

Bildungsreform

Dass Bildung weitaus mehr als die
Vermittlung von Wissen ist, machen
die Kultusminister aus Hessen und
Niedersachsen deutlich. Wie die
außerschulische kulturelle Bildung
besser gesetzlich verankert werden
kann, wird am Beispiel des Kinder-
und Jugendhilfegesetzes vorgestellt. 

Seite 6 bis 11

Europa

Der Deutsch-Französische Kultur-
rat stellt sich vor. Die Ausschrei-
bung für 2003 des EU-Kulturför-
derprogramms wird vorgestellt.
Die GATS-Verhandlungen sind ein
Beispiel für die neue Macht von
Europa. Deutsch soll als Arbeits-
sprache der EU verankert werden.

Seite 20 bis 22

Die Finanzlage der Städte, die sich
schon 2001 und 2002 stark ver-
schlechtert hatte, spitzt sich 2003
dramatisch zu. Nach den zu Jahres-
beginn vorliegenden Informationen
muss mit einem kommunalen Rekord-
defizit von 9,9 Milliarden Euro
gerechnet werden. Verantwortlich
für diese bestürzende Talfahrt der
Kommunalfinanzen ist nicht die Aus-
gabenentwicklung der Kommunen,
sondern ihre weiter rückläufigen Ein-
nahmen. Maßgeblich ist der fortge-
setzte Gewerbesteuereinbruch. Die
Gewerbesteuereinnahmen der Städ-
te und Gemeinden lagen 2002 noch
einmal um 9,1 Prozent unter dem
Niveau von 2001, das bereits um
11,4 Prozent rückläufig war. Im Jahr
2003 werden die Zuweisungen der
Länder an ihre Kommunen noch stär-
ker rückläufig sein als die Steuerein-
nahmen der Städte und Gemeinden,
auch weil Länder versuchen, ihre
eigenen Finanzprobleme durch Zu-
weisungskürzungen zu Lasten der
Kommunen zu lösen.

Schon 2001 waren die Deckungs-
lücken in den Verwaltungshaus-

halten der Städte sprunghaft um fast
50 Prozent angestiegen und hatten
sich allein für die unmittelbaren
Mitgliedstädte des Deutschen Städ-
tetages auf 5 Milliarden Euro sum-
miert. Jahr für Jahr sind die Städte
gezwungen, laufende Personal- und
Sachausgaben und ihre Sozialtrans-

fers mit Kassenkrediten zu decken.
Auch 2002 mussten die Kommunen
ihre Kassenkredite wieder um über 
2 Milliarden Euro aufstocken. Zur
Jahresmitte summierten sie sich auf
11,7 Milliarden Euro und waren
damit mehr als zehn mal so hoch
wie 1992. 2003 öffnet sich die Schere
zwischen laufenden Einnahmen
und Ausgaben weiter, so dass der
Zwang zu dauerhaftem Kassenkre-
diteinsatz erneut wachsen wird.

Die größte Finanzkrise der Städ-
te zeigt, wie dringend die Gemein-
definanzreform ist. Sie muss vor
allem für die strukturschwachen
Städte zu starken Verbesserungen
der Einnahmen führen, insbesonde-

re durch die Modernisierung der Ge-
werbesteuer, sowie zu erheblichen
Entlastungen von Ausgaben, insbe-
sondere im Bereich der Sozialtrans-
fers. Darüber hinaus sind schon mit
Wirkung für 2003 Sofortmaßnah-
men notwendig. Die Anhebung der
Gewebesteuerumlage durch das
Steuersenkungsgesetz ist zurückzu-
nehmen, da mit dem Einbruch der
Gewerbesteuereinnahmen seit 2001
die Geschäftsgrundlage weggefallen
ist; gebraucht werden Investitions-
hilfen des Bundes, um die Infra-
struktur der Städte zu erhalten.

Auf massiven Druck der kommu-
nalen Spitzenverbände und unter
dem Eindruck der Meldungen über
die großen Gewerbesteuereinbrü-
che in den Städten hat sich der Bun-
desfinanzminister noch in der abge-
laufenen Legislaturperiode ent-
schlossen, eine Kommission zur
Vorbereitung einer Gemeindefi-
nanzreform einzusetzen. Der Deut-
sche Städtetag hat dazu mit den bei-
den anderen kommunalen Spitzen-
verbänden immer wieder betont,
dass auch die Aufgaben- und Ausga-
benbelastungen der Kommunen
sowie die Verbesserung der Mitwir-
kungsrechte der Städte an Gesetzen
Gegenstand der Kommission sein
müssen. Dabei dürfen die städti-
schen Finanzen bei einer Gemein-
definanzreform nicht auf dem der-
zeitigen Niveau festgeschrieben
werden.

Mit der Gemeindefinanzreform
steht die Zukunft der Städte auf dem
Spiel, die ein unverzichtbares Fun-

dament des Staates, seiner demo-
kratischen Ordnung wie seiner wirt-
schaftlichen Prosperität und des
Wohlergehens seiner Bürgerinnen
und Bürger schlechthin sind.

Unbestritten gehört zu diesem
Wohlergehen die Kultur in ihren
unterschiedlichsten Facetten. Sie ist
Bestandteil vor allem städtischer
Lebensqualität ebenso wie Faktor
der Entwicklung der Humanres-
sourcen als wichtigster Träger der
Zukunft unseres Landes. Wenn die
Städte dennoch gezwungen sind,
Kürzungen in ihrem kulturellen
Angebot vorzunehmen, die vieler-
orts inzwischen an die Substanz
gehen, so geschieht das keineswegs,

wie manchmal unterstellt wird, in
einem bequemen ersten Zugriff auf
die so genannten „freiwilligen“ Leis-
tungen. Sie haben gar keine andere
Wahl. Wer genau hinsieht, wird fest-
stellen, dass insbesondere die kom-
munalen Kulturverwaltungen große
Anstrengungen unternehmen und
mit Phantasie und Ehrgeiz daran
arbeiten, trotz aller Schwierigkeiten
die Städte als Orte der Kultur, der
Künste und der Kreativität zu
bewahren und in eine Zukunft zu
führen. Dabei geht es nicht immer
nur um Geld. Notzeiten sind immer
auch Zeiten der Prüfung, was
Bestand haben soll, was besser orga-
nisiert oder anders finanziert wer-
den kann. Wenn aber nicht durch
die geforderte Gemeindefinanzre-
form grundlegende Korrekturen der
Finanzausstattung der Gemeinden
erreicht werden, dürfte trotz aller
besseren Erkenntnis und trotz des
Willens zur Prioritätensetzung der
Vorhang in mancher Einrichtung
fallen.

Oberbürgermeisterin Petra Roth,
Frankfurt am Main,

Amtierende Präsidentin des 
Deutschen Städtetages �

Sind die Kommunen am Ende?
Zur Lage der Kommunalfinanzen • Von Petra Roth

Kultur-Mensch
Hans Zehetmair

Foto: Bayerisches Staatsministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Sie wird uns fehlen die zumeist auf den Fuß folgende Mah-
nung an die Zuständigkeit der Länder in kultur- und bildungs-
politischen Fragen, sobald nach einem stärkeren Engagement
des Bundes gerufen wird. Diese amtliche Stimme aus dem
Süden der Republik wird verstummen, wenn Staatsminister für
Wissenschaft, Forschung und Kunst Hans Zehetmair nach der
nächsten Landtagswahl in Bayern für sein Amt, wie von ihm
angekündigt, nicht wieder zur Verfügung stehen wird.
Auf Hans Zehetmair war und ist stets Verlass. Er gehört zu den
schlagkräftigsten Verfechtern der Länderzuständigkeit in Kul-
tur- und Bildungsfragen. Wenig zimperlich in seiner Wortwahl
weist Zehetmair derzeit mit Vorliebe Bundesbildungsministerin
Bulmahn in ihre Schranken. Nachdem ihm sein Lieblingsspar-
ringspartner Michael Naumann abhanden gekommen ist,
scheint sein Interesse an der Bundeskulturpolitik erlahmt zu
sein. Auch mit den Deutschen Kulturrat hat Hans Zehetmair
manchmal hart aber immer mit offenem Visier die Klinge
gewetzt.
Doch ist Staatsminister Zehetmair weitaus mehr als der perso-
nifizierte Länderprotest. Er steht für eine zentrale Kulturpolitik
in Bayern und kann auf große Erfolge zurückblicken. 

Bitte beachten Sie den 

puk-Schwerpunkt „Kulturfinanzierung“ 

von Seite 15 bis Seite 19

Jetzt 
6 Ausgaben 

im Jahr

Zeitung des Deutschen Kulturrates
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Der im März 2001 gewählte Vor-
stand setzte sich zum Ziel, die
Arbeit der letzten Jahre hinsichtlich
der Stellungnahmen zu ordnungspoli-
tischen Fragen fortzusetzen und
darüber hinaus zu einer inhaltlichen
Positionierung des Deutschen Kul-
turrates beizutragen. Diese inhaltli-
che Positionierung sollte die vorhan-
dene Arbeit mit Blick auf die Rah-
menbedingungen untermauern und
ein Fundament für die politische
Arbeit und Außenvertretung des Vor-
stands bilden.

Inhaltliche Positionierung
Kurz nach seinem Amtsantritt legte
der Vorstand mit seinem Diskussi-
onspapier „Zum Gestaltungsauftrag
der Kulturpolitik“ Überlegungen zur
weiteren Arbeit des Deutschen Kul-
turrates vor. Ausgangspunkt war
dabei die satzungsgemäße Aufgabe
des Deutschen Kulturrates für die
Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen von Kunst und Kultur einzu-
treten. Ergänzt werden sollte das
vorhandene Engagement in der kul-
turellen Ordnungspolitik durch die
inhaltliche Profilierung entlang der
im internationalen Kontext debat-
tierten kulturpolitischen Konzepte. 

In dem Papier „Zum Gestaltungs-
auftrag der Kulturpolitik“ wurden
fünf Aspekte aus der internationalen
kulturpolitischen Diskussion he-
rausgegriffen, um sie für die kom-
menden zwei Jahren in den Mittel-
punkt der Arbeit zu rücken. Die
Überlegungen des Vorstands wur-
den im Sprecherrat diskutiert und
anschließend den Sprecherinnen
und Sprecher anheim gestellt, in
ihren Sektionen die Debatte fortzu-
führen.
Der Mensch im Mittelpunkt
Unter dieser Überschrift, die einen
Begriff aus dem UNO-Kontext auf-
nimmt, sollte die Frage thematisiert
werden, welche Rolle und Bedeu-
tung die Künste bei der Auseinan-
dersetzung um die derzeit debattier-
ten zentralen Fragen menschlicher
Existenz haben. 
Celebrate the Diversity
Die zentrale Fragestellung dieses
UNO-Begriffs ist die Pluralität der
Gesellschaft mit Blick auf das
Zusammenleben verschiedener Kul-
tur. Gerade die Künste leben von
dieser Pluralität.
Kulturelle Bewältigung des 
gesellschaftlichen Wandels
In diesen Themenkomplex gehört
die tiefgreifende Veränderung der
Gesellschaft durch die neuen Infor-
mations- und Kommunikations-
technologien und deren Auswirkun-
gen auf die Arbeitsgesellschaft.
Kultur als Wirtschaft
Die in den Sektionen des Deutschen
Kulturrates vertretenen Verbände
der Kulturwirtschaft stehen für sich
bereits für den Doppelcharakter in
der Verwertung von künstlerischen
Arbeiten, nämlich als Kultur- und als
Wirtschaftsgüter. In internationalen
Verhandlungen muss die Berück-
sichtigung dieses Doppelcharakters
vermehrt eingefordert werden. 
Kunst und Utopie
Kunst bedarf der Vergewisserung auf
der Tradition, sie weist aber stets
auch in die Zukunft. Die Förderung
des zeitgenössischen künstlerischen
Schaffens ist also ein Mittel um die
utopischen Kräfte der Künste zu
stärken.

Zum Gestaltungsauftrag 
der Kulturpolitik

Der Vorstand hat sich mit seinem
Papier „Zum Gestaltungsauftrag der
Kulturpolitik“ hohe Ziele gesteckt,
die in Gänze innerhalb von zwei Jah-
ren weder abschließend verhandelt
noch verwirklicht werden können.

In den verschiedenen Vorhaben und
Projekten ziehen sich die oben
genannten Positionen jedoch als
roter Faden durch. Sie bilden quasi
das Fundament auf dessen Grundla-
ge das aktuelle politische Engage-
ment des Deutschen Kulturrates
ruht.

Aus der Fülle von Gesprächen,
Stellungnahmen und Veranstaltun-
gen sollen die Feierlichkeiten zum
zwanzigjährigen Bestehens des
Deutschen Kulturrates, das Sympo-
sion mit dem WDR sowie die Tagung
„Grenzenlos Kultur“ als besonders
herausragende Ereignisse herausge-
griffen werden.
Feier 20 Jahre Deutscher Kulturrat
Eigentlich als fröhliches Fest mit
einer Rückschau auf zwanzig Jahre
kulturpolitisches Engagement des
Deutschen Kulturrates musste auf
Grund der Ereignisse des 11. Sep-
tember 2001 die Planung innerhalb
kürzester Zeit verändert und aus der
„Nabelschau“ des Deutschen Kul-
turrates eine politische Veranstal-
tung werden. In der Podiumsdiskus-
sion „Kulturpolitik im Zeichen von
Gewalt“, an der Staatsminister für
Kultur und Medien Prof. Dr. Julian
Nida-Rümelin, Staatsminister im
Auswärtigen Amt Dr. Christoph
Zöpel, Minister Dr. Michael Vesper,
Bundestagspräsidentin a.D. Prof. Dr.
Rita Süssmuth, Bundestagsvizeprä-
sidentin Dr. Antje Vollmer und der
Vorsitzende des Deutschen Kultur-
rates Prof. Dr. Max Fuchs teilnah-
men, wurde engagiert über das Ver-
hältnis von Kultur und Gewalt, die
Verschiedenheit und den Dialog der
Kulturen diskutiert. 
Symposion „Wert Kultur!“
In Zusammenarbeit mit der West-
deutschen Rundfunk führte der
Deutsche Kulturrat im Oktober 2001
im museum kunst palast in Düssel-
dorf das Symposion „Wert Kultur“
durch. Ein wichtiger Themenstrang
war die Entwicklung der Informati-
onsgesellschaft und ihre Auswirkun-
gen auf die Kultur, ein zweiter das
Verhältnis von Tradition und Moder-
ne. Über das Symposion wurde aus-
führlich im Hörfunk und Fernsehen
des WDR berichtet, Teile wurden in
Phoenix übertragen.
Tagung „Grenzenlos Kultur“
Die Tagung „Grenzenlos Kultur“ ist
eines der konkreten Ergebnisse aus
der Amtsperiode des Vorstands. Die
Konzeption und Durchführung
einer internationalen kulturpoliti-
schen Tagung war bereits im Vor-
standspapier „Zum Gestaltungsauf-
trag der Kulturpolitik“ formuliert
worden. Auf der Folie der deutschen
Diskussionen sowie der internatio-
nalen Debatten aus dem UNESCO-
Kontext sollten die oben angespro-
chenen Themen in einem interna-
tionalen Teilnehmerkreis verhandelt
werden. Dank der Unterstützung
durch die Bundeszentrale für politi-
sche Bildung sowie der Zusammen-
arbeit mit der Vertretung der Euro-
päischen Kommission in der Bun-
desrepublik Deutschland und des
Goethe-Instituts Inter Nationes
konnte die Tagung im Dezember
2002 verwirklicht werden.

Stellungnahmen 
Dass die vom Vorstand vorgelegten
Überlegungen sich auch in den ord-
nungspolitischen Fragen wiederfin-
den, belegen die in der Amtsperiode
des Vorstands verabschiedeten Stel-
lungnahmen und Resolutionen des
Deutschen Kulturrates, die in der
Anlage aufgeführt werden. Die Stel-
lungnahme zur EU-Verfassung so-
wie die Stellungnahme und Resolu-
tion zu den laufenden GATS-Ver-
handlungen zeigen, dass der Deut-
sche Kulturrat sich nicht mehr allein
auf die bundesdeutsche Debatte

konzentriert, sondern vielmehr sich
auch in internationalen Diskussio-
nen und Verhandlungen zu Wort
meldet. Kulturpolitik muss längst
international gedacht und umge-
setzt werden. Der Beteiligung an
internationalen Prozessen mehr Ge-
wicht zu verleihen, ist das erklärte
Ziel des Vorstandes. 

In der Amtszeit des Vorstandes
wurde folgende Stellungnahmen
und Resolutionen verabschiedet:

• Resolution des Deutschen Kultur-
rates zu den GATS-2000 Verhand-
lungen der WTO über bestimmte
audiovisuelle Dienstleistungen
und über Kulturdienstleistungen
(31.01.2003)

• Stellungnahme des Deutschen
Kulturrates zum Gesetzesentwurf
der Bundesregierung für ein
„Gesetz zur Regelung des Urhe-
berrechts in der Informationsge-
sellschaft“  (15.10.2002)

• Europäischer Einigungsprozess auf
gemeinsamer kultureller Basis –
Deutscher Kulturrat plädiert für
eine adäquate Berücksichtigung
der Kultur in der künftigen EU-
Verfassung (24.09.2002)

• Resolution: Deutscher Kulturrat
fordert aktive Kulturpolitik des
Bundes – Stärkung der Kompeten-
zen des Staatsministers für Kultur
und Medien sowie des Ausschus-
ses für Kultur und Medien des
Deutschen Bundestags (24.09.2002)

• Kulturelles Engagement stärkt
Zivilgesellschaft – Netzwerk bürger-
schaftlichen Engagements staats-
fern aufbauen! Deutscher Kultur-
rat fordert Staatsunabhängigkeit
im Netzwerk bürgerschaftlichen
Engagements (18.06.2002)

• Stellungnahme des Deutschen
Kulturrates zum Referentenent-
wurf für ein „Gesetz zur Regelung
des Urheberrechts in der Informa-
tionsgesellschaft“  (19.04.2002)

• Entflechtung von Bund-Länder-
Kulturförderung nicht auf Kosten
der Kultur!  (13.03.2002)

• Deutscher Kulturrat fordert Arti-
kelgesetz „Steuerliche Behandlung
von Kunst und Kultur“ sowie ent-
sprechende Änderungen sonstiger
steuerlicher Vorschriften (12.12.
2001)

• Reform des Stiftungsprivatrechts
zügig umsetzen! Gemeinsame Er-
klärung des Deutschen Kultur-
rates, des Bundesverbands Deut-
scher Stiftungen und des Deut-
schen Städte- und Gemeindebun-
des (10.10.2001)

• Resolution: Bemessungsgrundlage
für so genannte Ausländersteuer
anpassen! Deutscher Kulturrat for-
dert Reform der beschränkten
Steuerpflicht für ausländische
Künstlerinnen und Künstler  (26.
09.2001)

• Resolution: Kulturpolitik ein Zei-
chen gegen Gewalt  (26.09.2001)

• Stellungnahme des Deutschen
Kulturrates zu den GATS 2000-Ver-
handlungen der WTO über be-
stimmte audiovisuelle Dienstleis-
tungen und über Kulturdienstleis-
tungen (19.06.2001)

Projekte
Neben dem Kernprojekt des Deut-
schen Kulturrates der Bündelung
verbandlicher Positionen und Poli-
tikberatung sowie dem Beratungs-
büro zur Europäischen Kulturförde-
rung bearbeitet der Deutschen Kul-
turrat kontinuierlich Projekte zur
kulturellen Bildung. In der Amtszeit
des Vorstandes wurde das Vorhaben
„Kulturelle Bildung in der Wissens-
gesellschaft unter besonderer Be-
rücksichtigung der Künste – Anfor-
derungen, Entwicklungen und Qua-
lifikationen“ abgeschlossen. Die
Arbeit am Projekt „Kulturelle Bil-

dung in der Bildungsreformdiskus-
sion – Konzeption Kulturelle Bil-
dung“ wurde im Herbst 2002 aufge-
nommen.

Politische Gespräche
Aufgabe des Vorstandes ist unter
anderem die Positionen des Deut-
schen Kulturrates gegenüber der
Politik und der kulturpolitischen
Öffentlichkeit zu vertreten und den
Deutschen Kulturrat gegenüber Ent-
scheidungsträgern aus der Politik zu
repräsentieren. 

In seiner Amtszeit führte der Vor-
stand folgende Gespräche mit he-
rausgehobenen Politikerinnen und
Politikern:

20.02.2003 Gespräch mit dem EU-
Handelskommissar Patrick Lamy
03.02.2003 Gespräch mit Staats-
ministerin für Kultur und Medien
Dr. Christina Weiss
10.10.2002 Gespräch mit Staats-
minister für Kultur und Medien Prof.
Dr. Julian Nida-Rümelin
18.06.2002 Gespräch mit Staats-
minister für Kultur und Medien Prof.
Dr. Julian Nida-Rümelin
29.04.2002 Gespräch mit der Prä-
sidentin der Kultusministerkonfe-
renz Ministerin für Wissenschaft,
Kultur und Forschung des Landes
Thüringen Prof. Dr. Dagmar Schi-
panski
12.04.2002 Gespräch mit dem
Minister für Wohnen und Städtebau,
Kultur und Sport des Landes Nord-
rhein-Westfalen Dr. Michael Vesper
14.02.2002 Gespräch mit Bundes-
präsident Johannes Rau
11.02.2002 Gespräch mit Bundes-
ministerin für Bildung und For-
schung Edelgard Bulmahn, MdB
09.01.2002 Gespräch mit dem Prä-
sidenten der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz Prof. Dr. Klaus-Dieter
Lehmann
16.10.2001 Gespräch mit dem Vor-
sitzenden der SPD-Bundestagsfrak-
tion Peter Struck, MdB und dem Ers-
ten Parlamentarischen Geschäfts-
führer Wilhelm Schmidt, MdB
11.06.2001 Gespräch mit Staats-
minister für Kultur und Medien Prof.
Dr. Julian Nida-Rümelin

Zusammenarbeit mit 
anderen Verbänden und 

Organisationen

Der Austausch und die Zusammen-
arbeit mit anderen Verbänden und
Organisationen hat für den Deut-
schen Kulturrat einen wichtigen
Stellenwert. Mit dem Bundesver-
band Deutscher Stiftungen bestand
bereits aus der Amtszeit des letzten
Vorstands eine vertrauensvolle
Zusammenarbeit, die vom jetzigen
Vorstand fortgesetzt und gefestigt
wurde. Zusammen mit dem Bun-
desverband Deutscher Stiftungen
wurden Diskussionsveranstaltun-
gen zum Stiftungsrecht durchge-
führt, so zum Beispiel die Podiums-
diskussion im Januar 2003 im Kon-
zerthaus Berlin, an der Staatsminis-
terin für Kultur und Medien Dr.
Christina Weiss, die Stifterin Eske
Nannen, der Leiter des Konzerthau-
ses Dr. Frank Schneider, der Erste
Vorsitzende des Bundesverbandes
Deutscher Stiftungen Fritz Brick-
wedde sowie der Vorsitzende des
Deutschen Kulturrates Prof. Dr. Max
Fuchs teilnahmen. Weiter wurde
gemeinsam mit dem Bundesver-
band Deutscher Stiftungen das
„Handbuch Kulturstiftungen“ her-
ausgegeben. Dieses Handbuch wur-
de von Staatsminister für Kultur und
Medien Prof. Dr. Julian Nida-Rüme-
lin, dem Ersten Vorsitzenden des
Bundesverbandes Deutscher Stif-
tungen Fritz Brickwedde sowie dem

Vorsitzenden des Deutschen Kultur-
rates Prof. Dr. Max Fuchs vor der
Bundespressekonferenz der Öffent-
lichkeit vorgestellt.

Kontinuität besteht ebenfalls in
der Kooperation mit dem WDR. Das
jüngste Kind des gemeinsamen Ein-
tretens für Kunst und Kultur ist die
Initiative Hören, die im Dezember
2002 gemeinsam mit dem Intendan-
ten des WDR Fritz Pleitgen, der Bun-
desministerin für Gesundheit und
Soziale Sicherung Ulla Schmidt so-
wie dem Vorsitzenden des Deut-
schen Kulturrates Prof. Dr. Max
Fuchs vorgestellt wurde.

Aus dem Kreis der Mitglieder der
Sektionen des Deutschen Kulturra-
tes besteht traditionell eine engere
Zusammenarbeit mit der Kulturpo-
litischen Gesellschaft. Die Kulturpo-
litische Gesellschaft ist Mitträger des
Beratungsbüros für die Europäi-
schen Kulturförderungsprogramme
(Cultural Contact Point). In der
Amtszeit wurde unter der Federfüh-
rung der Kulturpolitischen Gesell-
schaft das Handbuch „Europa för-
dert Kultur“ gemeinsam herausge-
geben.

Ausblick
Der Vorstand hatte sich für die im
März 2003 zu Ende gehende Amts-
zeit hohe Ziele gesteckt. Die Verbrei-
terung der kulturpolitische Debat-
ten um die internationale Dimension
und die engere Verknüpfung von
kultureller Ordnungspolitik und
Gesellschaftspolitik sind langfristi-
ges Vorhaben. In den vergangenen
Jahren wurden bereits wichtige
Schritte zur Verwirklichung erreicht,
an die angeknüpft werden kann. Die
Kampagne „Wert der Kreativität“,
die in diesem Jahr durch zwei Son-
derausgaben der Zeitung „Politik
und Kultur“ vorangetrieben werden
soll, ist ein aktuelles Beispiel für das
Zusammenwirken von kultureller
Ordnungspolitik und Gesellschafts-
politik. In dieser Kampagne soll der
Wert künstlerischer Leistungen in
materieller Hinsicht und mit Blick
auf die Gesellschaft verdeutlicht
werden. Die GATS-Verhandlungen,
zu denen der Deutsche Kulturrat mit
zwei Stellungnahmen Position bezo-
gen hat, die gegenüber dem zustän-
digen EU-Handelskommissar Pa-
trick Lamy vom Stellvertretenden
Vorsitzenden Heinrich Bleicher-
Nagelsmann vorgestellt wurden,
sind ein weiterer Schwerpunkt, der
über diese Amtszeit hinaus ein stär-
keres Zusammendenken von Ord-
nungs- und Gesellschaftspolitik
erfordert.

Der Vorstand dankt an dieser
Stelle den in den Fachausschüssen
des Deutschen Kulturrates versam-
melten Expertinnen und Experten,
die fachspezifische Themen aufge-
griffen, diskutiert und Stellungnah-
men erarbeitet haben. Ebenfalls
danken möchte der Vorstand den
Kolleginnen und Kollegen im Spre-
cherrat für die konstruktiven und
lebendigen Diskussion, für Lob und
Tadel in den vergangenen zwei Jah-
ren. In unseren Dank einschließen
möchten wir auch die Geschäftsstelle
des Deutschen Kulturrates, nament-
lich den Geschäftsführer Olaf Zim-
mermann, der mit seinen Mitarbei-
terinnen die Arbeit des Vorstands
unterstützt hat.

Prof. Dr. Max Fuchs
Heinrich Bleicher-Nagelsmann

Dr. Georg Ruppelt �

Bericht des Vorstands – 2001 bis 2003
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Arbeit im schalltoten Raum
Zur Lage der übersetzenden Klasse • Von Burkhart Kroeber

Noch einmal dasselbe Ceterum cen-
seo? Dass die Literaturübersetzer
schlecht behandelt, miserabel hono-
riert, ja in der Regel überhaupt nicht
wahrgenommen werden, obwohl
ohne ihre Arbeit das halbe Verlags-
wesen und der ganze Literaturbe-
trieb zusammenbräche? Nein, das
ist schon zu oft gesagt und geschrie-
ben worden. Diesmal etwas anderes.

Wer hauptberuflich mit Sprache
zu tun hat, also nicht nur

sämtliche Angehörige des so ge-
nannten Literaturbetriebs – Auto-
ren, Kritiker, Verlagsleute, Buch-
händler –, sondern auch die große
Zahl der Literaturlehrenden an
Schulen und Hochschulen, sollte
sich ab und zu bewusst machen,
was für ein ungemein kompliziertes
Gebilde die deutsche Sprache ist. Es
genügt ein Blick in Erfahrungsbe-
richte von Angehörigen anderer
Sprachgemeinschaften, die Deutsch
als Fremdsprache zu lernen ver-
sucht haben. Sehr eindrucksvoll hat
sich bekanntlich Mark Twain über
die schreckliche deutsche Sprache
geäußert: „Bestimmt gibt es keine
andere Sprache, die so ungeordnet
und unsystematisch, so schlüpfrig
und unfassbar ist; man treibt völlig
hilflos in ihr umher, hierhin und
dahin; und wenn man schließlich
glaubt, man hätte eine Regel erwi-
scht, die festen Boden böte, auf dem
man inmitten der allgemeinen Un-
ruhe und Raserei ausruhen könne,
blättert man um und liest: „Der
Schüler beachte sorgfältig folgende
Ausnahmen“ – und die sind dann
zahlreicher als die Regelbeispiele. Es
lohnt sich, den Aufsatz wiederzule-
sen, er ist nicht nur sehr vergnüg-
lich, sondern zugleich ein lehrrei-
cher „Blick von außen“ – wenn auch
nur die Fortsetzung eines alten Kli-
schees von der Natürlichkeit der
eigenen Sprache und der Unnatür-
lichkeit aller fremden.

Aber nicht nur lernwillige Aus-
länder kann die Komplexität der
deutschen Sprache zur Verzweiflung
treiben. Man lese einmal nach, was
Jacob Grimm, der sich um die Erfor-
schung und Pflege der deutschen
Sprache weiß Gott verdient gemacht
hat, 1847 vor der Berliner Akademie
der Wissenschaften „über das pe-
dantische in der deutschen sprache“
vortrug. Nach zahlreichen hochinte-
ressanten Beispielen über die Ent-
wicklung der Sprache seit dem Alt-
und Mittelhochdeutschen kommt er

zu dem Resümee: „Deutschland
pflegt einen schwarm von Puristen
zu erzeugen, die sich gleich Fliegen
an den rand unsrer sprache setzen
und mit dünnen Fühlhörnern sie
betasten.“

Warum ich das hier zitiere? Nun,
genau mit dieser so komplizierten,
pedantischen und von Puristen
bewachten deutschen Sprache
haben wir Literaturübersetzer es
tagtäglich zu tun. Aber nicht nur so,
wie alle anderen in ihr Schreiben-
den, indem wir uns mehr oder weni-
ger lesbar, verständlich, elegant und
so weiter in ihr auszudrücken versu-
chen, sondern indem wir ganz
anders ausgedrückte und struktu-
rierte Wortgebilde in sie zu überset-
zen haben. Schreiben kann jeder

lernen, solange es nur um die eigene
Muttersprache geht, einschlägige
Kurse werden überall angeboten.
Aber schreibend aus dem Nicht-
deutschen ins Deutsche zu überset-
zen – also nach weitverbreiteter
Meinung (siehe Mark Twain) aus
dem Unkomplizierten, Natürlichen,
Logischen, Rationalen ins Kompli-
zierte, Unnatürliche, Unlogische,
Irrationale, und zwar unter mög-
lichst treuer Wahrung nicht nur des
Was, sondern auch des Wie der wie-
derzugebenden Aussage, ohne
dabei den Geist der eigenen Sprache
zu vergewaltigen – das können nur
wenige hochtrainierte Spezialisten.
Dazu muss man mindestens so lan-
ge trainiert haben wie Spitzensport-
ler, oder ähnlich lange geübt wie

Konzertpianisten; mit ein bisschen
täglichem Jogging oder Herumklim-
pern ist es nicht getan (soll heißen:
Fremdsprachenkenntnisse sind nur
die selbstverständliche Vorausset-
zung, entscheidend ist die Virtuosi-
tät im Umgang mit den Möglichkei-
ten der eigenen Sprache). Und des-
halb sind die wenigen, die sich um
diese Kunst bemühen, auch eine
ganz besondere Truppe, um nicht zu
sagen Spezies, deren Angehörige
sich meistens – sogar sprachüber-
greifend und weltweit – rasch erken-
nen, eben wie Musiker oder Thea-
terleute.

Anders als Musiker, Theaterleute
oder Spitzensportler werden wir
Übersetzer allerdings weder auf
Podien noch auf Podesten be-
klatscht (geschweige denn ange-
messen honoriert). Im Gegenteil,
wir werden im Dunkeln gelassen
oder sogar dort hineingestoßen, weil
der Markt es so will. Wir arbeiten
gleichsam, wie Dieter E. Zimmer vor
nun mehr zehn Jahren schrieb, in
einem schalltoten Raum: null Reso-
nanz, wohin man auch horcht
(außer ab und zu eine Mäkelei, ein
einzelnes aufgespießtes Wort, oder
gar nur eine Missbilligung des deut-
schen Buchtitels, der bekanntlich –
das wenigstens sollten Rezensenten
wissen – vom Verlag gemacht wird).
Der Grund ist zum einen das Fehlen
von Maßstäben zur Beurteilung von
Übersetzungen, das aus Ahnungs-
und Hilflosigkeit resultiert (und sich
je nach Temperament des Kritikers
mal in Wurschtigkeit, mal in Arro-
ganz und Besserwisserei ausdrückt).
Zum anderen ist es aber auch, wie
gesagt, der Markt: Der Markt will
nicht, dass Mittler zwischen Autor
und Leser sichtbar werden, er will
dem Konsumenten möglichst hell
und einsam strahlende Stars prä-
sentieren. Im Musik- und Theater-
betrieb geht es nicht ohne Interpre-
ten, also werden diese zu strahlen-
den Stars erhoben. Im Literaturbe-
trieb hat man die Interpreten ins
Reich der Schatten, der stillen Zulie-
ferer verbannt, ungeachtet ihres
gesetzlich verbrieften Status als
Urheber (an dem nicht zufällig
immer wieder gerüttelt wird). Die
Übersetzerei als reibungslos funk-
tionierende Dienstleistung, die nur
wahrgenommen wird, wenn etwas
rumpelt: das ist die Lage – Ausnah-
men bestätigen wie immer die
Regel. Ob sie noch lange so bleiben
kann, steht allerdings dahin. Es

könnte passieren, dass die Verlage
plötzlich keine kompetenten Über-
setzer mehr finden, denn auch die
haben, ob man‘s glaubt oder nicht,
ihren Stolz.

Kürzlich las man in einem der
seltenen Feuilletonartikel, die sich
mit diesem Thema befassen, es fehle
den Literaturübersetzern an Selbst-
bewusstsein, sie unterwürfen sich
wie getretene Hunde dem Diktat
einer marktgängig glattgebügelten
Sprache und das Resultat sei ein
„Deutsch mit Bügelfalten“. Ich halte
das eher für eine optische Täu-
schung. Sicher gibt es ein solches
Deutsch (in manchen Verlagspro-
grammen besonders häufig), aber
nicht so sehr, weil es den Überset-
zern an Selbstbewusstsein fehlt,

sondern weil sie als unsichtbar
gehaltenes Häuflein keine Macht
haben, nicht einmal über ihre eige-
nen Produkte. Oft genug werden
diese von Verlagsleuten oder deren
„freien“ Zuarbeitern glattgebügelt,
ganz in der Tradition der von Jacob
Grimm kritisierten Pedanten. Dage-
gen wehren kann sich, zumal in der

grassierenden Krise des Buch-
markts, nur wer im Betrieb aus wel-
chen Gründen auch immer als uner-
setzbar gilt. Aber Wehrlosigkeit heißt
nicht mangelndes Selbstbewusst-
sein. Eher droht die Gefahr einer
zunehmenden Verbitterung aus all-
zu lange frustriertem Selbstbe-
wusstsein, gerade bei den Tüchtig-
sten, die sich nach anderen Tätigkei-
ten umsehen. Dadurch könnten
manche Verlage ernste Probleme
bekommen.

Was die Arbeit im schalltoten
Raum betrifft, so werden wir sie –
ich glaube, ich darf hier für viele Kol-
leginnen und Kollegen sprechen –
unbeirrt fortsetzen, solange wir kön-
nen und es Texte gibt, für die es sich
lohnt. Das Horchen auf Resonanz
und die Kritik der Kritik an unserer
Arbeit werden wir ebenso unbeirrt
fortsetzen – dank ständigen Trai-
nings und kollegialen Austauschs in
vielerlei Form, von monatlichen
lokalen Treffen über Workshops und
öffentliche Aktionen bis zu selbstor-
ganisierten Fortbildungsseminaren,
nicht zuletzt in Straelen, haben wir
durchaus einige Maßstäbe dafür.
Was die rechtlichen und finanziellen
Aspekte unseres Verhältnisses zu
den Verlagen angeht, werden sich
diese auf die Dauer etwas Neues ein-
fallen lassen müssen. Ein paar Ideen
könnten wir ihnen auch selber lie-
fern, sie müssten uns nur einmal
Gehör schenken.

Dr. Burkhart Kroeber,
Sprecher der Deutschen

Literaturkonferenz �

(erschienen im Zürcher Tages-An-
zeiger  am 25. Januar 2003 unter
dem Titel „Zulieferer im Reich der
Schatten“)

politik und kultur
stellt zur Diskussion

Seit Erscheinen der Zeitung „Politik und Kultur“ stellen wir in dieser Rubrik
Beiträge zur Diskussion. Es werden bewusst Artikel publiziert, die zum
Widerspruch reizen, die kulturpolitische Debatte anregen und Diskussionen
hervorrufen sollen. Die Beiträge spiegeln als Namensartikel die Meinung der
Autorinnen und Autoren wieder. 
Die Redaktion erhofft mit dieser Rubrik, die kulturpolitische Debatte zu bele-
ben und jenseits abgestimmter Verbandsmeinungen, die immer einen
Kompromiss darstellen müssen, Anstöße zur künftigen Kulturpolitik zu
geben. 
Widerspruch zu den vorgetragenen Meinungen ist nicht nur erlaubt, sondern
ausdrücklich erwünscht. 

Die Redaktion �

Auf der Kuhstraße zur Weltliteratur: Das
Europäische Übersetzerkollegium in
Straelen

Foto: EUK/Birgit Kennchen

Lichtdurchflutet: die weltweit größte
Spezialbibliothek für Literaturüber-
setzer Foto: EUK

Galeristen: Viel Glanz – viel Schatten
Im Alter zu oft Havarie – Schluss mit komisch • Von Bogislav von Wentzel

Im Optimismus bestärken sich Gale-
risten und Künstler, eine momentane
Ebbe in der Kasse sei halb so
schlimm, aber sicher die Möglichkei-
ten der Zukunft doppelt so gut.
Doch jenseits der 65 oder gar 70
bekommt die Zukunft immer kürzere
Beine.

Wie verheerend die Situation für
alte, meine alten Kollegen sein

kann, erschlug mich auf der Art
Cologne. Nach außen war die Messe
noch nie so herausgeputzt. Presse-
verlautbarungen und Werbung ver-
sprachen hinreißend Erlesenes für
die Schönen, die Mächtigen, einer
pikobello Welt. Dass der Schotter
stottert, war perfekt weggeschminkt.
Trotzdem, die Galeristen bewegen
sich wie Stars, ihre durchgestylten
Galerien, ihre ästhetische Koje muss,
ja muss mit den Designern der
Schönen, der Reichen mithalten

oder aus... – das „13. Monatsgehalt“
musste verdient werden.

Doch hinter dieser prächtigen
Kulisse offenbarten sich beklem-
mende Schicksale.

Kollegen – nun grauhaarig- aus
der „guten“ alten Zeit (als ich noch
Vorsitzender war und niemand an
das Alter dachte) nahmen mich an
die Seite und klagten über die exis-
tenzvernichtende Situation, dass sie
keinen Ausweg wüssten, um aufhö-
ren zu können.

Eine Galerie kann nicht einfach
verkauft werden, da der Wert einer
Galerie auf dem Vertrauensverhält-
nis zwischen dem Galeristen und
dem Sammler beruht.

Die Verzweiflung aus dem
Arbeitsleben bis zum Lebensende
nicht ausscheiden zu können, hat –
bei jedem anders – zwei Hauptgrün-
de: die Steuer und mangelnde Vor-
sorge. Wenn beides zusammen

kommt, ist das ein Desaster.
Ein Beispiel – nicht erfunden:

Ein Galerist, anerkannt, der nie die
kurzen Moden ritt, aber deswegen
immer hochgelobt über 30 Jahre zu
seinen Künstlern stand und diese
durch dick und dünn durchzog,
steht vor einer ausweglosen Situati-
on. In guten Zeiten hat er gerade
soviel Kapital ansammeln können,
um die schlechten Zeiten überleben
zu können. Immer wenn dann in
den schlechten Zeiten die Steuern
für die guten Zeiten zu zahlen
waren, hat er seine Lebensversiche-
rungen auflösen müssen. So blieb
die Hoffnung vom Lager als Alterssi-
cherung überleben zu können.

Welch ein Trugschluss! Im Lager
liegen wie Blei die Arbeiten von
Künstlern, die sich schon seit Jahren
nicht verkaufen ließen und nun mit
einem gewandelten Geschmack,
neuen Moden auch kaum verkaufen

lassen werden. Das Finanzamt aber
käme bei Betriebsaufgabe und ver-
langt den Aufgabegewinn, das heißt
wenn die Bilder von der zu schlie-
ßenden Galerie an den Ex-Galeris-
ten fallen, zirka 25 Prozent des
Buchwertes. Diesen Aufgabegewinn
kassiert das Finanzamt nicht in Bil-
dern, sondern in bar. Der Galerist
würde diese Kröte schlucken, aber
er kann nicht, denn er hat kein
„Cash“. Eine Neubewertung des
Lagers nimmt das Finanzamt fast
nie hin, für sie wird Kunst immer
nur teurer. Einen Prozess vor dem
Finanzgericht kann der Galerist
kaum durchhalten, da er länger als
drei Jahre dauert.

So ist er gezwungen weiterzuma-
chen, wie immer alt oder krank;
kommt er zu Tode, ist die Familie im
Konkurs, nur die Sozialhilfe bleibt. 

Seine Künstler sind vergleichs-
weise besser dran, sie sind in der

Künstlersozialversicherung. Dass
der Galerist dies mit seinem „Arbeit-
geberanteil“ finanzierte, hilft ihm
nicht. Einen Fond beim Bundesprä-
sidenten gibt es nur für „Künstler in
Not“. An die Öffentlichkeit gehen
die existenzbedrohten Galeristen
auch nicht, weil es den Ruf der Gale-
rie schädigen würde. Sogar der eige-
ne Verband hat sich bisher nicht
gekümmert, er hat bisher nur Exis-
tenzgründungsseminare durchge-
führt, sich um das dicke Ende nicht
gekümmert. 

Was nun, sprach Zeus? Messe-
glanz hin und her, mir ist die Ver-
zweiflung in den Magen geschlagen.

Bogislav von Wentzel,
1973 bis 1992 Galerist in Köln,

Begründer und langjähriger Vorsit-
zender des Bundesverbands 

Deutscher Galerien �
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Zur Lage der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik
Internationaler Kulturdialog in der Verantwortung für unsere gemeinsame Zukunft • Von Wilfried Grolig

Vor nicht ganz drei Jahren hat Bun-
desminister Fischer die „Konzeption
2000“ der Öffentlichkeit vorgestellt.
In seiner Rede wies der Minister
besonders auf die durch die Globali-
sierung gewachsene stärkere politi-
sche Rolle der Auswärtigen Kultur-
politik als eines integralen Bestand-
teils deutscher Außenpolitik hin.
Kulturelle Außenpolitik betrifft alle
außenpolitischen Aspekte des gesell-
schaftlichen und geistigen Lebens,
die nicht unmittelbar unter politi-
sche und wirtschaftliche Beziehun-
gen fallen.

An dieser Prämisse hat sich seit-
her nichts geändert. Im Gegen-

teil: der 11. September 2001 hat auf
besondere Weise auch verdeutlicht,
dass mit dem im gleichen Jahr von
den Vereinten Nationen ausgerufe-
nen „Dialog zwischen den Kulturen“
ernst gemacht werden muss. Schre-
ckensszenarien wie das eines „clash
of civilizations“ sind übertrieben; es
kann jedoch kein Zweifel darüber
bestehen, dass eine global agierende
Außenpolitik gerade auch die kultu-
relle Komponente zu beachten und
auf sie einzugehen hat. Vertieftes
Wissen voneinander ist meist der
beste Weg, um zwischen verschiede-
nen Auffassungen vermitteln zu
können.

Europäisch-Islamischer 
Kulturdialog

Die Bundesregierung hat auf die
Herausforderung des 11. Septem-
bers 2001 mit der Bereitstellung von
Sondermitteln und der Berufung
eines Beauftragten für den Dialog
der Kulturen und den Europäisch-
Islamischen Kulturdialog (EIK)
schnell reagiert. Ein Beispiel: Unser
Beitrag zum kulturellen Wiederauf-
bau in Afghanistan nach dem Sturz
des Taliban-Regimes kann sich
sehen lassen. Nach einer Zeit hilflo-
ser Ohnmacht, in der Bildung für
Mädchen nicht in Frage kam, in der
Musik verboten, und in der die Welt
gezwungen war, der mutwilligen
Zerstörung alter Kulturdenkmale
tatenlos zuzuschauen, sind die
Menschen in Afghanistan dankbar
für und geradezu hungrig nach kul-
turellen Angeboten. Mit der beab-
sichtigten (Wieder-)Eröffnung eines
Goethe-Instituts in Kabul trägt die
Bundesregierung diesem Bedürfnis
Rechnung. Mit der Wiedererrich-
tung von Schulen in dem durch den
Bürgerkrieg weitgehend zerstörten
Land bieten wir jungen Menschen

die Gelegenheit, sich an dem lang-
fristigen Aufbau ihres Landes aktiv
zu beteiligen. Mädchen und Frauen
erhalten überhaupt erst jetzt wieder
die Möglichkeit, am kulturellen und
Bildungsleben ihrer Gesellschaft
teilzunehmen. Wir helfen damit
dem Land und fördern damit ande-
rerseits das Ansehen, das Deutsch-
land in Afghanistan in hohem Maße
genießt. 

Im gleichen Zusammenhang ste-
hen unsere Bemühungen, nach lan-
gen Jahren der Abwesenheit erneut
Kulturinstitute in Teheran und
Algier zu eröffnen. 

Auch das auf Initiative des Aus-
wärtigen Amts neu eingerichtete
Internet-Portal „qantara.de“ (arab.:
Brücke) soll den Europäisch-Islami-
schen Kulturdialog fördern. Es steht
in drei Sprachen (Deutsch, Englisch,
Arabisch) zur Verfügung und folgt
der Maxime einer stärkeren Nut-
zung moderner elektronischer
Medien in der Auswärtigen Kultur-
und Bildungspolitik (AKBP). 

Strukturen und Finanzen
Andererseits: die Auswärtige Kultur-
und Bildungspolitik steckt seit Jah-
ren finanziell in einer schwierigen
Situation. Wir wissen, dass ein Inter-
net-Portal allein die erfolgte Schlie-
ßung eines Kulturinstituts im Aus-
land nicht wird kompensieren kön-
nen. Ich kann nur wiederholen: jede
in der Vergangenheit notwendig
gewordene Schließung eines Insti-
tuts tut weh. Wir setzen alles daran,
weitere Kürzungen in unserem
Haushalt zu verhindern. In dieser
Situation macht es jedoch wenig
Sinn, sich über die Lage der Finanz-
mittel die Haare zu raufen, auf bes-
sere Zeiten zu hoffen und einfach zu
warten. Der breiten Öffentlichkeit
ist der langfristige Nutzen unserer
Auslandskulturarbeit für einen vom
Export abhängigen Industriestaat
wie Deutschland, für die wir ledig-
lich ein Viertel Prozent des Bundes-
haushalts ausgeben, nicht immer
ausreichend bewusst. Die Auswärti-
ge Kultur- und Bildungspolitik ist
daher gut beraten, einer die Verwen-
dung von Steuermitteln kritisch
beurteilenden Öffentlichkeit vor
allem im Inland immer wieder den
positiven Nutzen unserer Auslands-
kulturarbeit zu vermitteln.

Eines der Ziele der Auswärtigen
Kultur- und Bildungspolitik ist es, im
Ausland positiv besetzte Eindrücke
von Deutschland zu vermitteln.
Doch wie misst man die Erreichung
dieses Ziels? Die Evaluierung der

Auslandskulturarbeit stellt sich als
ein schwieriges Unterfangen dar.
Harte Fakten und umfassend ver-
gleichbare Zahlen lassen sich nicht
auf die Schnelle feststellen, wenn es
um global organisierte Kulturaktivi-
täten geht. Die Voraussetzungen in
verschiedenen Ländern und Regio-
nen sind zu unterschiedlich, als dass
sie über einen Kamm geschoren
werden könnten und eine über das
Allgemeine hinausgehende Beurtei-
lung erlaubten. Bislang hat auch
noch niemand die Maßeinheit für
Sympathie entdeckt. Spektakuläre
Erfolgsbeispiele sind gar nicht so
selten, sie lassen sich allerdings
schwerlich monokausal erklären:
wir wissen zum Beispiel nicht, wel-
che Umstände den Sony-Konzern
vor einigen Jahren im Einzelnen
dazu veranlasst haben, für seine
Europa-Zentrale den Standort Ber-
lin zu wählen; eine besondere Be-
ziehung von Sony-Chef Ohga zu
Deutschland ist jedoch unumstrit-
ten – vor vielen Jahren hat er als Sti-
pendiat des Deutschen Akademi-
schen Austauschdienstes (DAAD) in
Berlin studiert. 

Um die Erfolge der Arbeit mess-
barer zu machen und um die Arbeit
selbst noch effektiver zu organisie-
ren, benötigt die Auswärtige Kultur-
und Bildungspolitik bessere Instru-
mente zur Steuerung. Diese erlaubt
es, einmal definierte Ziele hinsicht-
lich der wichtigsten AKBP-Bereiche
(Programmarbeit, Jugend- und aka-
demischer Austausch, Förderung
der deutschen Sprache, Auslands-
schulwesen etc.) in den verschiede-
nen Ländern und Regionen besser
umzusetzen. Das Auswärtige Amt
wird daher in Zukunft verstärkt auch
für den Kulturbereich das Steue-
rungsmittel strategischer Zielpla-
nung nutzen – Ziel ist es, die Aus-
landskulturarbeit unter gegebener
Größe der zur Verfügung stehenden
Mittel zu optimieren. 

Diesem Ziel dient auch die Fort-
setzung der Strukturreform, die in
2000 mit der Fusion von Goethe-In-
stitut Inter Nationes (GI) erfolgreich
begonnen wurde. In diesem Jahr
wurde der Teilbereich unserer
Musikarbeit im Ausland, der bisher
von der Verbindungsstelle für Inter-
nationale Beziehungen des Deut-
schen Musikrates betreut wurde, in
die Zuständigkeit des GI überführt.
Bei der Programmarbeit hat das 40-
jährige Jubiläum des Elyséevertrages
es ermöglicht, die deutsch-französi-
sche Zusammenarbeit finanziell
besser auszustatten. Wir werden

versuchen, für diese zentrale Part-
nerschaft in Europa eine Versteti-
gung des erhöhten Mittelansatzes
zu erreichen. Wir wollen die ge-
meinsame Unterbringung von Goe-
the-Instituten und der Kulturinstitu-
te unserer europäischen Partner auf
weitere Standorte ausdehnen. Wir
verfolgen damit nicht nur das Ziel,
durch geteilte Gebäudekosten Ein-
sparungen zu erzielen, sondern im
Ausland auch stärker den gemeinsa-
men Hintergrund unserer europä-
ischen Kulturen zum Ausdruck zu
bringen. 

Die europäische 
Dimension

Die kulturelle Dimension Europas
ist eine wichtige Größe, wir brau-
chen sie für das Projekt eines in Viel-
falt geeinten Europa. Sie bietet den
Bürgerinnen und Bürgern auch
emotional die Chance, ihre Identifi-
kation mit der Europäischen Union
zu verstärken. Kultur sollte daher
auch in der europäischen Verfas-
sung verankert sein. Ihr Stellenwert
muss innerhalb der EU-Verträge
bekräftigt werden, ohne die jeweili-
gen nationalen Kompetenzen der
Kulturpolitik in Frage zu stellen. 

Im Zusammenhang multilatera-
ler Kulturpolitik ist die Sorge ernst
zu nehmen, die viele Menschen hin-
sichtlich einer Kommerzialisierung
des Bildungs- und Kultursektors
haben. Einer möglichen Aushöh-
lung des öffentlichen Kultur- und
Bildungsangebots müssen wir ent-
gegenwirken. Es bedarf politischen
Handelns, um den allgemeinen
Zugang zu einem vielfältigen Ange-
bot von Kultur- und Bildungsdienst-
leistungen zu gewährleisten. Daher
unterstützt Deutschland unter Fe-
derführung des Auswärtigen Amts
die Erarbeitung einer „Internationa-
len Konvention zur kulturellen Viel-
falt“ innerhalb der UNESCO. 

Globalisierung und 
Modernisierung

Globalisierung bedeutet für einen
modernen Industriestaat zunächst
einmal Reagieren auf verstärkten
Wettbewerb. Wer sich als junger
Mensch heute in beruflicher Per-
spektive dafür entscheidet, einen
Teil seiner Ausbildung im Ausland
zu verbringen, prüft sehr genau, wo
weltweit hierzu die Voraussetzungen
am günstigsten sind. Für Deutsch-
land trifft das nur mehr für einige
Fächer zu. Ein Beispiel: japanische

Studierende fragen in Deutschland
vor allem Germanistik und Musik
nach, naturwissenschaftliche und
technische Fächer spielen dagegen
keine oder nur eine marginale Rolle. 

Hochtechnologie einschließlich
der Entwicklung alternativer Tech-
nologieformen, sowie das Aufzeigen
von verantwortungsbewussten und
nachhaltigen Nutzungs- und Um-
gangsmöglichkeiten mit neuen Tech-
nologien sind jedoch bereits heute
und werden zukünftig noch stärker
die Gebiete sein, auf denen die
Industriestaaten in starker Konkur-
renz stehen. Dies ist ein natürliches
Terrain für die AKBP. Die Interessen
Deutschlands als Wirtschafts- und
als Bildungsstandort und ganz allge-
mein als Kulturnation sind im
Modernisierungsprozess auf vielfäl-
tige Weise miteinander verflochten. 

Der von Bundesminister Fischer
im Jahr 2000 getroffene Befund:
„Nur wenn es uns gelingt, die besten
Köpfe davon zu überzeugen, nach
Deutschland zu kommen, können
wir bei uns das kreative Potential
versammeln, das sich von der Spit-
zenforschung bis zur Technologie-
entwicklung in neuer Wertschöp-
fung niederschlägt“, hat nichts von
seiner Aktualität eingebüßt. 

Mit der konzertierten Aktion
„Hi!Potentials“ und der Einrichtung
wichtiger Internet-Portale zur um-
fassenden Information ausländi-
scher Studierender („Gate-Germa-
ny.de“) haben Bund und Länder in
den vergangenen Jahren erfolgreich
gemeinsame Anstrengungen unter-
nommen, um die Attraktivität des
Studienstandortes Deutschland zu
steigern. 

Dieser Weg sollte fortgesetzt wer-
den. Dabei machen die zuletzt
genannten Aspekte nur einen Teil
des ganzen Bildes aus. Den interna-
tionalen Kulturdialog führen wir in
der Verantwortung für unsere ge-
meinsame Zukunft. Der Austausch
von Menschen in den Institutionen
der Bildung bringt uns am besten
dem Ziel näher, die Unterschiedlich-
keit von Kulturen besser verstehen
und akzeptieren zu lernen. Die Aus-
wärtige Kultur- und Bildungspolitik
ist ein wichtiges Glied in dem Bemü-
hen, diese Akzeptanz der Unter-
schiedlichkeit, das heißt diese „Kul-
tur der Toleranz“ zu verwirklichen. 

Ministerialdirigent Wilfried Grolig,
Leiter der Abteilung Kultur und Bil-

dung des Auswärtigen Amtes �
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Immer noch Probleme mit der „Ausländersteuer“
Das deutsche System der Pauschalbesteuerung bleibt unbefriedigend • Von Jens Michow

Die Problematik der beschränkten
Steuerpflicht ist in den letzten Jah-
ren insbesondere im Hinblick auf die
Besteuerung der in Deutschland ge-
tätigten Einnahmen ausländischer
Künstler beziehungsweise ausländi-
scher Produktionsgesellschaften in
den Blickpunkt des öffentlichen Inte-
resses und vor allem der Veranstal-
tungswirtschaft geraten. Während
von der Veranstaltungsbranche die-
se Steuer kurz als „Ausländersteu-
er“ bezeichnet wird, findet sich im
deutschen Einkommensteuergesetz
(EStG) ausschließlich die Definition
„beschränkte Steuerpflicht“ bezie-
hungsweise „Steuerabzug für be-
schränkt Steuerpflichtige“.

Bis zum 31. Dezember 1995 be-
trug gem. § 50 a Abs. 4 EStG der

Steuersatz einheitlich pauschal 15
vom Hundert der Einnahmen.
Durch das Jahressteuergesetz 1996
wurde er mit Wirkung zum 01. Janu-
ar 1996 auf 25 vom Hundert der Ein-
nahmen erhöht. Mit Wirkung zum 1.
Januar 2002 wurden durch Schaf-
fung einer Freibetragsgrenze sowie
einer Staffelbesteuerung für gering-
verdienende ausländische Künstler
und Künstlergruppen erhebliche Er-
leichterungen geschaffen (so ge-
nannte Milderungsregelung). Mit
Wirkung zum 1. Januar 2003 wurde
der Spitzensteuersatz der so ge-
nannte Ausländersteuer als Folge
der Herabsetzung der für unbe-
schränkt Steuerpflichtige reduzier-
ten Steuersätze von bisher 25
Prozent auf 20 Prozent gesenkt.

Dennoch halten sowohl viele
ausländische Künstler und Produk-
tionsgesellschaften als auch ihre
deutschen Vertragspartner, die Ver-
anstalter, die seit 2002 eingeführten
Milderungsregelungen nicht für
zufriedenstellend. Gerügt wird nach
wie vor eine Unvereinbarkeit mit
europäischem Recht aufgrund einer
immer noch bestehenden Benach-
teiligung der ausländischen Künst-
ler gegenüber den inländischen
Künstlern. Während für deutsche
Künstler ein Grundfreibetrag und
eine progressive Besteuerung gilt,
sind diese den ausländischen
Künstlern bei Einnahmen im Inland
versagt. Derweil deutsche Künstler
lediglich ihre Nettoeinkünfte ver-
steuern, gilt die Steuer mit der Pau-
schalsteuer als abgegolten. Eine
Steuerveranlagung findet bei aus-
ländischen Künstlern nicht statt
und die Erstattung einer Überbe-
steuerung ist lediglich unter Zu-
grundelegung des Pauschalsteuer-
satzes allenfalls auf Umwegen (siehe
unten), jedenfalls aber nicht zeitnah
möglich. Derzeit ist aufgrund eines
Vorlagebeschlusses des FG Berlin
der Europäische Gerichtshof mit der
Vereinbarkeit der deutschen Pau-
schalbesteuerung mit § 49 des EG-
Vertrages (Beschränkung des freien
Dienstleistungsverkehrs) befasst (Az
C-234/ 01). Da der Generalanwalt in
seinem Schlussantrag bereits für die
Unvereinbarkeit der deutschen Re-
gelung mit dem europäischen Recht
votiert hat, ist zu hoffen, dass das
Urteil des EuGH letztendlich weit-
reichendere Veränderungen der
deutschen Pauschalbesteuerung zur
Folge haben wird.

Betrachtet man lediglich den
Steuersatz als solchen, mag die all-
gemeine Unzufriedenheit erstaun-
lich sein. Schließlich kennen wir in
Deutschland Spitzensteuersätze von
derzeit bis zu 48,5 Prozent. Die
Besonderheit der Steuersätze der
beschränkten Steuerpflicht besteht
jedoch darin, dass dem Steuerabzug
der volle Betrag der Einnahmen
unterliegt. Gem. § 50 a Abs. 4 Satz 4
EStG werden Abzüge zum Beispiel

für Betriebsausgaben, Werbungs-
kosten, Sonderausgaben und Steu-
ern ausdrücklich ausgeschlossen.
Damit unterliegen der Besteuerung
auch Reise- und Übernachtungs-
kosten sowie Vergütungen für Ver-
pflegungsmehraufwand und vor
allem auch die regelmäßig um-
fangreichen Produktionskosten der
Künstler.

Da insbesondere bei aufwändi-
gen Produktionen die Kosten für
Bühnenaufbauten, Ton und Licht
nicht selten den größten Teil der an
die Künstler gezahlten Beträge aus-
machen und entsprechend mitbe-
steuert werden, kann dies gelegent-
lich zu einer steuerlichen Belastung
des dem Künstler oder der Produkti-
onsgesellschaft nach Kosten verblei-
benden Vergütungsanteils führen,
die weitaus höher liegt als die Belas-
tung bei der im Inland üblichen
Gewinnbesteuerung von bis zu 48,5
Prozent.

Zwar hat das Bundesministeri-
um der Finanzen (BMF) in seiner
Verwaltungsrichtlinie vom 23.1.1996
(BStBl I 1996 S. 89 Tz 2.2.3.2) festge-

legt, dass Einkünfte aus technischen
Nebenleistungen, soweit sie nicht
an den beschränkt Steuerpflichti-
gen, sondern an Dritte fließen, dann
nicht der inländischen Steuerpflicht
unterliegen, wenn die Vergütung
aufgrund separater Verträge erfolgt
und die Leistung nicht im unmittel-
baren wirtschaftlichen Zusammen-
hang mit der künstlerischen Leis-
tung steht.

Allerdings werden deutlich for-
mulierte Richtlinien des BMF selbst
von Gerichten nicht immer mit der
gebotenen Konsequenz angewandt.
So hatte das Finanzgericht Mün-
chen mit Urteil vom 10. Mai 2002
(Az: 1 V 4030/01) darüber zu ent-
scheiden, ob die Vergütung für die
aufgrund eines separaten Vertrages
von einer ausländischen Produkti-
onsgesellschaft erbrachten Teilleis-
tungen im Betriebsausgabenbereich
(Beleuchtung und Ton; technisches
Personal, Betreuung und Beförde-
rung der Künstler mit ihrer Crew
und Ausrüstung; Hotelunterbrin-
gung und Flugtickets) der be-
schränkten Steuerpflicht unterlie-
gen oder nicht. Das Gericht igno-
rierte die vom BMF aufgestellten
Richtlinien und stellt in seiner Ent-
scheidung pauschal auf den Geset-
zeswortlaut des § 50 a Abs. 4 Nr. 1
EStG ab, wonach sich die Steuer-
pflicht auch auf „andere mit diesen
Leistungen zusammenhängende
Einkünfte erstreckt, unabhängig
davon, wem die Einnahmen zuflie-
ßen“. Dabei verkennt das Gericht,
dass vorstehender Halbsatz aus-
drücklich auf „diese Leistungen“
und damit nicht auf irgendwelche,
sondern lediglich auf die in der Vor-
schrift behandelten „Einnahmen
aus künstlerischen Darbietungen“
Bezug nimmt. Andere Einkünfte
unterliegen nur dann der Steuer-
pflicht, wenn sie Teil der Gesamtleis-
tung des beschränkt Steuerpflichti-
gen sind. Das jedoch war in dem
vom Landgericht zu beurteilenden
Fall gerade nicht der Fall. Der Bun-
desfinanzhof hat das mit der Beru-
fung angegriffene Urteil bedauerli-
cherweise aus anderen Gründen
bestätigt und hielt die dargestellte

Problematik leider nicht mehr für
entscheidungsrelevant. Daher ste-
hen – neben der nunmehr aufgetre-
tenen Rechtsunsicherheit – weitere
Verfahren dieser Art zu befürchten.

Einen Ausgleich für Fälle der
Überbesteuerung im Pauschalbe-
steuerungsverfahren bietet seit 1996
das so genannte „vereinfachte Er-
stattungsverfahren“. Danach ist es
dem beschränkt Steuerpflichtigen
möglich, seine effektive Steuer-
schuld auf maximal 50 Prozent sei-
nes Gewinns zu begrenzen und da-
rüber hinaus ihm belastete Steuer-
zahlungen erstattet zu verlangen.
Trotz seines verheißungsvollen
Namens ist dieses Verfahren dem im
Inland steuerpflichtigen ausländi-
schen Steuerschuldner regelmäßig
jedoch nicht ohne die kosteninten-
sive Inanspruchnahme deutscher
Steuerberater und/oder Rechtsan-
wälte möglich, wodurch zumeist ein
nicht unerheblicher Teil der Erstat-
tungsbeträge schlicht in andere
Kanäle umgeleitet wird. Wahr-
scheinlich ist dies der Grund, wes-
halb dieses Verfahren bisher allen-

falls in Ausnahmefällen genutzt
wurde. Darüber hinaus funktioniert
das Verfahren auch nur, sofern der
Künstler sich mit dem qua Gesetz
vorgesehenen ‚Steuereinbehalt‘
durch den Vergütungsschuldner,
zumeist den deutschen Veranstalter,
einverstanden erklärt. Vereinbart
der Künstler – was häufig der Fall ist
–  eine Nettovergütung und über-
nimmt der Veranstalter die Steuer-
last sowie die Bezahlung diverser
Nebenkosten für den Künstler (Ho-
tel, Reisekosten et cetera) lässt sich
das Erstattungsverfahren mangels
der in der Person des Steuerschuld-
ners (Künstler) entstehenden Kos-
ten kaum anwenden. Das Erstat-
tungsverfahren funktioniert näm-
lich nur, sofern der erstattungsbe-
rechtigte Künstler die ihm entstan-
denen Kosten nachweist.

Eine durchaus spürbare Erleich-
terung ist tatsächlich durch die Ein-
führung der Freibetragsgrenze sowie
der Staffelsteuerbeträge entstanden.
Gemäß der am 1.1.2002 in Kraft
getretenen Neufassung des § 50 a
Abs. 4 S. 3+4 i.V.m. § 52 Zif 58 a EStG
beträgt der Regelsteuersatz seit
1.1.2003 anstatt bisher 25 Prozent
nunmehr 20 vom Hundert der Ein-
nahmen, allerdings bei Einnahmen

• bis 250 Euro
0 vom Hundert;

• über 251 Euro bis 500 Euro
10 vom Hundert der gesamten
Einnahmen;

• über 501 Euro bis 1.000 Euro
15 vom Hundert der gesamten
Einnahmen;

• über 1.000 Euro
20 vom Hundert der gesamten
Einnahmen.

Gemäß Richtlinie des BMF (BMF-
Schreiben vom 1. August 2002, BStBl
I S. 709) ist die Milderungsregelung
nur auf die unmittelbaren Einnah-
men aus inländischen Darbietun-
gen anzuwenden. Einnahmen aus
der Verwertung von Darbietungen
durch Dritte (zum Beispiel ausländi-
sche Produktionsgesellschaften,
welche den ausländischen Künstler
ins Inland liefern) fallen nicht unter

die Milderungsregelung, sondern
unterliegen mit ihren inländischen
Einnahmen dem Spitzensteuersatz
von 20 Prozent. 

Grundsätzlich gelten gemäß
Wortlaut des § 50 a Abs. 5 EStG die
jeweiligen Steuersätze pro Künstler
und pro Darbietung. Sind Gläubiger
der Vergütung für eine Darbietung
mehrere Personen, ist die Milde-
rungsregelung für jede Person auf
die auf sie entfallende Vergütung
anzuwenden. Dabei ist die Gesamt-
vergütung nach Köpfen aufzuteilen,
soweit die Empfänger keinen ande-
ren Aufteilungsmaßstab darlegen. 

Bei einer aus fünf Personen
bestehenden Musikgruppe, deren
Gesamtvergütung Euro 1.250,00
brutto beträgt, führt eine paritäti-
sche Honorarteilung von 5 x brutto
Euro 250 somit zur Steuerfreiheit
der Einzeleinnahmen. Entspre-
chend können die Vergütungsgläu-
biger allerdings auch eine ungleiche
Verteilung des Gesamthonorares auf
die einzelnen Mitwirkenden verein-
baren. Sollte zum Beispiel der Band-
leader Euro 450, die restlichen vier

Musiker nur Euro 200 pro Künstler
brutto erhalten, sind die Euro 450
mit zehn Prozent zu besteuern. Für
die restlichen Zahlungen gilt der
Steuersatz Null.

Unter dem Begriff Darbietung in
§ 50a Abs. 4 Satz 5 EStG ist für die
Anwendung der Milderungsrege-
lung gemäß vorgenanntem BMF-
Schreiben der einzelne Auftritt pro
Tag zu verstehen. Werden an einem
Tag Auftritte mit verschiedenen Ver-
anstaltern durchgeführt, wird die
Milderungsregelung einmal pro Ver-
anstalter für alle mit ihm durchge-
führten Auftritte angewendet. Wer-
den an einem Tag mit einem Veran-
stalter mehrere Auftritte durchge-
führt, soll laut Anweisung des BMF
die Milderungsregelung für alle mit
diesem Veranstalter am selben Tag
durchgeführten Auftritte nur einmal
anzuwenden sein. Somit wären die
Vergütungen für mehrere an einem
Tag von einem Veranstalter durchge-
führten Einzelveranstaltungen zu
addieren und ausschließlich die
Gesamtsumme als Bemessungs-
grundlage zu betrachten. Diese
Rechtsauffassung dürfte allerdings
kaum einer gerichtlichen Überprü-
fung standhalten, da die Interpreta-
tion des BMF den Begriff der Dar-
bietung willkürlich ausdehnt.

Leider gibt das BMF bisher keine
Informationen darüber, welche
Nachweispflicht dem Vergütungs-
schuldner hinsichtlich der persönli-
chen Daten der einzelnen Steuer-
schuldner von BGB-Gesellschaften
sowie hinsichtlich der Honorarauf-
teilung abverlangt wird. Einige
Finanzämter erwarten, dass in den
Verträgen nicht nur die auf die
jeweiligen Gruppenmitglieder ent-
fallenden Vergütungsanteile, son-
dern auch die vollständigen An-
schriften jedes Steuerschuldners
aufgeführt werden müssten. Nach
Ansicht des Verfassers lässt sich die-
se Auffassung weder mit der bis 2001
üblichen Praxis der Finanzämter
noch mit dem Wortlaut einschlägi-
ger Rechtsvorschriften vereinbaren.
Auch ein zuweilen geforderter sepa-
rater Vertrag pro Künstler wird nicht
verlangt werden können, solange

sich dem Vertrag die Honoraranteile
sowie die Anzahl der Mitwirkenden
nachvollziehbar entnehmen lassen. 

Natürlich handelt es sich auch
weiterhin bei der Besteuerung der
Einnahmen in Deutschland be-
schränkt steuerpflichtiger Künstler
um eine Pauschalsteuer. Das bedeu-
tet: Bemessungsgrundlage der Be-
steuerung bleibt weiterhin die Brut-
toeinnahme (nicht etwa lediglich
der Auszahlungsbetrag!) des be-
schränkt Steuerpflichtigen. Entspre-
chend handelt es sich auch bei den
vorgenannten Staffelbeträgen um
Bruttobeträge, welche alle im un-
mittelbaren wirtschaftlichen Zusam-
menhang mit der künstlerischen
Leistung fließenden Zahlungen mit
einschließen. Insoweit können auch
zukünftig für den Künstler über-
nommene Reise- und Übernach-
tungskosten, selbst wenn diese an
Dritte gezahlt werden, nicht aus der
Bemessungsgrundlage herausge-
rechnet werden. Auch der Steuerbe-
trag als solcher muss bei der Einord-
nung in die jeweilige Steuerstaffel
mit berücksichtigt werden.

Die Berechnungssätze bei und
ohne Übernahme der Abzugssteu-
ern nach § 50a Abs. 4 EStG und des
Solidaritätszuschlages durch den
Schuldner der Vergütung können
der nebenstehenden Tabelle ent-
nommen werden: 

Die angesprochenen Probleme
zeigen, wie unbefriedigend das
deutsche System der Pauschalbe-
steuerung letztendlich ist. Natürlich
gibt es ein entsprechendes Besteue-
rungsverfahren auch in anderen
europäischen Staaten – dort jedoch
mit wesentlich einfacheren Mög-
lichkeiten der Eingrenzung der
Bemessungsgrundlage des Steuer-
abzuges auf den tatsächlichen Ver-
dienst des beschränkt Steuerpflich-
tigen.

Der einzige vernünftige und
sachdienliche Ausweg aus dem
Dilemma der beschränkten Steuer-
pflicht ist und bleibt die Rückkehr
zur Wohnsitzbesteuerung. Es ist
kein vernünftiger Grund ersichtlich,
warum nicht die inländischen Ein-
nahmen ausländischer Künstler in
gleicher Weise wie die entsprechen-
den Einnahmen ausländischer
Gewerbetriebe am Wohnsitz besteu-
ert werden. Zumindest auf europäi-
scher Ebene ließe sich der Steuerzu-
griff leicht durch entsprechende
Kontrollmitteilungen sicherstellen.
Das Standardargument für die
beschränkte Steuerpflicht, dass
Künstler grundsätzlich Steuerbetrü-
ger seien, ließe sich damit leicht
ausräumen. 

Rechtsanwalt Jens Michow,
Michow Rechtsanwälte, Hamburg �

Brutto- Steuer- SolZ(%) Summe bei Netto- Steuersatz bei SolZ bei Zurück- Summe bei Zu-
betrag satz (%) Einbehalt betrag Zurückrechnung (%) rechnung (%) rückrechnung (%)

100 10 0,55 10,55 89,45 11,18 0,61 11,79
100 15 0,82 15,82 84,17 17,82 0,98 18,80
100 20 1,10 21,10 78,90 25,35 1,39 26,74

Jens Michow Foto Archiv

Berechnungssätze bei und ohne Übernahme der Abzugssteuern nach § 50a Abs. 4 EStG und des Solidaritätszuschlages durch den
Schuldner der Vergütung
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Welche Bildung braucht der Mensch?
Bildung als Basis für ein erfolgreiches und verantwortungsvolles Leben • Von Karin Wolff

Im Vor-„PISA“-Jahr 1999 veröffent-
lichte der Hamburger Professor für
englische Literatur Dietrich Schwa-
nitz ein Buch mit dem schlichten und
zugleich ambitiösen Titel „Bildung“.

Er wollte darin – so sein Vorwort –
Zugang zum „kulturellen Wis-

sen“ schaffen. Dieses kulturelle Wis-
sen habe er in seinem Buch unter
dem Gesichtspunkt, was es zur
Selbsterkenntnis beitrage, zusam-
mengefasst, teilt er den Leserinnen
und Lesern einleitend mit. Bildung
sollen wir also offenbar verstehen
als die Verfügung über kulturelles
Wissen zum Zwecke der Selbster-
kenntnis. Das Buch wurde ein Best-
seller – Taschenbuch, Prachtausga-
ben et cetera folgten. Offenbar wur-
de einem Bedürfnis entsprochen –
nämlich nach einem Kompendium
dessen, was man kennen sollte, um
gebildet zu sein oder zu scheinen.

Aber der Versuch blieb nicht
unbestritten. Denn er enthielt nur
Geschichte, Literatur, Sprache, Mu-
sik und Kunst. Insbesondere die so
wichtigen Naturwissenschaften
fehlten. Das hielt ihm denn auch
Ernst Peter Fischer in seinem 2001
erschienenen Buch mit dem Titel
„Die andere Bildung“ vor. Offen-
sichtlich bestehen verschiedene Ver-
ständnisse von Bildung und den
Inhalten. Außerdem stellt sich die
Frage: Ist Bildung nur Wissen und
Erwerb von Wissen?

Ein anderes Beispiel: Mit dem
geradezu drohenden Titel „Bücher:
alles, was man lesen muss“ hat
Christiane Zschirnt eine Vorstellung
der Titel vorgelegt, die angeblich
„das kulturelle Wissen der westli-
chen Welt“ enthalten. An dieser Aus-
wahl und ihrer Zusammenstellung
ist manches verwunderlich: Zum
Beispiel stammt das „neueste“ Buch
über Politik, das man lesen „muss“,
aus dem Jahr 1859. Historische Lite-
ratur sucht man vergebens, aber
dafür findet man Frankenstein. 

Erlauben Sie mir die Zuspitzung:
Das ist das Ergebnis, wenn man den
eigenen Bücherschrank für das kul-
turelle Wissen der westlichen Welt
hält. Solche an Willkürlichkeit nicht
mehr zu überbietenden Anläufe dis-
kreditieren jeden Versuch, tatsäch-
lich über Verbindliches nachzuden-
ken.

Jede Debatte über die Inhalte
von Bildung führt angesichts der
Wissensfülle, der Zunahme des Wis-
sens, der raschen Veraltung und der
unterschiedlichen Auffassungen
über Bedeutungsvolles und Unver-

zichtbares rasch zu dem Schluss,
Bildung nicht mehr inhaltlich zu
definieren, sondern sich auf formale
Beschreibungen (Kompetenzen,
Schlüsselqualifikationen) zu be-
schränken. An meinem kritischen
Unterton merken sie schon, dass ich
das nicht für überzeugend halte: Die
Festlegung schulischer Lerninhalte
verlangt inhaltliche Entscheidun-
gen.

Ich halte allerdings auch nichts
von den Versuchen Klafkis, der Bil-
dung als drei Grundfähigkeiten – zur
Selbstbestimmung, zur Mitbestim-
mung und zur Solidarität – auffasst,
wobei diese Grundfähigkeiten in der
Auseinandersetzungen mit Schlüs-
selproblemen gewonnen werden
sollen. 

Als Schlüsselprobleme definiert

er – und da merkt man schon den
politischen Hintergrund 
• Friedens- und Umweltsicherung, 
• Nord-Süd-Verhältnis, 
• gesellschaftliche Ungleichheit, 
• die Frage nach den Folgen der

neuen technischen Steuerungs-,
Informations- und Kommunikati-
onsmedien, 

• die Frage nach der Subjektivität
des Einzelnen und die Ich-Du-Be-
ziehung.

Da fragt man sich schon: Wo
bleiben Fundamentalismus, Terro-
rismus, die Bemühung um die
Sicherung der Freiheit? Sind nicht
die Schaffung wirtschaftlicher Chan-
cen (Arbeitsplätze) und von Wohl-
stand dringliche Probleme? Wo ist
hier Platz für Religion, Transzen-
denz? Vor allem: Hier handelt es sich
um politische Probleme, sie werden
politisch gesetzt, bestimmt, gewich-
tet; die Probleme bestehen ihrerseits
aus zahlreichen Einzelfragen; ihre
„Lösung“ ist politisch umstritten.
Bei der Findung von Lösungen für
seine Probleme konzediert er
immerhin noch unterschiedliche
Lösungswege, aber die müssen sich
daran messen lassen, dass ihre Prin-
zipien für die Betroffenen verallge-
meinerbar sein müssen, dass alle
Beteiligten ihnen zustimmen kön-
nen. Solchen politisierten Vorstel-
lungen kann ich nichts abgewinnen.
Die Tendenz zur geistigen Einen-
gung auf einseitig politisch Wün-
schenswertes ist nur allzu deutlich
sichtbar.

Was ist dann Bildung?
• Bildung ist die Formung des Men-

schen zu einer eigenständigen
Persönlichkeit, die in der Lage ist,
ihr Leben in Freiheit und Verant-
wortung als Individuum und als
Teil einer Gemeinschaft zu führen.
Das Ziel ist also: Handlungs- und
Entscheidungsfähigkeit.

• Bildung ist Aufklärung über die
Welt. 

• Bildung ist Teilhabe an der Welt
und der Kultur, Bildung ist die
unverzichtbare Weitergabe der
Kultur von einer Generation an die
nächste oder wie Manfred Fuhr-
mann formuliert ein „geistiger
Prozess..., der das Individuum zu
Selbständigkeit und Freiheit, zur
Teilhabe am Kulturganzen und zu
voraussetzungsreichen ästheti-
schen Wahrnehmungen befähi-
gen“ soll (Bildung, Stuttgart 2002,
S. 52)

• Bildung ist Voraussetzung für Dia-
logfähigkeit.

Formung bedeutet nicht „Züch-
tung“ oder „Zurichtung“, sondern
die Vermittlung von Kenntnissen,
Fähigkeiten, Einstellungen, Werten.
Jede Formung hat ein Ziel, eine Idee,
sei es ausgesprochen oder nicht, sei
es bewusst oder nicht. Diese For-
mung ist notwendig, weil der Mensch
von Natur aus oder aus einem Ins-
tinkt nicht über alles verfügt, was er
für ein verantwortliches und erfolg-
reiches Leben braucht. Außerdem:
Auch wer Formung unterlässt, han-
delt. Er überlässt alles dem Zufall.

Bildung ist Leistung und An-
strengung des Menschen selbst,
man bildet sich also selbst; sie
geschieht aber auch durch Erfah-
rung und durch Vermittlung ande-
rer, zum Beispiel in der Familie,
ebenso in der Schule, im Beruf. Der

Mensch ist das, wozu er sich macht,
wozu er sich bildet beziehungsweise
formt.

Lassen Sie mich folgende Spezi-
fizierungen vornehmen:

Bildung umfasst Wissen und
Kenntnisse – aber nicht im Sinne der
Vielwisserei etwa nach Beispiel von
Fernsehquizsendungen verstande-

nes und verarbeitetes Wissen. Wis-
sen kommt dem Streben nach Ein-
sicht und Wahrheit gleich. Solches
Wissen macht frei. 

Komplexität und Wissensfülle
bedeuten: Vermittlung und Hilfe bei
der Aneignung sind notwendig. Es
gilt, aus der „kleinen“ Welt des Kin-
des an die „große“ Wirklichkeit
heranzuführen. Deshalb hat die Ori-
entierung an der Lebenswelt der
Schülerinnen und Schüler als Anfor-
derung an den Unterricht in der
Schule zwar ihre Berechtigung, aber
dabei darf er nicht stehen bleiben!
Nicht nur das Wissen selbst ist wich-
tig, auch das Streben nach weiterem
Wissen gehört zur Bildung.

Damit sind wir bei der Inhalts-
frage: Inhaltsfestlegungen müssen
vor den aktuellen Herausforderun-
gen bestehen (jeder kann sehen: wir
sind hier mit Blick auf die Schule
mitten in der Kanondebatte!). Ich
nenne daher im Folgenden nur
wesentliche Stichpunkte:
• Sprache/Sprachen: Zusammen-

hang Sprache/Denken; Verständi-
gung und Verstehen; Sprache als
„common tie“ einer Gesellschaft
(John Locke); Förderung/Ermögli-
chung des friedlichen Zusammen-
lebens: denn Aussprache, Argu-
ment möglich; die eigene (Mutter-)
Sprache und mindestens Englisch
als Welt-Kommunikationssprache;
Literatur als Aufgreifen und Bear-
beiten von elementaren Fragen,
Konflikten: Hilfe bei der Daseins-
bewältigung; 

• Geschichte: Gewordensein der
Welt Voraussetzung für Verstehen
und Handeln; Erfahrungen des
Menschen; Einsicht in Veränder-
barkeit; Bewusstwerdung von Tra-
ditionen; Kern der politischen Bil-
dung: Wahrnehmung der Partizi-
pation, Gestaltung der Bürgerge-

sellschaft, Bereitschaft zur Mitwir-
kung

• Mathematik und Naturwissen-
schaften: Verständnis der moder-
nen Technik, der Funktionswei-
sen; aus der Kenntnis die Fähigkeit
zu Entscheidungen über die Gren-
zen;

• Kunst und Musik: ästhetische

Dimension, eigene Kreativität;
„Bearbeitung“ menschlicher Fra-
gen, Konflikte, Themen in künstle-
rischer Form;

• Religion: für die Gläubigen:
Durchdenken und Reflektieren
des Glaubens; für die „Ungläubi-
gen“: Erfahren der religiösen Ant-
wort; Begegnung mit zentralen
Daseinsfragen, Herkunftsfragen,
Zukunftsfragen (Was ist nach dem
Tod?) Unter dem Bildungsaspekt:
man kann Europa nicht verstehen
ohne den Beitrag des Christen-
tums, die Kultur ist christlich
geprägt, Aneignung dieser Kultur
verlangt deshalb Berücksichtigung
von Religion; außerdem: Herstel-
lung der Dialogfähigkeit in einer
Welt, in der Religion Bedeutung
für viele Menschen hat; in der man
vielen Menschen mit religiöser
Prägung (auch mit einer anderen
als der christlichen) begegnet;

Zur Bildung gehören selbstver-
ständlich auch Methodenkenntnis-
se: Wie lerne ich ? (Das ist schon not-
wendig wegen neuer Kenntnisse, die
aufgebaut werden müssen.) 
• Entscheidend ist die Anbahnung

von Neugier. Schon aufgrund des
lebenslangen Lernens. 

• Aber man darf nicht den Fehler
machen, die Methoden oder for-
male Fähigkeiten für die Hauptsa-
che zu halten. In der Extremform
ist dieses Missverständnis bei der
Überschätzung des Internets und
des Laptops zu erkennen: Ein Lap-

top für jeden ist nicht die Lösung
des Bildungsproblems! 

Zur Bildung gehören selbstver-
ständlich Einstellungen, Tugenden,
Werte sowie die Auseinanderset-
zung mit Wertvorstellungen anhand
bestimmter Stoffe und Fragestellun-
gen:
• die Einsicht in die Abhängigkeit

von anderen, die Anerkennung
von Regeln, Normen als Basis des
Zusammenlebens;

• Bildung heißt Werte in eine (sinn-
volle) Reihenfolge bringen (Ge-
nuss nicht wichtiger als Freiheit),
Toleranz gegenüber verschiede-
nen Vorstellungen;

• Werte haben Orientierungsfunkti-
on: in einer Welt voller Optionen
und in einer offenen Gesellschaft
sind sie besonders wichtig; das
Handeln an Prinzipien ausrichten;

Insofern kann man nicht deut-
lich genug betonen: Erziehung ist
ein Teil der Bildung.

Bildung umfasst aber noch weit
mehr: ein besonderes Verhältnis zur
Welt; Interesse an der Wirklichkeit,
nicht nur die eigene Perspektive ein-
nehmen. Bildung bildet die Fähig-
keit aus, im Fremden „eine Berei-
cherung“ zu sehen (R. Spaemann);
Bildung hilft ferner Interessen zu
entwickeln, Kennerschaft auszubil-
den (zum Beispiel bei Literatur,
Kunst, Musik). Und Bildung entwi-
ckelt einen kritischen Impuls: Sie
verschafft Kenntnisse und vermittelt
Urteilsfähigkeit, die den Gebildeten
in die Lage versetzen, die Welt und
die Gesellschaft zu verändern: „Wer
der nachwachsenden Generation
eine entsprechende Bildung eröff-
net, lässt auch ein erhebliches kriti-
sches Potential aufkommen.“ (H.
Giesecke, Pädagogische Illusionen,
Stuttgart 1998, S. 267) Nicht zuletzt
kommt Bildung nicht ohne geistige
Anstrengung, das heißt der Erwerb
von Bildung fördert zugleich die
Fähigkeit zu geistiger Anstrengung.

Abschließend sei vor einer Öko-
nomisierung von Bildung gewarnt.

Die Eingrenzung des Bildungsbe-
griffs auf momentan Verwertbares
verbietet sich von selbst: 
• es würde Verarmung und Veren-

gung bedeuten, 
• es unterschätzt den Wandel und

die Ungewissheit künftiger Anfor-
derungen: der Einzelne wäre nicht
vorbereitet auf Wandel, das wäre
in der Tat „Zurichtung“, einem so
„gebildeten“ Menschen fehlte die
Handlungsfähigkeit; (aber das Kind
auch nicht mit dem Bad ausschüt-
ten: Was in den Schulen geschieht,
darf sich nicht von dem abkop-
peln, was Kinder und Jugendliche
brauchen, um beruflich bestehen
zu können); 

• Bildung ist immer auch Vorrat für
noch nicht Bekanntes, für die
Zukunft; siehe auch berufliche Bil-
dung: auch hier geht man weg von
vorzeitiger Spezialisierung (wenn
diese spezialisierte Kompetenz
nicht mehr verlangt wird, ist der,
der nur sie hat, nämlich dequalifi-
ziert).

Karin Wolff,
Kultusministerin des Landes 

Hessen, Präsidentin der Kultus-
ministerkonferenz �

Karin Wolff Foto: Hessisches Kultusministerium

Der Mensch ist das, 
wozu er sich macht

Bildungsziel: Handlungs- und
Entscheidungsfähigkeit
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Bildung in Verantwortung
Neue Kultur- und Schulpolitik in Niedersachsen • Von Bernd Busemann

Es ist ein weitverbreitetes Phäno-
men in Deutschland, dass man an
den Staat beinahe fester glaubt als
an den lieben Gott. Dabei ist doch
unser aller Ideal der mündige, eigen-
verantwortlich entscheidende und
handelnde Bürger. Je mehr Mega-
trends wie Pluralisierung, Individuali-
sierung und Globalisierung in der
Lebenswirklichkeit des einzelnen
Menschen spürbar werden, je mehr
virtuelle Welten und Erfahrungsräu-
me durch neue Medien neben den
realen Alltag treten, desto wichtiger
wird der Beitrag von Kunst und Kul-
tur für die Zukunftsfähigkeit unserer
Gesellschaft. Denn wer verantwor-
tungsvoll handeln soll, braucht Maß-
stäbe und Orientierung. Er braucht
Tätigkeitsfelder für die Entwicklung
seiner individuellen Begabungen und
muss seine Kreativität mobilisieren.
Deshalb sind Kunst und Kultur keine
verzierenden Beigaben, sondern
unverzichtbare Bestandteile eines
menschenwürdigen Lebens.

Sie zu fördern bleibt gemeinsame
Pflichtaufgabe des Landes und

der Kommunen. Daneben wissen
wir die Beiträge der Wirtschaft und
des privaten Sektors, die das Kultur-
leben in Niedersachsen bereichern,
sehr zu schätzen. Deshalb wollen
wir neue Formen des Kultursponso-
rings ebenso unterstützen wie attrak-
tive Anreize zum weiteren Ausbau
eines wirkungsvollen Stiftungswe-
sens. Ebenso offen sind wir für neue
Rechtsformen der Staatstheater.

Die neue Niedersächsische Lan-
desregierung setzt auf ein bildungs-
politisches Gesamtkonzept, das
auch vorschulische Bildung und
Erziehung einbezieht und fördert.
Deshalb ist der Aufgabenbereich der
Kindertagesstätten wieder in das
Kultusministerium verlagert wor-
den. Kernstück unserer Schulreform
aber ist das neue Schulgesetz, des-
sen Entwurf die Regierungsfraktio-
nen nicht einmal eine Woche nach
Konstituierung des neuen Landta-
ges eingebracht und presseöffent-
lich vorgestellt haben. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf setzt ein Sig-
nal für ein begabungsgerechtes,
durchlässiges und wohnortnahes
gegliedertes Schulwesen. Im Kern
beendet er den niedersächsischen
Sonderweg der Orientierungsstufe
und gleichzeitig den nicht minder
fehlgeleiteten Irrweg der Förderstu-
fe. Als weiterer konsequenter Schritt
kommt das Abitur nach zwölf Schul-
jahren hinzu, überfällig für Nieder-

sachsen und von sieben anderen
Bundesländern schon konsequent
umgesetzt.

Es gibt wohl kaum ein Schulge-
setz, welches dem Elternwillen in so
hohem Maße Rechnung trägt, wie
unser Gesetzentwurf. Während
andere Bundesländer den Besuch
der weiterführenden Schulen an
einen bestimmten Notendurch-
schnitt oder entsprechende Schul-
leistungen knüpfen, wird in Nieder-
sachsen künftig nach der Grund-
schule die freie Elternentscheidung
über den Besuch einer weiterfüh-
renden Schule nachdrücklich fest-
geschrieben. Beratung und Zusam-
menarbeit zwischen Schule und
Elternhaus im Sinne einer Erzie-
hungspartnerschaft werden ver-
pflichtend. Deshalb ist auch die
Beratungspflicht der Grundschule
im Gesetzentwurf aufgenommen
worden, und zwar generell, nicht
nur im Zusammenhang mit der
Empfehlung über den Besuch einer
geeigneten weiterführenden Schule.
Durch diesen kontinuierlichen Dia-
log mit den Erziehungsberechtigten
wird die Grundlage für eine am Kin-
deswohl orientierte Schulforment-
scheidung gelegt. Deshalb treffen
die Erziehungsberechtigten nach
der Empfehlung der Grundschule
die Wahl der für das Kind geeigneten
weiterführenden Schulform in eige-
ner Verantwortung!

Auch in der Frage des Ganztags-
angebots von Schulen geben wir
offeneren Modellen auf der Basis
der Freiwilligkeit den Vorzug. Dabei
wollen wir ausdrücklich die Wün-
sche der Eltern und Schulträger ein-
beziehen. Ziel ist auch hier ein maß-
geschneidertes und flexibles Ange-
bot, um den Wünschen der Betroffe-
nen Rechnung tragen zu können.
Dadurch ergeben sich zahlreiche
Anknüpfungspunkte für eine Zu-
sammenarbeit auch mit den außer-
schulischen Trägern kultureller Bil-
dung.

Ein Flächenland wie Niedersach-
sen braucht eine intakte kulturelle
Infrastruktur. Gerade der ländliche
Raum muss dabei, auch in Zusam-
menarbeit mit den Landschaften
und den Landschaftsverbänden,
besonders gefördert werden. Wir
sichern so nicht nur die kulturelle
Vielfalt und pflegen unser Kulturer-
be. Wir bewahren und stärken auch
die Identität der einzelnen Regionen
unseres Landes und erhalten sie
attraktiv, auch für den Fremdenver-
kehr und die Wirtschaft. Vorausset-

zung dafür ist es, unsere Städte und
die regionaltypischen Ortsbilder zu
erhalten sowie die Denkmalbesitzer
bei der Pflege der historischen Bau-
substanz zu unterstützen. 

Kunst und Musik fördern Kreati-
vität und individuelle Begabungen.

Sie eröffnen neue Zugänge zur Wirk-
lichkeit, schärfen die Wahrnehmung
und schulen sinnlich-geistige Erfah-
rungen in einem ganzheitlichen
Sinn. Deshalb unterstützen wir die
Kinder- und Jugendkultur über die
Schule hinaus. Kunst und Musik-
schulen, Theater, Bibliotheken,
Museen und Kulturvereine erfor-
dern ein vielfältiges haupt- und
ehrenamtliches Engagement. Nach-
drücklich unterstützen wir die Ver-
netzung der vorhandenen Angebo-
te, denn die Fähigkeit, den jeweili-
gen Kontext mitzudenken, kritisch
und differenziert wahrzunehmen
sowie eine Vielfalt an Lösungs- und
Deutungsmöglichkeiten zu erken-

nen, stärkt nicht nur die eigene
Identität, sondern prägt auch das
kulturelle Bewusstsein und das Ver-
ständnis für die eigene und fremde
Kulturen.

Anerkennung, Stärkung und För-
derung der Musikkultur ist Aufgabe

einer vorausschauenden und zu-
kunftsorientierten Landespolitik.
Neben Musikunterricht und Musik-
schulen bilden Laien-Musikvereine
das Fundament einer in der Fläche
wirksam werdenden Musikkultur,
die wir gezielt unterstützen wollen.
In Niedersachsen sind zahlreiche
herausragende Festivals und Initia-
tiven beheimatet, die durch ein
Koordinations- und Kommunikati-
onsnetzwerk zur Initiative „Musik-
land Niedersachsen“ verknüpft wer-
den sollen. In diesem Zusammen-
hang wollen wir auch die musikali-
sche Breiten- und Jugendarbeit in
Kindergärten, Schulen und Musik-
schulen stärken.

Nachdrücklich unterstützt die
neue Landesregierung die Bewer-
bung der Stadt Braunschweig und
der umliegenden Kommunen als
Kulturhauptstadt Europas 2010.
Niedersachsen ist eine europäische
Kulturregion, deren Profil wir schär-
fen wollen, indem wir geeignete Ini-
tiativen im Land unterstützen und
mit unseren europäischen Nach-
barn zusammen arbeiten. 

Gleichrangig neben Schulbil-
dung, Berufsausbildung und Hoch-
schulstudium steht die Erwachse-
nenbildung mit ihren bewährten
Grundelementen allgemeiner, poli-
tischer, kultureller und beruflicher
Bildung. Lebenslanges Lernen ist
entscheidend für unsere Zukunfts-
fähigkeit. Deshalb kommt der Er-
wachsenenbildung eine umfassen-
de Bedeutung zu. Denn sie fördert
die individuelle Bereitschaft und
Fähigkeit zum Lernen und schafft
effektive Rahmenbedingungen für
die Teilhaber aller Anlernprozessen.
Angesichts dieser Anforderungen
wird die Landesregierung eine ange-
messene staatliche Förderung der
Erwachsenenbildung sichern.

Ebenso nachdrücklich unter-
stützen wir den Beitrag der Kirchen
in unserer Gesellschaft. Sie helfen
den Menschen bei der Sinnsuche,
geben Orientierung und Wertmaß-
stäbe für verantwortliches Handeln
und helfen Menschen in Not. Vor-
bildliche Dienste leisten sie darüber
hinaus in vielen sozialen, karitativen
und erzieherischen Bereichen. In
den christlichen Werten sehen wir
die Grundlage unserer freiheitlichen
Demokratie. Deshalb wollen wir die
Selbstständigkeit der Kirchen und
Religionsgemeinschaften sowie die
Freiheit, ihren Verkündungsauftrag
in der Gesellschaft ungehindert
nachzukommen, bewahren.

Die Menschen in Niedersachsen
haben ein Anrecht auf Zukunft-
schancen, Wissen, Qualifikation und
vielfältige Möglichkeiten zur per-
sönlichen Entfaltung. Mit unserem
ganzheitlichen Konzept einer neuen
Kultur- und Schulpolitik sehen wir
uns für die Anforderungen der
Zukunft gerüstet.

Bernd Busemann,
Niedersächsischer Kultusminister �

Bernd Busemann Foto: Niedersächsisches Kultusministerium

ConBrio Verlagsgesellschaft

Brunnstr. 23, 93053 Regensburg
Postfach 10 02 45,
93002 Regensburg
Tel.: 0941/945 93-0,
Fax: 0941/945 93-50
E-Mail: info@conbrio.de

• erscheint als auflagenstärkste 
allgemeine Musikfachzeitschrift
Deutschlands im Zeitungsformat

• ist unabhängig und ergreift Partei
für alle Belange der Musikkultur

• für die neue musikzeitung 
schreiben namhafte Journalisten,
Wissenschaftler, Praktiker und
Kulturpolitiker. Wir legen Wert
auf ein breit gefächertes Team von
Redakteuren und Autoren mit
einem über die Musik hinaus-
reichenden Horizont.

Die Verbände
Seit vielen Jahren bewährt ist die Kooperation der neuen

musikzeitung mit den großen Verbänden des deutschen

Musiklebens, deren Mitteilungen wir veröffentlichen:

• Deutscher Kulturrat

• Deutscher Tonkünstlerverband (DTKV)

• Verband deutscher Musikschulen (VdM)

• Jeunesses Musicales Deutschland (JMD)

• Bundesfachgruppe Musikpädagogik (BFG)

• Gesellschaft für Musikpädagogik (GMP/VMP)

• Verband Bayerischer Schulmusiker (VBS)

• VDS-Saar

• Deutscher Musikrat

• Arbeitskreis Musik in der Jugend (AMJ)

• ver.di
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Kulturelle Bildung von Kindern und Jugendlichen
Bessere Sicherheit für die kulturelle Selbstbildung durch ein neues Gesetz • Von Jörg Stüdemann

Darin sind sich Fachleute samt inte-
ressiertem Lobbyismus immer einig:
die kulturelle Bildung macht Kinder
und Jugendliche gut, besser, phanta-
sievoller und in jeder Hinsicht kom-
petenter. Im Reflex auf die PISA-Stu-
die werden die Stimmen lauter, die
fordern, neben der Qualifizierung
kognitiver Bildung ästhetische, so-
ziale und emotionale Bildungsprozes-
se zu intensivieren. Die Argumente
für eine Erweiterung kultur- und bil-
dungspolitischer Anstrengungen zu-
gunsten der kulturellen Bildung sind
wenigstens in der Bundesrepublik
seit Jahren bekannt. Sie handeln,
wie es persuasiver Pädagogik zu
Eigen ist, vom Nutzen der ästheti-
schen Erziehung in Schillerscher Tra-
dition, demnach von der Menschwer-
dung des Menschen durch die
Kunst, und sie parieren des weiteren
in genehmer Form die Vorstellung,
eine Gesellschafts- und Wirtschafts-
ordnung im Übergang zum postin-
dustriellen Zeitalter verlange nach
spezifischen Schlüsselqualifikatio-
nen und Bildungskomponenten. Hier
wird von Selbstbewußtsein, Selbst-
steuerung und Flexibilität, von sozia-
ler Mündigkeit, friedlicher Integrati-
onsbereitschaft und verantwortli-
cher Mitgestaltung der Gesellschaft
ebenso gesprochen wie von gestei-
gerter Wahrnehmungsfähigkeit in
komplexen Systemen, Urteilsfähig-
keit, Kreativität und Innovationsbe-
reitschaft – die  Enumeration ließe
weiter fortführen. 

Brüchig wird der kultur-bildungs-
politische Konsens spätestens

und verliert an kraftgebender Einig-
keit, wenn folgende Fragen zu
beantworten sind: Welche Sparten

zählen mit welchem pädagogischen
Nutzen zur kulturellen Bildung, eig-
nen sich einige nachweisbar besser
als andere für den Bildungserfolg?
Welche Modernisierungserforder-
nisse hat die kulturelle Bildung? Wel-
che Institutionen für Praxis und
Ausbildung sind diesem Bildungs-
bereich angemessen? Seit 1988 hat
der Deutsche Kulturrat mit der
„Konzeption Kulturelle Bildung“,
dann anschließend 1993 mit einer
breit angelegten Tagung zum Thema
versucht, den bis dato in seiner
Eigenständigkeit eher vernachläs-
sigten Bildungsbereich zu sondieren
und programmatisch zeitgemäß zu
fassen. Gleichfalls hat die Bund-
Länder-Kommission für Bildungs-
planung und Forschungsförderung
in zwei umfangreichen Modellver-
suchen „Musisch-kulturelle Bil-
dung“ (1994-97) und „Kulturelle Bil-
dung im Medienzeitalter“ (seit 1999)
erhellend zur Erprobung und Refle-
xion des Praxisfeldes beigetragen.
Weder die eine noch die andere Ini-
tiative, selbst nicht die verschiede-
nen Ausbildungszweige und Akade-
mien haben abschließend gültige
Antworten die aufgeworfenen Fra-
gen gefunden. Die beruhigende Ein-
sicht ist gewachsen, dass mit der
Pluralität von Kulturen, Kunstauf-
fassungen und Künsten die Metho-
denvielfalt und das Angebotsspekt-
rum in der kulturellen Bildung kor-
respondieren. Die einstige Exklusi-
vität der kulturellen Bildung im
Außerschulischen für Musikschu-
len, Bibliotheken und später Ju-
gendkunstschulen ist durchbro-
chen, nunmehr sind sämtliche
künstlerischen Sparten sowie Kul-
turbereiche als Bildungssektoren

anerkannt – bis zu den digitalen
Welten und den elektronischen
Medien, überdies bis zur Verhand-
lung von Globalität und Interkultu-
ralität. Das Bild einer bunten, mit-
unter beliebigen Vielfalt zeichnet
sich ab. 

Dass im Kontext aller Kunstaus-
übungen und kulturellen Betätigun-
gen Bildungsvorgänge in beträchtli-
cher Vielgestaltigkeit zu entdecken,
zu initiieren oder mit je eigener
Methodik zu entfalten sind, kann für
die Kulturpädagogik einnehmen.
Nur bei Wirkungsbehauptungen in
entwicklungspsychologischer oder
in sozialer Perspektive ist ein gewis-
se Vorsicht geboten, da kulturelle
Bildungsprozesse untereinander in-
terferieren, von anderen Bildungser-
lebnissen überlagert sind und kaum
spartengenau, geschweige denn
messbar zugeordnet werden kön-
nen.

Diese Tatsache und die Relativi-
tät der einzelnen Bildungsangebote
schaden im politischen Streit um
finanzielle und personelle Ressour-
cen. So zeigt die kulturelle Bildung
Anzeichen der Paralyse. Mit der
Finanznot der Länder und Kommu-
nen wirkt das Pflichtprogramm der
Haushaltskonsolidierung. Betreut
von der Kommunalaufsicht wird
Städten und Gemeinden mit dem
Gemeinde- und Gemeindehaus-
haltsrecht aufoktroyiert, bei den so
genannten freiwilligen Leistungen
oder den Leistungserbringungen
mit Ermessensspielraum rabiate
Sparideen umzusetzen. Davon sind
Maßnahmen der kulturellen Bil-
dung – egal in welcher Ressortzu-
ständigkeit – massiv berührt: Im kul-
turpolitischen Verteilungskampf um

Finanzen obsiegen die etablierten
Kunstinstitute, in der Jugendpolitik
haben dann Verfahren der sozialen
Sicherung und Hilfestellung eindeu-
tig Priorität vor den Angeboten kul-
tureller Jugendbildung. 

Aus der Misere hilft ein noch so
deutliches Plädoyer für die kulturel-
le Bildung, gespickt mit den bekann-
ten Argumenten, nicht heraus,
sicher aber die rechtliche Neube-
messung des Stellenwerts kulturel-
ler Bildung im Zuge der Jugendpoli-
tik, also ein Gesetz zur kulturellen
Bildung von Kindern und Jugendli-
chen, das den Bereich in einer klar
definierten Prägung und in begrenz-
tem Maße der Haushaltsdramatik
entzieht. Immer stehen einem sol-
chen Ansinnen verfassungsrechtli-
che Bedenken und die Aversionen
der Finanzpolitik zu Zweckbindun-
gen in öffentlichen Haushalten ent-
gegen. Dem ersten Einwand kann
mit  Referenzbeispielen begegnet
werden: Der deutsch-deutsche Eini-
gungsvertrag enthielt als Novum
eine Regelung zur Bewahrung der
kulturellen Substanz (§ 35 a), das
Land Brandenburg kennt ein „Mu-
sikschulgesetz“, der Freistaat Sach-
sen das „Gesetz über die Kulturräu-
me“. Gegen den zweiten Einwand
spricht gerade und zuerst die wirt-
schaftliche Vernunft: Mit der bun-
desweiten Einführung der offenen
Ganztagesgrundschule und der Aus-
dehnung von schulischer Ganzta-
gesbetreuung im allgemeinen wer-
den Schulen auf eine Allianz mit den
Anbietern kultureller Jugendbildung
vor Ort angewiesen sein – dafür
sprechen pädagogische Überlegun-
gen und Kostengründe gleicherma-
ßen. Ein Niedergang dieser Anbieter

aufgrund kommunaler Sparerfor-
dernisse käme den Gemeinden
schließlich teuer zu stehen.

Um unter den Bedingungen kul-
turföderalistisch verankerter Gestal-
tungsspielräume eine rechtliche
Sicherung der kulturellen Bildung in
sinnvoller Weise anzustreben, sollte
ein Gesetz zur kulturellen Bildung
von Kindern und Jugendlichen als
Erweiterung des § 11 zur „Jugendar-
beit“ im Kinder- und Jugendhilfege-
setz (SGB VIII) angelegt sein. Einmal
wird in diesem Zusammenhang
expressis verbis auf die außerschuli-
sche kulturelle Jugendbildung Bezug
genommen, zum anderen gestattet
das KJHG den Ländern eigenständi-
ge Ausführungsgesetze und -be-
stimmungen, womit der Befürch-
tung einer unzulässigen Bundesge-
setzgebungskompetenz in Kulturan-
gelegenheiten abermals entgegen-
gewirkt wäre.

Ein Gesetz zur kulturellen Bil-
dung von Kindern und Jugendli-
chen, das im Rahmen des KJHG
außerschulische und schulbeglei-
tende Bildungsprozesse neu ordnete
und regulierte, bietet die Sicherheit
und Absicherung für die identitäts-
bildende kulturelle Traditionsver-
mittlung und die kulturelle Selbst-
bildung nachwachsender Genera-
tionen – mehr als jeder weitere
Modellversuch, mehr als jede weite-
re Wirkungsforschung. 

Jörg Stüdemann,
Beigeordneter für Kultur der Stadt
Dortmund und Vorstand Deutsche

Schillerstiftung von 1859 �
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PISA 2000 und die kulturelle Bildung – zum Dritten
Was ist Gegenstand dieser 3. PISA-Studie? • Von Max Fuchs

Wer erwartet hätte, dass das Inte-
resse für PISA inzwischen erlahmt
wäre, sah sich getäuscht: Wieder
gab es eine gewisse Aufregung vor
dem 6.3.2003, wieder gab es Speku-
lationen über Ergebnisse, und diese
waren wieder den Medien große
Schlagzeilen wert. Zwei Ergebnisse
waren es dieses Mal (bei Baumert
unter anderem 2003), die im Vorder-
grund standen: Zensuren klaffen bei
vergleichbaren Leistungen nicht nur
über Ländergrenzen, sondern gele-
gentlich auch an derselben Schule
erheblich auseinander. Und: Es gibt
erhebliche Mängel bei der Förderung
von Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund. Beides sind zunächst ein-
mal Erkenntnisse, die nicht neu sind.

Das erste Ergebnis belebt eine
alte und traditionelle Schuldis-

kussion über Objektivität und Nut-
zen von Zensuren wieder. Das ande-
re Ergebnis war im Grundsatz aus
den ersten beiden PISA-Studien
bekannt. Trotzdem lohnt auch die-
ses Mal die sorgfältige Lektüre, auch
wenn (auf den ersten Blick) die
künstlerischen Schulfächer entspre-
chend der PISA-Konstruktion erneut
keine Rolle spielen und außerschuli-
sche Kulturarbeit ohnehin nicht in
diesem internationalen Vergleichs-
test auftaucht. Es lohnt sich die Lek-
türe, weil neben den öffentlichkeits-
wirksamen genannten Themen wei-
tere Fragestellungen wie Selbstregu-
lation des Lernens und Computer-
nutzung und Soziales Lernen eine
Rolle spielen, Themen also, die
durchaus zum harten Kern kultur-
pädagogischer Reflexion gehören
oder gehören sollten. Und insge-
samt wird man – wieder einmal –
voller Neid auf den methodischen,
personellen und finanziellen Auf-
wand blicken können, mit dem ein
Teilbereich des Systems Schule nun-
mehr Daten und Erkenntnisse gelie-
fert bekommt, die auf Grund ihrer
Differenziertheit und Qualität eine
rationale Bildungspolitik ermögli-
chen sollten. 

Diese letzte Funktion, so scheint
mir, wird allerdings wenig genutzt.
Es wird zwar – so meine sicherlich
nicht vollständige Beobachtung –
heftig in den Schulministerien und
anderswo diskutiert, doch ist nir-
gends ein „großer Wurf“ zu erken-
nen oder auch nur geplant: Überall
versucht man, lediglich Korrekturen
am bestehenden System vorzuneh-
men. Entscheidende Fragen, die PISA
aufgeworfen hat und die insbeson-
dere diese dritte Studie erneut auf-
wirft und in Teilen beantwortet (!) –
etwa die Frage danach, wie sinnvoll
dieses dreigliedrige Schulsystem ist,
wie löchrig die ihm zu Grunde lie-
gende Ideologie einer entsprechen-
den dreigliedrigen Aufteilung von
Begabungen ist, wie fragwürdig die
praktizierten Formen von Auslese
und Leistungsdenken sind – all dies
wird kaum diskutiert. Es sind viel-
mehr Kindergarten und Jugendar-
beit in das Blickfeld der Schulpoliti-
kerInnen und Schulverwaltungen
gerückt, damit diese Erziehungsin-
stanzen das leisten, was die her-
kömmliche Schule nachweislich
nicht leistet: Förderung, Herstellung
von Grundkompetenzen, Ausputzen
von Fehlern im Schulbetrieb.

Doch zunächst einmal ein Blick
auf Anlage und Themenstellung die-
ser dritten Studie: Sie heißt wie die
beiden anderen PISA 2000, bezieht
sich also im wesentlichen auf die
Haupterhebungen, die im Mai/Juni
2000 bei insgesamt 45.899 Schüle-
rInnen an 1.460 Schulen stattfan-
den. Es wurde dabei die Chance
genutzt, die internationale PISA-
Studie, an der 5000 15-jährige Schü-

lerInnen beteiligt waren, zum Zwe-
cke des Vergleichs der Bundesländer
erheblich auszuweiten, so dass drei
Gruppen Jugendlicher getestet wur-
den: 15-jährige Neuntklässler
(21654), Neuntklässler, die keine 15
Jahre alt waren (12090), 15-jährige,
die nicht in der Neunten Klasse
waren (12.155).

Zusätzlich hat man überprüft,
inwieweit die internationalen PISA-
Standards deutschen Lehrplanin-
halten entsprechen und „lehrpla-
noptimierte PISA-Tests“ angewandt,
bei denen nur lehrplankonforme
Aufgaben aufgenommen worden
sind. Damit wollte man dem Vor-
wurf entgehen, PISA messe Inhalte,
die nicht im deutschen Lehrplan
auftauchen. Das Fazit: keine signifi-
kante Verbesserung des Ergebnisses,
schon gar kein Sprung in das geho-
bene Mittelfeld. Testthemen waren –
wie inzwischen hinreichend be-
kannt – Lesekompetenz, Mathema-
tik und Naturwissenschaften, wobei
letztere ausdifferenziert wurden in
Physik, Chemie, Erdkunde und Bio-
logie. Ich will die differenzierten
Testergebnisse hier nicht wiederge-
ben – sie erbringen aufs Ganze gese-
hen  keine neuen (erfreulicheren)
Erkenntnisse als bisher. Allerdings
kommt man auf Grund der raffinier-
ten Konstruktion der PISA-Aufgaben
zu differenzierten Aussagen über
Stärken und Schwächen. Die Test-
aufgaben erfordern nämlich unter-
schiedliche kognitive Strategien
(hier: in den Naturwissenschaften):
• Heranziehen von konzeptionellem

und Faktenwissen,
• Entnahme relevanter Informatio-

nen aus Grafik oder Diagramm,
• Nutzung eines mentalen Modells

über naturwissenschaftlichen
Sachverhalt,

• Schlüsse ziehen aus verbaler
Information,

• angemessenes verbales Beschrei-
ben eines Sachverhaltes.

Das Testergebnis erlaubt nun-
mehr Rückschlüsse auf die Gewich-
tung der unterschiedlichen Strate-
gien in den Ländern: So spielen
offenbar Konzept- und Fachwissen
in den neuen Ländern und unter
anderem in Bayern eine größere
Rolle als in den anderen Ländern .

Leistungsunterschiede werden
auf unterschiedliche Lernkulturen
zurückgeführt (21). Insgesamt wird
die Erwartung formuliert, dass – auf
der Grundlage eines belegten
Zusammenhangs zwischen Lernkul-
tur, Unterrichtstradition, Curricu-
lum und Testleistung – die PISA-Stu-
die 2003 wichtige Erkenntnisse lie-
fern wird, weil hier Lehrer-, Schul-
und Unterrichtsvariablen erhoben
werden, PISA also erheblich näher
an den konkreten Unterricht, also
an die Art und Weise, wie das Kern-
geschäft von Schule erledigt wird,
heranrückt. 

Selbstreguliertes und 
Soziales Lernen

Vertraut man der Selbstbeschrei-
bung von Projekten der (außerschu-
lischen) kulturellen Bildungsarbeit,
so spielen bestimmte didaktische
und methodische Prinzipien eine
entscheidende Rolle. Dies geht so
weit, dass gerade in der Realisierung
solcher Prinzipien die besonderen
Bildungswirkungen der Kulturarbeit
– speziell des Umgangs mit den
Künsten und dem Spiel – gesehen
werden. Zu diesen Prinzipien der
außerschulischen Kulturarbeit
gehören etwa Freiwilligkeit der Teil-
nahme, eine Einheit von sozialem,
politischem und kulturellem Ler-
nen, die Herstellung von repressi-

onsarmen Lernsituationen und eine
weitgehende Selbststeuerung der
Projektprozesse durch die teilneh-
menden Jugendlichen. Vor diesem
Hintergrund müssen insbesondere
die Abschnitte über Selbstregulier-
tes und über Soziales Lernen Inte-
resse finden. Denn hier ergeben sich
möglicherweise wichtige Über-
schneidungsbereiche in den päda-
gogischen Grundideen, die insbe-
sondere bei einer Zusammenarbeit

von Schule und außerschulischen
Kultureinrichtungen von Bedeutung
sein könnten. Wichtig ist zudem die
methodische Herangehensweise in
Hinblick auf eine Übertragung auf
kulturpädagogische Prozesse.

Selbstregulation wurde – als
übergreifendes Prinzip – bereits in
der ersten PISA-Studie (Deutsches
PISA-Konsortium 2001, Kap. 6)
angesprochen, allerdings auch als
„Neuland“ (ebd., S. 273) für interna-
tionale Vergleichsstudien ausgewie-
sen. Die Operationalisierung dieses
eher unpräzisen Sammelbegriffs
stützt sich auf einen Vorschlag von
M. Boekaerts, der von einem drei-
gliedrigen Modell ausgeht, das
Selbstregulation als „dynamisches
Wechselspiel zwischen kognitiven,
meta-kognitiven und motivationa-
len Aspekten“ (S. 272f.) begreift, also
die folgenden drei Ebenen unter-
scheidet:
· kognitive Strategien der Informati-

onsverarbeitung,
• Regulationsstrategien des Lern-

prozesses (Planung, Überwa-
chung, Evaluation),

• Regulationsstrategien des Selbst:
Selbst-Motivation, Selbstformulie-
ren von Zielen etc.

Wie sich PISA insgesamt auf ein
– allerdings weites – Konzept von
Wissen bezieht, so beziehen sich
auch die Ausführung zur Selbstregu-
lierung auf Aneignungsprozesse von
Wissen (und Strategien seines
Erwerbs).

Trotz dieser Einschränkung auf
nur eine Persönlichkeitsdimension
sollte das methodische Vorgehen im
Hinblick auf eine Ausweitung auf
andere Persönlichkeitsdimensionen
(Emotionalität, Fantasie etc.), die für
die Kulturarbeit relevant sind, sorg-
fältig analysiert werden. Denn ent-
scheidende Begriffe wie „Selbstkon-
zept“ oder Selbstwirksamkeit, die
subjektiven Theorien eines jeden
über die eigene Person und das eige-
ne Lernen: all dies gehört ebenfalls
zu den Kernelementen von Kultur-
arbeit und ihrer pädagogischen
Wirksamkeit. Es ist denkbar, die
genannten Items im Hinblick auf

Freiheitsgrade in der Selbstgestal-
tung auszudifferenzieren, so wie sie
zum einen in dem hochgradig regu-
lierten System der Schule und zum
anderen im offenen System Kultur-
arbeit umgesetzt werden können.

Dies gilt ebenso für den Bereich
Sozialen Lernens. PISA (2003, Kap.
5) gliedert dieses komplexe Feld in
zwei Lernzielbereiche:
• die Auseinandersetzung mit

gesellschaftlichen Werten (Verant-

wortungsübernahme versus Ver-
antwortungsabwehr),

• das kooperative soziale Verhalten
(prosoziale Ziele, zum Beispiel
wechselseitiges Helfen, versus
aggressive Tendenzen).

Erhebungsinstrumente sind
auch hier entsprechende Fragebö-
gen beziehungsweise Selbstberich-
te, die
• die (kognitive) Fähigkeit überprü-

fen, soziale Informationen zu
decodieren,

• die (emotionale) Fähigkeit über-
prüfen, emotionale Reaktionen
anderer emphatisch nachvollzie-
hen zu können,

• die die (ethisch-moralische) Hal-
tung gegenüber Ungerechtigkeit
oder Benachteiligung ebenso
abfragen wie die Bereitschaft,
etwas Entsprechendes zu tun.

Hier ist zumindest ein Ergebnis
interessant: Dass nämlich alle Kom-
binationen von fachlichen Kompe-
tenzen und Sozialem Lernen mög-
lich sind, mit anderen Worten.: es
gibt die Kombination gute Leistun-
gen/schlechtes Sozialverhalten, gute
Leistungen/gutes Sozialverhalten
und umgekehrt, so wie schlechte
Leistungen/schlechtes Sozialverhal-
ten. Die Schlussfolgerung: Soziales
Lernen erfolgt nicht notwendig zu
Lasten der fachlichen Kompeten-
zen, beide Persönlichkeitsdisposi-
tionen können also je gesondert
gefördert werden. Und: Soziales Ver-
halten der SchülerInnen steht – so
die Annahme (S. 34) – im Zusam-
menhang mit positiven beziehungs-
weise negativen Kontextbedingun-
gen (wie ökonomische Lage, Berufs-
perspektive etc.).

Weitere Befunde

Der Migrationshintergrund als Ein-
flussfaktor
Neben dem Scheitern der Illusion,
durch frühe Selektion eine besonde-
re Förderung und vor allem eine
gute Leistungsspitze zu erhalten,
war vor allem der skandalöse
Umgang mit Jugendlichen mit

Migrationshintergrund zurecht
Gegenstand der öffentlichen Ausei-
nandersetzung nach der Vorlage der
ersten PISA-Studie. Dieser Befund
wird in PISA 3 dahingehend ausdif-
ferenziert, als es offensichtlich eine
20 Prozent Grenze gibt: Ab einem
Anteil von 20 Prozent von SchülerIn-
nen mit Migrationshintergrund ver-
schlechtern sich die Leistungen aller
SchülerInnen im Durchschnitt er-
heblich. Allerdings tritt bei hohen

Anteilen – etwa 40 Prozent – keine
weitere Verschlechterung ein. Die
Autoren vermuten, dass dies mit
einem zu späten Einsatz von Förde-
rung zusammenhängen könnte.

Computernutzung
Hierzu wird lapidar festgestellt: „Die
Institution Schule trägt in Deutsch-
land insgesamt wenig zur Förderung
eines kompetenten Umgangs mit
dem Computer bei...“(37).

Geschlechterunterschiede
Die Befundlage ist so komplex, dass
an dieser Stelle kein „Resümee“ wie-
dergegeben werden kann.

Einige bildungspolitische 
Bemerkungen

1. Die methodische Sorgfalt, aber
auch der Aufwand an Ressourcen
ist nach wie vor bewundernswert.
Aus der Sicht anderer pädagogi-
scher Felder – und auch aus der
Sicht derjenigen Schulfächer, die
nicht Gegenstand von PISA sind –
kann man nur mit Neid auf diese
Unternehmung blicken.

2. Nach wie vor gilt: PISA ist zum
einen auf eine mehrjährige Dauer
angelegt. Bislang liegen erst Teil-
befunde vor, und dies nur in
einem zwar wichtigen, aber
engen Bereich schulischer Aktivi-
täten. Das bedeutet insbesonde-
re: Übergreifende Schulreformak-
tivitäten, denen lediglich bisher
vorliegende PISA-Befunde zu-
grunde liegen, greifen notwendig
zu kurz. Es gibt ein Leben – sogar:
ein Schulleben – außerhalb des
PISA-Spektrums, das bei der an-
stehenden Schulreform berück-
sichtigt werden muss.

3. Trotzdem bieten bislang vorlie-
gende Befunde Anlass zu einer
qualifizierten Diskussion darüber,
was Schule heute sein sollte und
wie sie funktionieren kann. Eine
solche Diskussion findet meines
Erachtens bislang nicht statt.
Umgesetzt werden vielmehr – 

Weiter auf Seite 10

Entscheidend  für das Lernen ist die Art und Weise wie das Kerngeschäft von Schule erledigt wird Foto: Archiv
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PISA 2000
außerhalb des Blickes der Öffent-
lichkeit – eher technokratische
Reparaturen am bestehenden
System beziehungsweise Ansätze,
die die gewachsenen Traditionen
und Lernkulturen anderer Päda-
gogikfelder (Kindergarten, Jugend-
arbeit) nicht ernst nehmen oder
sogar zu zerstören drohen. 

4. Gerade die dritte PISA-Studie mit
ihrer Thematisierung von Selbst-
steuerung und sozialem Lernen
unterbreitet ein qualifiziertes Dis-
kussionsangebot für Lernfelder,
in denen eine Kooperation von
Schule mit Jugendarbeit sinnvoll
ist.

5. Neben schulinternen Reformen
wird sich vermutlich ein Konzept
von Schule durchsetzen, das eine
Zusammenarbeit mit der außer-
schulischen Welt (Wirtschaft,
Politik, Soziales; aber eben auch:
Jugend- und Kultureinrichtun-
gen) deutlich forciert. Eine

Zusammenarbeit zweier Partner
wird davon geprägt, inwieweit die
jeweiligen Partner die Grund-
Prinzipien ihres Handelns beibe-
halten (können). Gerade bei der
Zusammenarbeit mit Jugend-
und Kultureinrichtungen stoßen
durchaus unterschiedliche „Sys-
temlogiken“ zusammen, kom-
men unterschiedliche Vorstellun-
gen von Prozesssteuerung, von
staatlicher Kontrolle und Regulie-
rung, von pädagogischen Ansät-
zen zusammen. Es geht daher
darum, präziser als bisher solche
Kooperationen in Hinblick auf
erforderliche Arbeitsprinzipien zu
untersuchen, die insbesondere
die – auf der Einhaltung bestimm-
ter pädagogischer Grundprinzipi-
en beruhenden – Bildungswir-
kungen von Jugend- und Kultur-
arbeit weiterhin ermöglichen.

6. Eine Ermutigung bietet mögli-
cherweise der negativste Befund
dieser 3. Studie: Das offensichtli-
che Problem, selbst nach jahr-
hundertelanger Diskussion halb-
wegs gerechte Leistungsnoten zu
geben. Relevant ist dies an der

Stelle, wo der Trend hin zur Aner-
kennung und zur Zertifizierung
der Lernleistungen in Projekten
der Jugendkulturarbeit – entspre-
chend dem internationalen
Sprachgebrauch: der nonforma-
len Bildung – führt. Ermutigung
ist das negative PISA-Ergebnis
insofern, als man riskieren kann,
mit qualitativen und beschrei-
benden Verfahren, bei denen sich
zudem der Jugendliche selbst ein-
bringen kann, vorzugehen, ohne
sich dem Vorwurf zu krasser Sub-
jektivität auszusetzen.

Wie geht es weiter? Nun, die Trä-
ger kultureller Bildung haben einen
„Bildungsratschlag“ ausgerufen mit
sehr unterschiedlichen Aktivitäten:
Von einer Sympathiekampagne für
kulturelle Bildung bis zur Sammlung
gelungener Kooperationsprojekte
Schule/Jugendkulturarbeit. Gleich-
zeitig wird versucht – freilich mit
Ressourcen weit unterhalb der PISA-
Ressourcen –, eine seriöse Methodo-
logie für eine sachgerechte pädago-
gische Diagnostik im Außerschuli-
schen zu entwickeln. 

Der Deutsche Kulturrat arbeitet
zudem an einer Neuauflage der
„Konzeption kulturelle Bildung“, in
der aktuelle Erfordernisse zur Erhal-
tung und Weiterentwicklung dieses
Arbeitsfeldes zusammengestellt wer-
den. Ob es etwas nützt? Die Bil-
dungspolitik war bislang weitge-
hend beratungsresistent. Doch PISA
2003 – dieses Mal mit Mathematik
im Mittelpunkt – ist in Vorbereitung.
Vielleicht hilft das Pisacken mit PISA
doch! Oder das erheblich zugenom-
mene Reisen von Bildungspolitike-
rInnen in skandinavische Länder.

Prof. Dr. Max Fuchs,
Vorsitzender des Deutschen

Kulturats �
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Zur Diskussion über die Erfas-
sung von Schlüsselkompetenzen
siehe das gleichnamige Projekt der
Bundesvereinigung Kulturelle Ju-
gendbildung (www.bkj.de) „Schlues-
selkompetenzen“.

Aufatmen in der Bildungspolitik?
Ergebnisse der IGLU-Studie vorgestellt • Von Gabriele Schulz

Als am 8. April 2003 in Berlin
gemeinsam von der Präsidentin der
Kultusministerkonferenz Staatsmi-
nisterin Wolff aus Hessen und der
Bundesbildungsministerin Bulmahn
die Ergebnisse der IGLU-Studie vor-
gestellt wurden, war ein Aufatmen in
der Bildungspolitik zu vernehmen.
Anders als noch in der im letzten
Jahr vorgelegten PISA-Studie, der in-
ternationalen Untersuchung zur
Lesekompetenz, zu Mathematik und
Naturwissenschaften der 15jährigen
Schülerinnen und Schüler, schnitten
deutsche Grundschülerinnen und 
-schüler in der Internationalen Grund-
schul-Untersuchung (IGLU) deutlich
besser ab.

Untersucht wurde in der IGLU-
Studie die Lesekompetenz von

Schülerinnen und Schülern am
Ende der vierten Jahrgangsstufe.
Zusätzlich wurde in der Erweite-
rungsuntersuchung IGLU-E, an der
Schulen aus 12 Bundesländern teil-
nahmen, die Leistungen in Mathe-
matik, Naturwissenschaft und
Orthographie untersucht. Mit der
IGLU-Studie liegen für Deutschland
erstmals bundesweite, international
vergleichbare Daten zu den geteste-
ten Leistungen von Grundschülerin-
nen und -schülern im Übergang zur
Sekundarstufe I vor.

Die Studie bestand aus einem
Test, der ergänzt wurde durch einen
Schülerfragebogen, Fragebögen für
Lehrer der Fächer Deutsch, Mathe-
matik und Sachkunde, einen Eltern-
fragebogen sowie einen Schulleiter-
fragebogen. Im Lesekompetenztest
wurde sowohl die Kompetenz im
Umgang mit literarischen Texten als
auch mit Sachtexten getestet. Die
Auswertung der zusätzlichen Frage-
bögen erlauben vertiefende Aussa-
gen zum Fachinteresse, zur Selbst-
einschätzung der Schülerinnen und
Schüler, zum Zusammenhang von
sozialer Herkunft und den Chancen
Lesekompetenz zu erwerben.
Außerdem bieten sie die Möglich-
keit die Schulorganisation der teil-
nehmenden Länder in Bezug zum
Abschneiden der Schülerinnen und
Schüler zu setzen.

Die Testorganisation war von der
International Association for the
Evaluation of Educational Achieve-
ment (IEA) vorgegeben. Die IEA hat-
te bereits in der Mitte der 90er Jahre
die internationale Vergleichsstudie
zu Mathematik und den Naturwis-
senschaften TIMSS verantwortet.

International läuft IGLU unter dem
Namen Progress on International
Reading Literacy Study (PIRLS). In
jedem der 35 Teilnehmerstaaten ist
ein so genannter National Research
Coordinator (NRC) für die Durch-
führung und Leitung der Studie ver-
antwortlich. In Deutschland oblag
diese Verantwortung Wilfried Bos
(Lehrstuhl für Quantitative Metho-
den und Internationale Bildungsfor-
schung am Institut für International
und Interkulturell Vergleichende
Erziehungswissenschaft des Fach-
bereiches Erziehungswissenschaft
an der Universität Hamburg). Weiter
gehörten dem nationalen Konsorti-
um an: Manfred Prenzel (Geschäfts-
führender Direktor des Leibniz-In-
stituts für die Pädagogik der Natur-
wissenschaften (IPN) an der Christi-
an-Albrechts-Universität zu Kiel),
Renate Valtin (Lehrstuhl für Grund-
schulpädagogik am Institut für
Schulpädagogik und Pädagogische
Psychologie an der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin), Gerd Walther
(Lehrstuhl für Didaktik der Mathe-
matik am Mathematischen Seminar
der Christian-Albrechts-Universität
zu Kiel). Die Arbeit wurde begleitet
durch einen wissenschaftlichen Bei-
rat.

Für die Ergebnisse konnten die
Tests und Fragebogen von 211 Schu-
len der 214 teilnehmenden Schule
aus dem ganzen Bundesgebiet
genutzt werden. Damit wurden in
Deutschland 98 Prozent der erhobe-
nen Daten in die Auswertung einbe-
zogen. 

Gemessen wird mit IGLU die
Lesekompetenz im Sinne der Fähig-
keit „Lesen in unterschiedlichen, für
die Lebensbewältigung praktisch
bedeutsamen Verwendungssituatio-
nen einsetzen zu können“ (Bos, W.;
Lankes, E.-M.; Prenzel, M.; Schwip-
pert, K.; Walther, G.; Valtin, R. (Hg.):
Erste Ergebnisse aus IGLU. Schüler-
leistungen am Ende der vierten
Jahrgangsstufe im internationalen
Vergleich. Münster, New York, Mün-
chen, Berlin 2003, Seite 73). Analog
hierzu wird in IGLU-E ein naturwis-
senschaftliches beziehungsweise
mathematisches Grundverständnis,
dass zur Teilhabe an einer zuneh-
mend durch Technik geprägten Welt
befähigt, getestet. IGLU und IGLU-E
können also Aufschluss über die
Grundbildung in den genannten
Fachbereichen am Ende der Grund-
schulzeit liefern. Sie geben keine
Auskunft über die Qualität der

Grundschule allgemein. 
Das positive Ergebnis der IGLU-

Studie nach dem Schock der PISA-
Studie war, dass deutsche Grund-
schülerinnen und -schüler den Ver-
gleich mit ihren Altersgenossen aus
anderen Ländern nicht zu scheuen
brauchen. Die Ergebnisse der Schü-
lerinnen und Schüler liegen sowohl
in der Lesekompetenz als auch in
Mathematik und Naturwissenschaf-
ten im oberen Drittel der Vergleichs-
staaten. Umso schockierender er-
scheinen vor diesem Ergebnis die
Ergebnisse der PISA-Studie, die die
deutschen Schülerinnen und Schü-
ler auf die hinteren Plätze verwiesen
hat.

Den Grundschullehrerinnen und
-lehrern gelingt es nicht nur, den
Schülerinnen und Schülern die ent-
sprechenden Kompetenzen zu ver-
mitteln, sie vermögen dieses vor
dem Hintergrund heterogener Lern-
gruppen. Die Primarstufe ist jene
Schulstufe, in der leistungsstarke
und leistungsschwache Schülerin-
nen und Schüler gemeinsam unter-
richtet werden. Erst im Übergang
zur Sekundarstufe I erfolgt in
Deutschland eine Differenzierung
der Schülerschaft hin zu den
erwünschten homogenen Lern-
gruppen im dreigliedrigen Schulsys-
tem. 

Zwar zeichnet sich auch am
Ende der Grundschullaufbahn be-
reits eine Risikogruppe von Schü-
lerinnen und Schülern ab, deren
Lesekompetenz nicht ausreichend
ist, doch ist diese Gruppe im Ver-
gleich zur PISA-Untersuchung ver-
gleichsweise klein. Ihr Vorhanden-
sein gibt aber den Hinweis, dass
bereits in der Grundschule Schüle-
rinnen und Schüler noch gezielter
im Lesen gefördert werden müssten.
Eine verbesserte Förderung müss-
ten aber nicht nur die leistungs-
schwachen Schülerinnen und Schü-
ler erhalten. Dieser Befund gilt glei-
chermaßen für die leistungsstarken
Schülerinnen und Schüler. Hier
bestehen nach Aussage der Autorin-
nen und Autoren noch ungenutzte
Potenziale. 

Erfreulich an den Ergebnissen
der IGLU-Studie ist, dass deutsche
Schülerinnen und Schüler im Ver-
gleich zu den Altersgenossen ande-
rer Staaten Kompetenzen im Lesen
erworben haben, die sich über lite-
rarische und Sachtexte gleichmäßig
erstrecken. In anderen Staaten klaf-
fen die Ergebnisse, was die Textsor-

ten anbelangt auseinander, das
heißt, dort wird teilweise einseitig
das Lesen fiktionaler oder nicht-fik-
tionaler Texte in den Vordergrund
gestellt. 

Auf der Haben-Seite kann eben-
falls verbucht werden, dass die Lese-
leistungen von Mädchen und Jun-
gen annähernd gleich sind. Zwar
schneiden Mädchen im Lesen litera-
rischer Texte etwas besser ab als
Jungen, doch sind die Unterschiede
keinesfalls vergleichbar mit den gra-
vierenden Unterschieden in der
Lesekompetenz der 15jährigen Jun-
gen und Mädchen der PISA-Studie.
Jungen und Mädchen aus der Stich-
probe der IGLU-Studie gaben glei-
chermaßen an, gerne zu lesen oder
aber auch gerne am Sachkundeun-
terricht teilzunehmen. Daraus folgt,
dass die geschlechtsspezifischen
Zuweisungen „Mädchen sind gut in
Deutsch“ und „Jungen sich gut in
Mathematik und Naturwissen-
schaft“ nicht ohne weiteres bestätigt
werden. Auch wenn eine stärkere
Affinität der Mädchen zum Lesen
und der Jungen zu Mathematik und
Naturwissenschaft bereits im Über-
gang zur Sekundarstufe I festzustel-
len ist.

Die Leistungspotenziale der
Grundschülerinnen und -schüler
wurden von Lehrplanexperten der
Bundesländern in allen getesteten
Fächern geringer eingeschätzt als
sie tatsächlich waren. Das heißt,
sowohl die Experten für die Grund-
schulzeit als auch Experten für die
Sekundarstufe I trauten den Schü-
lerinnen und Schülern weniger zu
als sie tatsächlich konnten. Die
Autorinnen und Autoren der IGLU-
Studie mahnen daher mehr pädago-
gischen Optimismus für die Leis-
tungsbereitschaft und Leistungsfä-
higkeit der Grundschülerinnen und
-schüler an. Sie vertreten die Auffas-
sung, dass angemessenere Leis-
tungserwartungen an deutsche
Schülerinnen und Schülern dazu
beitragen kann, einer erheblich grö-
ßeren Anzahl an Schülerinnen und
Schüler qualifiziertere Schulab-
schlüsse zu ermöglichen. 

Ein großes Fragezeichen steht
nach den vorliegenden Ergebnissen
der IGLU-Studie hinter der Frage,
was in der Sekundarstufe I mit den
Schülerinnen und Schülern ge-
schieht. Anders als in anderen Län-
dern, in denen deutliche Lernfort-
schritte zu bobachten sind, so dass
mitunter von einem unteren Platz in

der Rangliste der IGLU-Teilnehmer-
länder ein gehobener Platz in der
Rangliste der PISA-Teilnehmerlän-
der sich emporgearbeitet wird,
schneiden in Deutschland die
15jährigen im internationalen Ver-
gleich deutlich schlechter ab als es
am Ende der Primarstufe zu erwar-
ten gewesen wäre. 

Die bereits im Rahmen der PISA-
Diskussion aufgeworfene Frage
nach dem Nutzen einer frühen Dif-
ferenzierung der Schülerinnen und
Schüler in einem dreigliedrigen
Schulsystem muss im Lichte der
IGLU-Ergebnisse erneut betrachtet
werden. Denn offensichtlich gelingt
es weder den Hauptschulen die ver-
gleichsweise leistungsschwachen
Schülerinnen und Schüler entspre-
chend zu fördern, noch den Gymna-
sien relativ leistungsstarke Schüle-
rinnen und Schüler zu höheren Leis-
tungen zu motivieren. Die Autoren
der IGLU-Studie resümieren, dass
„das Ziel der frühzeitigen (externen)
Differenzierung, nämlich Leistungs-
schwache und Leistungsstärkere
durch Trennung in verschiedene
Schulformen optimal zu fördern
und weiterzuentwickeln, für dem
Bereich des Leseverständnisses ver-
fehlt wird“ (Bos, W. et al., Seite 137). 

Aufgeworfen wird durch die
IGLU-Studie erneut die Frage der
Lehrerausbildung. Die Ausbildung
der Grundschullehrerinnen und –
lehrer, auf die von den Fachkollegen
der Sekundarstufe I und II oftmals
herabgesehen wird, qualifiziert of-
fenbar in stärkerem Maße mit hete-
rogenen Lerngruppen umzugehen
und möglichst viele Schülerinnen
und Schüler am Ende der Primar-
schulzeit adäquate Kompetenzen
im Lesen, in Mathematik, Sachkun-
de und Orthographie zu vermitteln.
Über die Gründe kann an dieser
Stelle nur gemutmaßt werden. Die
stärkere Ausrichtung des Studiums
auf den späteren Arbeitsplatz Schule
sowie ein Selbstverständnis, das
neben der Vermittlung von Fachwis-
sen erzieherische Kompetenzen ein-
schließt, tragen sicherlich dazu bei,
dass Grundschullehrerinnen und 
-lehrer den Kindern die erwarteten
Qualifikationen besser vermitteln
können.

Verstärkt stellt sich nach der
IGLU-Studie die Frage nach bundes-
weiten Bildungsstandards. Insbe-

Weiter auf Seite 11

Fortsetzung von Seite 9
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Verbesserungsmöglichkeiten dringend gesucht
Präsentation der Expertise „Zur Entwicklung nationaler Bildungsstandards“

Nach den unbefriedigenden Ergeb-
nissen deutscher Schülerinnen und
Schüler bei der PISA-Studie wird
nach Verbesserungsmöglichkeiten
des deutschen Bildungssystems
dringend gesucht. Unter anderem
hat man über die Einführung von Bil-
dungsstandards nachgedacht. Vom
Bundesministerium für Bildung und
Forschung wurde eine Kommission
mit der Expertise „Zur Entwicklung
nationaler Bildungsstandards“ be-
auftragt, deren Ergebnisse am 18.
Februar 2003 in Berlin vorgestellt
wurden. 

Qualität: So lautet das Stichwort
der Expertise. Damit soll gleich

deutlich werden, dass die Einfüh-
rung von Bildungsstandards in kei-
nem Fall ein Synonym für die Nivel-
lierung nach unten ist: die Formu-
lierung eines Mindestniveaus be-
deutet nicht, dass man sich auf die-
ses Niveau beschränken soll, erklär-

te Prof. Dr. Heinz-Elmar Tenorth.
Die Bildungsstandards sollen ein
Instrument zur Weiterentwicklung
der Qualität von Schule und Unter-
richt sein, so der Leiter der Exper-
tengruppe, Prof. Eckhard Klieme,
vom Deutschen Institut für Interna-
tionale Pädagogische Forschung. Sie
seien ein neuer Weg um klare, ver-
bindliche Anforderungen an das
Lehren und Lernen in den Schulen
festzulegen; sie beinhalten eine Ver-
pflichtung für die Schule. Für diese
Bildungsstandards, die Bildungszie-
le in Form von Kompetenzanforde-
rungen konkretisieren sollen, hat
Prof. Klieme sieben Merkmale he-
rausgearbeitet: 
• Fachlichkeit,
• Fokussierung,
• Kumulativität,
• Verbindlichkeit, 
• Differenzierung, 
• Verständlichkeit und 
• Realisierbarkeit. 

Die Notwendigkeit einer Zusam-
menarbeit zwischen Wissenschaft-
lern und Schulpraktikern im Einfüh-
rungsprozess der Bildungsstandards
wurde von Staatsministerin Wolff,
Präsidentin der Kultusministerkon-
ferenz und Staatsministerin für Kul-
tus (Hessen) und dem Ministerialdi-
rigenten Karpen, Vorsitzender des
Schulausschusses der Kultusminis-
terkonferenz, unterstrichen. Einer-
seits ist die Einbeziehung von Wis-
senschaftlern sehr wichtig, anderer-
seits werden in erster Linie nicht sie,
sondern Lehrer, Schüler und Eltern
mit diesen Standards im Alltag
umgehen müssen. Die Einführung
von Bildungsstandards wird näm-
lich für alle Akteure des Lernprozes-
ses folgenreich sein: und zwar für
Schüler, Eltern, Lehrer sowie für die
Schulleitung. Deshalb sind, damit
die Implementierung erfolgreich
sein kann, Transparenz sowie die
Berücksichtigung der Folgen für die

anderen Ebenen des Lernprozesses,
wie die Lehrerbildung, unerlässlich.
Seitens der Lehrer ist schon die
Befürchtung ausgedrückt worden,
dass ihre Freiheit an Unterrichtsge-
staltung beschränkt wird. Dem
haben Ministerin Bulmahn, Bun-
desministerin für Bildung und For-
schung, und Prof. Klieme entgegen
gehalten, dass die Bildungsstan-
dards einen neuen Freiraum für die
schulinterne Lernplanung schaffen
würden.

Die Durchsetzung von Bildungs-
standards und ihre regelmäßige
Überprüfung benötigt auch die Ein-
richtung von angepassten Struktu-
ren. Dieses ist der nächste Schritt,
allerdings wie er ausgestaltet wer-
den soll bleibt noch offen. Sicher ist
aber, dass Bund und Länder in die-
sem Bereich zusammenarbeiten
müssen. Ministerin Bulmahn erklär-
te, der Bund sei dazu bereit, an der
Einrichtung einer zentralen Agentur

finanziell teilzunehmen, die die
regionale Arbeit vernetzen sollte.
Wie sich die Länder verhalten, ist
noch offen.

Fachkommissionen zur Erarbei-
tung von Bildungsstandards sind
von der Kultusministerkonferenz in
den Fächern Mathematik, Deutsch
und Fremdsprache eingesetzt wor-
den. Bis Ende 2004 sollen Bildungs-
standards für Deutsch und Mathe-
matik in der Grundschule festgelegt
werden. Diese Bildungsstandards
dürfen aber nur als ein Teil der Ant-
wort auf die PISA-Studie betrachtet
werden: sowohl vom Podium als
auch vom Publikum ist darauf hin-
gewiesen worden, dass die Bil-
dungsstandards keine Heilmittel
sind.

Gaëlle Lisack �

Kino macht Schule: Kulturelle Bildung in der Praxis
Gegen die Filmleseschwäche aktiv: Filmwahrnehmung als Unterrichtsfach

Gemeinsam hatten die Bundeszent-
rale für Politische Bildung und die
Filmförderungsanstalt FFA verschie-
denste Akteure eingeladen, über die
Notwendigkeit zu sprechen, gegen
die „Filmleseschwäche“ vorzuge-
hen., wie es vonseiten der Beauf-
tragten für Kultur und Medien tref-
fend bezeichnet wurde. 

Es gibt zwar bereits erfolgreiche
und erfolgversprechende Aktivi-

täten allerorten, wie beispielsweise
die Schulfilmwoche der deutschen
Bundesländer und die Aktion „Lern-
ort Kino“, die etwa im Juni in Berlin
und Brandenburg durchgeführt
werden soll. Die Hoffnung der
Beauftragten für Kultur und Medien,
diese Projekte deutschlandweit zu
institutionalisieren und ein ständi-
ges Netzwerk zu etablieren, wurde
dankbar aufgenommen. Auch die

Ankündigung, eine kleine Reihe mit
deutschen Filmklassikern der
Stummfilmzeit zu organisieren, die
in authentischer Projektion und mit
der entsprechenden musikalischen
Begleitung vorgeführt werden sol-
len, wurden begrüßt. 

Im weiteren Verlauf der Tagung
wurde jedoch auch deutlich, wie

sehr gerade die gesetzlichen Rah-
menbedingungen wie Lehrpläne
und die Fülle des Unterrichtsstoffs
für Lehrerinnen und Lehrer enga-
gierte Filmarbeit in und außerhalb
der Schule behindern. 

Die Tagung zeigte, dass heute in
Deutschland schon einiges an Enga-
gement und Angebot vorhanden ist,
dass es jedoch viel zu stark auf den
individuellen Einsatz der Lehrenden
ankommt, dieses auch annehmen
zu können. Dabei wurde nicht in

Frage gestellt, dass sich Jugendliche
für das Kino interessieren, wie die
Besucherzahlen in den Filmtheatern
belegen. 

Das Thema war vielmehr, wie sie
jedoch an anspruchsvolle Filme
herangeführt werden können. Es
gibt verschiedene Ansätze, die die-
ses erlauben würden: Die Schüler

in‘s Kino mitnehmen, wenn nicht
versicherungstechnische Probleme
oder außerschulische Aktivitäten
der Schülerinnen und Schüler die-
ses unmöglich machen, oder den
Film in die Schule bringen mit dem
entsprechenden organisatorischen
und technischen Aufwand. 

Im Gegensatz zu anderen euro-
päischen Staaten ist Film- oder
Medienkompetenz hierzulande nur
in zwei Bundesländern als Unter-
richtsziel verankert. Dabei gibt es

durchaus unterschiedliche Auffas-
sungen darüber, ob Film lediglich
unterstützend für andere Fächer zur
Vermittlung von Fachwissen via
visueller Kommunikation eingesetzt
wird oder, wie im Nachbarland
Frankreich, Filme als eigene Kunst-
werke zu sehen gelernt werden soll.
In Großbritannien etwa steht die

Vermittlung des Umgangs mit den
technologischen Medien im Vorder-
grund, die die Schüler in die Lage
versetzen soll, eigene audiovisuelle
Produkte herzustellen. 

Für die deutsche Landschaft gibt
es also best practice Beispiele und
Orientierungsmöglichkeiten en mas-
se. 

Eine Konferenz, die von schwe-
discher Seite für Ende dieses Jahres
angekündigt wurde, könnte den
Dialog darüber europaweit verstär-

ken. Einen ersten Austausch dazu
hatten die Ministerinnen und
Minister bereits in Rom anlässlich
der Verleihung des European Film
Award. In Deutschland hat nun die
Konferenz „Kino macht Schule“
einen gelungenen Auftakt für weite-
re Schritte geliefert. 

Zu den Diskussionspunkten für

die Zukunft gehört dabei sicherlich,
ob ein europäischer Film-Kanon für
den Unterricht Sinn macht oder ob
man sich hier zunächst auf die
nationale Ebene konzentrieren soll-
te, ohne gleichzeitig die europäi-
schen Bemühungen aus dem Auge
zu verlieren.

Barbara Gessler �

sondere in der Teilstudie zur Ortho-
graphie zeigte sich, dass keine ver-
bindlichen Standards darüber exis-
tieren, in welcher Klassenstufe wel-
che orthographischen Kenntnisse
erwartet werden. Dieses steht im
krassen Gegensatz zur hohen Wert-
schätzung, die die Rechtschreibung
in unserer Gesellschaft erfährt. 

Die vermehrte Aufmerksamkeit,
die dem Lesen als Teilbereich der
Kulturellen Bildung seit Erscheinen

der PISA-Studie geschenkt wird,
wird durch die IGLU-Studie bestä-
tigt. Gerade bei jüngeren Kindern
besteht eine große Bereitschaft sich
mit literarischen aber auch mit
Sachtexten auseinander zu setzen.
An dieser Bereitschaft und Neugier
gilt es in der weiterführenden Schu-
le anzuknüpfen und fächerübergrei-
fend das Lesen zu fördern. Ein
Anliegen, das die Stiftung Lesen
bereits 1988 in der ersten Ausgabe
der Konzeption Kulturelle Bildung
des Deutschen Kulturrates formu-
liert hat und in ihrer Arbeit konse-

quent verfolgt. 
Dass das Leben nicht nur aus

Schule besteht, wird durch die
IGLU-Studie erneut bestätigt. Sozia-
le und kulturelle Faktoren spielen
eine entscheidende Rolle für den
künftigen Lernerfolg von Kindern.
So zeichnet sich bereits in der
Grundschule ab, dass Migrantenkin-
der Schwächen im Bereich Lesen
aufweisen und einer stärkeren För-
derung bedürfen. Der seit der PISA-
Studie öffentlich debattierte Hand-
lungsbedarf wird also durch IGLU
noch einmal unterstrichen. IGLU

zeigt auch auf, dass die Erfolge von
Müttern als „Hilfslehrer“ mit einem
Fragezeichen versehen werden
müssen. IGLU-E belegt, dass recht-
schreibschwache Kinder länger an
den Hausaufgaben sitzen und häufi-
ger mit ihren Mütter üben als ande-
re. Sie sind dennoch schwach in der
Orthographie. Die Autoren der
IGLU-E-Studie verweisen nach-
drücklich darauf, dass Mütter nicht
zu Nachhilfelehrern ausgebildet
sind. 

Die Diskussion um die Ganz-
tagsschule wird durch IGLU wahr-

scheinlich neue Schubkraft bekom-
men. Zu wünschen ist, dass dabei
vermehrt das gemeinsame Lernen
von Kindern verschiedener Leis-
tungsstärken ebenso stärker in den
Blick rückt wie der Erziehungsauf-
trag in einer ganztägigen Betreuung.
Die Kulturelle Bildung kann hier
einen wesentlichen Beitrag leisten.

Gabriele Schulz �

Fortsetzung von Seite 10

Foto: Andreas Kolb
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Achtung: Haftung!
Risiken der Vorstandstätigkeit in gemeinnützigen Institutionen • Von Christoph Mecking

Die verantwortliche Tätigkeit in
Stiftungen und Vereinen, die oft

ehrenamtlich ausgeübt wird, kann
risikoreich sein. Dies gilt insbeson-
dere für die Tätigkeit eines Vorstan-
des, der nach dem Bürgerlichen
Gesetzbuch die Stiftung oder den
Verein gerichtlich und außergericht-
lich vertritt und die Stellung eines
gesetzlichen Vertreters ausübt (§ 26
Abs. 2, 89 BGB). Häufig sind die han-
delnden Personen sich der mit ihrer
Tätigkeit verbundenen Gefahren
nicht hinreichend bewusst. Von der
Möglichkeit, den Vorstand entspre-
chend der Satzung oder durch Ver-
waltungsakt der Stiftungsaufsichts-
behörde als Organ abzuberufen, sei-
nen Anstellungsvertrag zu kündigen
oder ihn einer strafrechtlichen Ver-
antwortung zu unterziehen, soll hier
gar nicht die Rede sein. Ein wesent-
licher Punkt ist vielmehr, dass der
Vorstand einer zivilrechtlichen Haf-
tung unterworfen ist, die sich jeder-
zeit realisieren kann, insbesondere
aber in der Krise der Institution.
Falls ein Haftungstatbestand ein-
greift, kann der Vorstand verpflichtet
werden, die Forderungen des Gläu-
bigers aus seinem eigenen, privaten
Vermögen auszugleichen.

Einige Praxisfälle sollen Haf-
tungskonstellationen verdeutlichen.

• Der Vorstand unterzeichnet nach
einer Spendensammelaktion eine
Vielzahl von Zuwendungsbestäti-
gungen, darunter eine Zuwen-

dung über 10 000 Euro, obwohl
nur 1 000 Euro überwiesen wurde.

• Der Vorstand einer Stiftung be-
schließt den Bau einer Kulturein-
richtung und wirbt dafür Spenden
ein. Jahre später kommt eine Steu-
erprüfung der Finanzverwaltung
zum Ergebnis, dass mit dem Bau
und Betrieb keine besonders för-
derungswürdigen kulturellen Zwe-
cke verfolgt werden und erkennt
die Gemeinnützigkeit ab. Die
Finanzverwaltung ist der Auffas-
sung, dass der Vorstand veranlasst
habe, dass die Zuwendungen nicht
zu den in der Bestätigung angege-
benen steuerbegünstigten Zwe-
cken verwendet wurden und
nimmt ihn für die entgangene
Steuer in Höhe von 40 Prozent für
die dem fraglichen Zeitraum aus-
gestellten Zuwendungsbestäti-
gungen in Anspruch, insgesamt
auf 1,8 Mio. Euro.

• Eine Unterschlagung verursacht
einem Kunstverein einen Schaden
in Höhe von 1 Mio. Euro. Die
Unterschlagung hätte erkannt und
daher frühzeitig vermieden wer-
den können, wenn der Vorstands-
vorsitzende seiner Pflicht zur
gewissenhaften Überprüfung bei
der Aufstellung der Jahresrech-
nung und Haushaltsvoranschläge
nachgekommen wäre. Der Verein
nimmt ihn auf Ausgleich in
Anspruch.

• Durch eine fehlerhafte Vermögens-
anlage entsteht einer gemeinnüt-

zigen Kulturstiftung ein Schaden
von 2 Mio. Euro. Auf Veranlassung
der Stiftungsaufsichtsbehörde ver-
klagt die Stiftung ihren Vorstands-
vorsitzenden und eine Bank auf
Ersatz des Vermögensschadens.
Das entscheidende Gericht verur-
teilt die Beklagten zur gesamt-
schuldnerischen Zahlung des
Schadens. Die Stiftung nimmt bei-
de Verurteilte je zur Hälfte in
Anspruch.

• Bei Durchführung eines Bauvor-
habens werden vertragliche Rech-
te vom Vereinsvorstand gegenüber
dem Bauunternehmer nicht sach-
gemäß ausgeschöpft. Der Schaden
ist erheblich.

Diese Beispiele machen deut-
lich, dass Haftungsfälle in der Praxis
immer wieder vorkommen können.
Der Vorstand haftet dabei unbe-
schränkt, persönlich und mit sei-
nem gesamten Vermögen – gegen-
über der Stiftung beziehungsweise
dem Verein als solchen, oder gegen-
über Dritten, insbesondere der
Finanzverwaltung oder den Sozial-
versicherungsträgern. Diese Haf-
tungsrisiken erscheinen gerade für
ehrenamtlich Engagierte als unzu-
mutbar. So hat der Bundesverband
Deutscher Stiftungen für die Spen-
denhaftung vorgeschlagen, den bis-
lang verschuldenunabhängigen Tat-
bestand des § 10 b IV 2 Var. 2 EStG in
seinem Umfang zu beschränken.
Nur wer vorsätzlich oder grob fahr-

lässig entweder eine unrichtige
Bestätigung ausstellt oder veran-
lasst, dass Zuwendungen nicht zu
den in der Bestätigung angegebenen
steuervergünstigten Zwecken ver-
wendet werden, soll für die entgan-
gene Steuer haften. Ob Spendengel-
der zum Teil zweckwidrig verwendet
wurden, stellt sich häufig erst nach
der Verwendung heraus. Ehrenamt-
liche Organmitglieder können die
hierfür geforderten steuerlichen
Fragen selten beurteilen. Ein sol-
ches unangemessen überzogenes
Haftungsrisiko ohne Entlastungs-
möglichkeit wirkt kontraproduktiv
zu dem Bestreben, mehr Bürger zu
ehrenamtlichem Engagement in
spendensammelnden Organisatio-
nen zu bewegen. 

Dieser Forderung hat sich die
Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestages „Bürgerschaftli-
ches Engagement: Auf dem Weg in
eine zukunftsfähige Bürgergesell-
schaft“ angenommen. Mit Blick auf
geschädigte Dritte hat sie allerdings
auch die Schutzfunktion des Rechts
verdeutlicht, die nicht nur gegen-
über dem bürgerschaftlich Enga-
gierten, sondern auch gegenüber
Dritten besteht. So dürften haf-
tungsrechtliche Regelungen nicht so
ausgestaltet werden, dass Bürger be-
sondere Nachteile dadurch erleiden,
dass sie im Zusammenhang mit der
Ausübung bürgerschaftlichen Enga-
gements geschädigt wurden. Der
Gesetzgeber hat bislang noch nicht

reagiert, so dass derzeit nur mit
allem Nachdruck auf mögliche Haf-
tungsrisiken hingewiesen und an
die Sorgfalt der Vorstände appelliert
werden kann. 

Stiftungen und Vereine, in denen
Bürger ehrenamtlich Verantwortung
tragen, sollten deren Tätigkeit aller-
dings keinem unkalkulierbaren
finanziellen Risiko aussetzen. Es
empfiehlt sich, Ansprüche Dritter
insbesondere aus Vermögensschä-
den sowie Regressansprüche der
Organisation abzusichern. Die Pri-
vathaftpflichtversicherung wird in
aller Regel nicht zahlen, wenn der
Bürger eine verantwortliche Tätig-
keit in einer gemeinnützigen Orga-
nisation ausübt und sich bei der
Schädigung gerade die Gefahr dieser
verantwortlichen Tätigkeit verwirk-
licht. Der Bundesverband Deutscher
Stiftungen hat für seine Mitglieder
eine Rahmenvereinbarung abge-
schlossen, die ein spezielles Versi-
cherungskonzept und moderate
Prämien vorsieht. Für den Fall, dass
die Organisation die Absicherung
des Risikos ihrer Vorstände und Lei-
tungsorgane vorsehen will, emp-
fiehlt sich der Kontakt diesem Part-
ner unter ppb@pp-business-protec-
tion.de.

Rechtsanwalt 
Dr. Christoph Mecking,

Geschäftsführer des Bundesverban-
des Deutscher Stiftungen �
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Kulturfunktionen von Kunst
Prof. Dr. Max Fuchs

politik und kultur: Herr Fuchs, in
einem Interview mit der neuen
musikzeitung im Mai 2001 gaben
Sie sich als „Fan der Europarat- und
UNESCO-Programmatik“ zu erken-
nen. In welcher Form hat der Deut-
sche Kulturrat hier politisch mitge-
staltet und wie wird er das in
Zukunft tun?

Max Fuchs: Gerade heute halte
ich die konzeptionellen kulturpoliti-
schen Diskussionen auf der Ebene
der Unesco (meine Verbindungen
zum Europa-Rat sind zur Zeit nicht
so eng) nicht nur für lehrreich, son-
dern auch für politisch ertragreich.

Denn die zur Zeit diskutierte
„Konvention zur kulturellen Vielfalt“
könnte auch für eine ganz pragmati-
sche  kulturelle Ordnungspolitik das
wirkungsvollste internationale Re-
gelwerk werden (siehe meinen Arti-
kel zu Ergebnissen unserer Tagung „
culture unlimited“ in puk 1/03). 

Das (Unesco-)Konzept der „kul-
turellen Vielfalt“ wird zunehmend
zu einem theoretisch und politisch
ausgesprochen ertragreichen Kon-
zept, bei dem außerdem der Zusam-
menhang von  nationaler und aus-
wärtiger Kulturpolitik nicht mehr zu
übersehen ist. Eine Zusammenar-
beit mit der Unesco ist bereits durch
die Mitgliedschaft der Dt. Unesco
Kommission (DUK) im Rat für
Soziokultur und kulturelle Bildung
gegeben. Ich bin zudem seit letztem
Jahr Mitglied im Kulturausschuss
der DUK.

puk: Mit Ihnen wurde erstmals ein
Vertreter der Sektion Soziokultur
Vorsitzender des Deutschen Kultur-
rats. Ihre Wiederwahl könnte man
als Indiz dafür werten, dass sozio-
kulturelle und Bildungsfragen
mehr denn je im Mittelpunkt kul-
turpolitischen Interesses stehen.
Sehen Sie das ebenso?

Fuchs: Ja! Ich bin der festen

Überzeugung, dass wir die Finanzie-
rungsprobleme (hinter denen si-
cherlich auch Legitimationsproble-
me stehen) in der Kulturpolitik nur
dann gelöst bekommen, wenn wir
verstärkt über die individuelle und
gesellschaftliche Bedeutung von
Kunst und Kultur nachdenken. Die

individuelle Seite betrifft die Frage
der Kulturellen Bildung, die im
Moment angesichts einer durchaus
problematisch verlaufenden PISA-
Diskussion an den Rand gedrückt
wird. Die gesellschaftliche Seite
betrifft das, was ich „Kulturfunktio-
nen“ von Kunst nenne: Es geht dabei
um die Frage, was die Gesellschaft
davon hat, dass es Musik, Tanz,
Theater, Literatur und Bildende
Kunst in öffentlicher Förderung gibt.
Ich weiß, dass es viele gute Antwor-
ten auf diese Frage gibt (und habe
selbst schon eine Menge dazu publi-
ziert). Wir müssen diese Antworten
nur offensiver kommunizieren.

puk: Welche dringenden Probleme
und Fragestellungen stehen für die
nächsten Monate auf Ihrer Agenda? 

Fuchs: Kurzfristig geht es darum,
dass sich der neue Vorstand zu
einem ebenso gut und loyal arbei-
tenden Team zusammenfügt, wie es
mit dem alten Vorstand gelungen ist.
Auf dieser Basis kann es dann eine
ähnliche gute Zusammenarbeit mit
der Geschäftsstelle, dem Sprecher-
rat und der Mitgliederversammlung
geben.

Mittelfristig muss personell und
finanziell die Arbeitsfähigkeit der
Geschäftsstelle verbessert werden.
Es ist unglaublich, was der Ge-
schäftsführer mit seinen Mitarbeiter-
Innen alles leistet. Doch geht das auf
Dauer an die Substanz. Gerade weil
der Kutlrurat bewiesen hat, wie seri-
ös und effektiv er das Geschäft der
Politikberatung betreibt – und dafür
eine Menge Anerkennung erhält –,
hat er eine entsprechende Personal-
verstärkung längst verdient. Dies
betrifft vor allem sein Engagement
in Richtung Europa. Damit ist auch
schon inhaltlich ein Schwerpunkt
genannt:: Die Rolle der Kultur in der
Europäischen Verfassung und gene-
rell die Möglichkeiten der politi-
schen Mitwirkung auf Europa-Ebe-
ne. Das Problem GATS geht allmäh-
lich in die heiße Phase. Wir sind
außerdem bereit, die Zusammenle-
gung der beiden großen Stiftungen
(Kulturstiftung des Bundes und Kul-
turstiftung der Länder) konstruktiv
zu begleiten. Generell möchte ich
außerdem zusammen mit dem Vor-
stand und dem Sprecherrat den Weg
fortsetzen, den inhaltlichen kultu-
rellen Diskurs zu forcieren.

puk: Wie sieht der Deutsche Kul-
turrat des Jahres 2010 aus?

Fuchs: Meine Vision für das Jahr
2010 ist, dass es eine blühende Kul-
turlandschaft in Deutschland gibt,
weil es gelungen ist, den Menschen
den Nutzen der Künste und eines
lebendigen Kulturlebens zu verdeut-

lichen.
Der Kulturrat als Teil der organi-

sierten Zivilgesellschaft ist einge-
bunden in die Gestaltung des Politi-
schen. Die Vielzahl der Kulturen lebt
zwar nicht .konfliktfrei zusammen,
doch werden Konflikte – die ja
durchaus spannend sein können,
weil es auch um einen Streit um
Lebensvorstellungen geht – nicht
gewaltförmig ausgetragen. Ich selbst
bin dann 62 Jahre alt und freue mich
auf die nächste Ausgabe von puk!

puk: Sie sind Direktor der Akade-
mie Remscheid für musische Bil-
dung und Medienerziehung? Wel-
che Wechselwirkung gibt es zwi-
schen Ihrem Beruf und dem Ehren-
amt. Wenn ja , welche: nur positive
oder auch negative?

Fuchs: Belastend für meine
hauptberufliche Tätigkeit sind die
zeitlichen Anforderungen. Trotz ICE
sind es doch jedes Mal vier Stunden
bis nach Berlin. Natürlich gibt es

auch im Kulturrat immer wieder
widerstreitende Einzelinteressen,
die unter einen Hut zu bringen sind.
Das kostet gelegentlich viele Ner-
ven. Doch jeder Ehrenamtler hat
sich für ein Ehrenamt entschieden,
weil es ihm mehr nützt, als es ihn
ärgert. Die Weite der Kulturratsakti-
vitäten, die mitzumachen man in
dieser Funktion gezwungen ist, ist
ein großes Fortbildungsprogramm.
Gerade Kulturelle Bildungsarbeit –
mein Hauptberuf – muss heute sehr
viel mehr als früher die Kontexte
beachten, in denen sie stattfindet.
Der Kulturrat bietet ein wichtiges
Forum, immer wieder die Relevanz
von kultureller Bildungsarbeit her-
vorzuheben. Und das dient letztlich
auch meiner eigenen Einrichtung.

Interview: Andreas Kolb �

Filmpolitisch wichtige Impulse geben
Heinrich Bleicher-Nagelsmann

politik und kultur: Herr Bleicher-
Nagelsmann, Sie sind als Vertreter
der Sektion Film und Medien in den
Vorstand gewählt worden. Was
kann der Deutsche Kulturrat für die
Filmschaffenden tun? Wie gestaltet
der Kulturrat Medienpolitik heute
und in Zukunft?

Heinrich Bleicher-Nagelsmann:
Der Deutsche Kulturrat als eine
Organisation, die sowohl Film- und
Medienschaffende als auch die Ver-
werter in diesem Bereich unter
einem Dach vereint kann gerade
jetzt für seine Mitgliedsorganisatio-
nen filmpolitisch wichtige Impulse
geben und Weichen stellen. Anfang
April hat die Kulturstaatsministerin
Weiss ihren Vorschlag für die Novel-
lierung des Filmfördergesetzes
(FFG) vorgelegt. Der Kulturrat hat
hierzu Stellung bezogen und seine
Position in Abstimmung mit den
Mitgliedern der Sektion Film und
Medien formuliert. (siehe www.kul-
turrat.de)

Die Beratung und Verabschie-
dung des Gesetzentwurfes muss bis
zum Ende dieses Jahres abgeschlos-
sen sein. Der Kulturrat bzw. seine
Mitgliedsorganisationen werden
sich an einschlägigen Anhörungen
unter anderem durch den Kultur-
und Medienausschuss des Deut-
schen Bundestages beteiligen. Gute
Erfahrungen hat der DKR bei der
letzten Novellierung mit einer durch
ihn selbst veranstalteten Anhörung
von Bundestagsmitgliedern ge-

macht. Wir wollen eine ähnliche Ver-
anstaltung auch in diesem Jahr
durchführen, um den Entschei-
dungsträgern der Parteien in dieser
Frage unsere Positionen nahe zu
bringen und. Als Kulturrat geht es
uns insbesondere darum, die
Bedeutung des Films als Kulturgut
herauszustellen. Die Stärkung des
deutschen Films in Europa durch
die Verbesserung der Position aller
Kreativen im Filmsektor ist dabei
eines unserer wesentlichen Anlie-
gen. Dies von entscheidender
Bedeutung auch im Zusammen-
hang mit den Gats-Verhandlungen,
die die Europäische Kommission im
Auftrag ihrer Mitgliedsstaaten führt.
Im Gespräch mit dem EU-Kommis-
sar Lamy, dem EU-Verhandlungs-
führer, habe ich die Position des Kul-
turrates und seiner Mitgliedsver-
bände zum Schutz des Medien- und
Kultursektors nachdrücklich deut-
lich gemacht.

Ein Schwerpunkt der medienpo-
litischen Aktivitäten des Kulturrates
wird in den kommenden Monaten
bei der Novellierung des Deutsche-
Welle-Gesetzes bzw. dem Stellen-
wert und der Aufgaben der Deut-
schen Welle (DW) im Zusammen-
hang mit der auswärtigen Kulturpo-
litik liegen. Als Repräsentant des
DKR im Rundfunkrat der Deutschen
Welle sehe ich hier für mich einen
wichtigen Schwerpunkt als Vertreter
der einschlägigen Kulturverbände
als gesellschaftliche Organisationen.

puk: Sie sind seit 1997 im Vorstand
des Deutschen Kulturrates und tre-

ten Ihre dritte Wahlperiode als stell-
vertretender Vorsitzender an. Eine
kleine Rückschau: Was hat sich in
den letzten zehn Jahren verändert
in den Aufgabenstellungen des
Deutschen Kulturrats und auch in
Ihrer Arbeit für den Deutschen Kul-
turrat?

Bleicher-Nagelsmann: Als einfa-
cher Vertreter einer Mitgliedsorgani-
sation der Sektion Film des Deut-
schen Kulturrates bin ich in eine
Reorganisationsphase hineinge-
kommen, die durch den Wandel von
einer losen Vereinigung kulturpoli-
tisch engagierter Ansammlung von

Verbänden zu der Lobbyorganisati-
on der Bundeskulturverbände der
Bundesrepublik bestimmt war.
Zunächst als Sprecher der Sektion
Film und Medien und dann auch als
stellvertretender Vorsitzender habe
ich diesen Prozeß mit begeleitet und
partiell mitgestaltet. Uns allen
gemeinsam ist es gelungen – auch
gegen widrige Umstände - den Kul-
turrat zu einer Organisation zu ent-
wickeln, die nicht nur die rechtli-
chen Rahmenbedingungen gestaltet
sondern auch inhaltlich wichtige
Akzente und Orientierungen für die
kulturpolitische Diskussion zu set-
zen. Ein Beispiel dafür ist die Debat-
te um die Einrichtung eines Beauf-
tragten für Kultur und Medien.
Dokumentiert ist diese Entwicklung
in dem zum zwanzigjährigen Beste-
hen des DKR herausgegebenen Ban-
des „In guter Begleitung“. In der ver-
gangenen Legislaturperiode haben
wir dann neben der Arbeit an ord-
nungspolitischen Rahmenbedin-
gungen mit dem neuen Vorsitzen-
den Max Fuchs ein stärkeres
Gewicht auf inhaltliche Positionsbe-
stimmungen und Diskussionen
gelegt. Diese Arbeit wollen wir auch
in der kommenden Legislaturperio-
de fortsetzen.

puk: Welche dringenden Probleme
und Fragestellungen stehen für die
nächsten Monate auf Ihrer Agenda? 

Bleicher-Nagelsmann: Es sind
dies die schon genannten Novellie-

rung einerseits des FFG und ande-
rerseits des DW-Gesetzes. Darüber
hinaus müssen wir ein Schwerge-
wicht auf die Verbesserung der
sozialen Lage der Künstlerinnen
und Künstler sowie der Finanzie-
rungsbedingungen für Kultur insge-
samt legen.

puk: Wie kann kulturpolitische
Arbeit vor dem Hintergrund der
Agenda 2010 aussehen? Oder: Wie
sieht der Deutsche Kulturrat des
Jahres 2010 aus?

Bleicher-Nagelsmann: Kulturpo-
litische Arbeit unter der Agenda
2010 wird zweifellos nicht leichter.
Die Regierungskoalition wäre gut
beraten, das auf die Agenda zu set-
zen, was im Koalitionspapier vom
Oktober 2002 von ihr zur Kulturpoli-
tik vereinbart worden ist. Für den
Kulturrat bleibt also auch über das
Jahr 2010 hinaus genug, nachhaltig
zu tun.

Interview: Andreas Kolb �

politik und kultur
Die Vorstandsmitglieder 
des Deutschen Kulturats 

im Interview
Vom Sprecherrat des Deutschen Kulturrates wurde Prof. Dr. Max Fuchs,
Direktor der Akademie Remscheid, in seinem Amt als Vorsitzender des Deut-
schen Kulturrates bestätigt. Damit tritt er seine zweite Wahlperiode als Vor-
standsvorsitzender an. Ebenso wurde Heinrich Bleicher-Nagelsmann,
Bereichsleiter für Kunst und Kultur in der Vereinten Dienstleistungs-
gewerkschaft ver.di, als Stellvertretender Vorsitzender in seinem Amt bestä-
tigt. In Nachfolge von Dr. Georg Ruppelt wurde Christian Höppner, Geschäfts-
führendes Mitglied des Präsidiums des Deutschen Musikrats, zum Stellver-
tretenden Vorsitzenden gewählt. puk-Redakteur Andreas Kolb bat den neu-
beziehungsweise wiedergewählten Vorstand um Interviews.

Die Redaktion �

Foto: privat

Foto: puk

Weiter auf Seite 14
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Kulturpolitik ist Gesellschaftspolitik
Christian Höppner

politik und kultur: Herr Höppner,
als Geschäftsführendes Präsidi-
umsmitglied des Deutschen Musi-
krates sind Sie als Vertreter der Sek-
tion Musik in den Vorstand des
Deutschen Musikrates gewählt
worden. Was kann der Deutsche
Kulturrat für die Musiker, Kompo-
nisten und Musikpädagogen tun? 

Christian Höppner: Mit seiner
Präsenz im politischen Raum ist der
Deutsche Kulturrat die treibende
Kraft für Aktion und Reaktion auf
gesellschaftliche Veränderungen.
Die beispiellose Effizienz und Effek-
tivität seiner Arbeit haben die Platt-
form für gemeinsames Handeln
aller Kultursparten geschaffen, um
die Herausforderungen unserer Zeit
wirkungsvoll annehmen zu können.
Diese Gemeinsamkeit wird sichtbar
in der Definition und Umsetzung
gemeinsamer Ziele und ist Voraus-
setzung für eine erfolgreiche Arbeit.
Jedem kulturell tätigen Menschen
nutzt diese politische Wirkungsfä-
higkeit des Kulturrates, weil die
Komplexität der Themenstellungen
vor dem Hintergrund globaler Ver-
dichtungen zunimmt. Das Thema
Gats zum Beispiel macht vor keiner
Sektionsgrenze halt – es geht uns
mit seinen möglicherweise dramati-
schen Auswirkungen alle an.

puk: Die Krise im Deutschen Musi-
krat scheint gemeistert, die Gläubi-
ger sind befriedigt oder verzichten.
Wie kann man jetzt den Deutschen
Musikrat im 50. Jahr seines Beste-
hens fit für die Zukunft machen? 

Höppner: Das glücklicherweise
überstandene Insolvenzverfahren
war ja nur die Spitze des Eisberges
einer schleichenden Sinnkrise. Die
Mitglieder der größten Bürgerbewe-
gung im Kulturbereich haben diese
fundamentale Krise als Chance zum
Neuanfang begriffen und mit einer
tief greifenden Satzungs- und Struk-
turreform die Ausgangsbasis für wir-
kungsvolles Handeln geschaffen.
Vor uns liegen viele kleine und große
Schritte, wie z.B. die Integration
unserer Projekte in unsere GmbH,
die bestmögliche Schöpfung und
Vernetzung der fachlichen Kompe-
tenz in den Präsidialausschüssen als
Basis für die fach- und musikpoliti-
schen Entscheidungen, die stärkere
Gewichtung bisher unterrepräsen-
tierter Themen (wie zum Beispiel:
Musikwirtschaft, Rock- und Pop,
musische Bildung als Querschnitts-
aufgabe, Mitgliederservice), die

Neuordnung der Öffentlichkeitsar-
beit nach innen und außen und die
Intensivierung der musikpolitischen
Arbeit. Die Diskussion um die stra-
tegische Ausrichtung wird alle The-
men als übergeordnete Folie beglei-
ten. Mir ist dabei besonders wichtig,
dass wir als Dachverband den Para-
digmenwechsel von der Fachpolitik
zur Musikpolitik schnell und nach-
haltig vollziehen. Gerade in der heu-
tigen Zeit können wir nur bestehen,
wenn wir unser Handeln aus unse-
rer gesellschaftlichen Verantwor-
tung heraus begründen können.
Dazu werden wir das Beziehungsge-
flecht unserer Gesprächspartner in
Politik und Gesellschaft weiter aus-
bauen, wobei der Kulturrat eine
besonders gewichtige Rolle spielt.

Getreu dem Motto „Das Ganze
ist mehr als die Summe seiner Teile“
versteht sich der Deutsche Musikrat
als Partner im Zusammenwirken mit
den anderen Sektionen im Deut-
schen Kulturrat. Ich freue mich auf
den Wettbewerb der guten Ideen.

Das Präsidium wird viele Ent-
scheidungsprozesse parallel zu
begleiten haben. Da ist es von be-
sonderer Bedeutung, das gesamte
Thementableau unserer fach- und
musikpolitischen Arbeit im Blickfeld
zu haben und sich nicht im Laby-
rinth kleiner und großer Fragen zu
verlaufen. Ich bin sehr optimistisch,
dass wir die vor uns liegende  Herku-
lesaufgabe bewältigen werden.

puk: Welche Themen stehen in den
nächsten Monaten auf Ihrer Agenda? 

Höppner: Ich würde gerne
gemeinsam mit den Kolleginnen
und Kollegen im Sprecherrat und im

Vorstand die folgenden Themenfel-
der behandeln:
a) Bildungs- und Kulturpolitik im

Föderalismus: Schnittmenge=0 ?
b) Die Bedeutung des geistigen

Eigentums als primärer Rohstoff
des Standortes Deutschland ist
ein Themenfeld, das weit über
den Bildungs- und Kulturbereich
hinausgeht. Gerade hier gilt es,
nicht nur unter dem Gesichts-
punkt der Verwertbarkeit, Poten-
tiale zu sichern und zu investie-
ren. Der Common sense über die
Bedeutung dieses Rohstoffes
schwindet mit der technologi-
schen Entwicklung der omniprä-
senten Informationsverfügbar-
keit. Dieser „Werteverfall“ lässt
sich zwar mit Gesetzen, Verord-
nungen und technischen Hürden
in seinen Auswirkungen verzö-
gern, aber nicht umkehren. Dazu
bedarf es einer kontinuierlichen
Aktion aller gesellschaftlichen
Gruppen, die sich soweit als mög-
lich global vernetzen sollte.

c) Die kulturelle Dimension des
europäischen Einigungsprozesses
ist ein spannendes und in der
Öffentlichkeit unterrepräsentier-
tes Thema, das von der Diskussi-
on über die ordnungspolitischen
Auswirkungen europäischer Poli-
tik überlagert wird. Dabei bieten
sich nicht nur mit dem EU-Bei-
tritt Polens im kommenden Jahr
Ansatzpunkte eines gesellschaftli-
chen Dialoges, der angesichts des
Zeitplanes dringend geführt wer-
den muss.

puk: Wie sieht der Deutsche Kultur-
rat des Jahres 2010 aus?

Höppner: Kulturpolitik ist Ge-
sellschaftspolitik. Damit bestehen
beste Chancen, den natürlichen
Kampf um Ressourcen und somit
auch für die Rahmenbedingungen
von Bildung und Kultur – vom Lob-
byismus befreit – führen zu können.
Eine große Herausforderung für die
Kulturpolitik wird es sein, den
Erkenntnisgewinn über die Bedeu-
tung von Bildung und Kultur, der so
vielen Politikern auf den Lippen
liegt, in die Köpfe und Herzen der
Bürgerinnen und Bürger zu vermit-
teln, damit die Sonntagsreden auch
montags umgesetzt werden.

puk: Sie sind Musiker, Leiter einer
Musikschule  in Berlin und Vizeprä-
sident des Deutschen Musikrates.
Gibt es Wechselwirkungen zwi-
schen Ihrem Beruf/Ihren Berufen
und dem Ehrenamt beim Deut-
schen Kulturrat? 

Höppner: Gerade die jetzige Kom-
bination meiner Funktionen hilft
enorm, ein Thema aus unterschied-
lichen Blickwinkeln zu betrachten.
So entsteht Nähe und Distanz
zugleich. Die Vielzahl positiver
Wechselwirkungen erhöht die Sinn-
haftigkeit meiner Arbeit in allen
Ebenen besonders dann, wenn ich
die Ergebnisse meines musikpoliti-
schen Engagements an der Basis
erleben kann. Zudem kann ich mir
meine Arbeit an der Musikschule
Charlottenburg-Wilmersdorf  oder
der Universität der Künste ohne die-
ses Engagement nicht vorstellen – es
gehört einfach dazu.

Interview: Andreas Kolb �

Foto: Martin Hufner
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Den Letzten beißen die Hunde...
Gemeindefinanzreform und Kulturfinanzierung • Von Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz

Den Letzten beißen die Hunde: so
kann derzeit die Situation in der Kul-
turfinanzierung beschrieben werden.
Und die Letzten sind, um im Bild zu
bleiben, immer öfter die Kulturein-
richtungen und kulturellen Initiati-
ven in den Städte und Gemeinden. 

Dem föderalen Aufbau der Bun-
desrepublik entsprechend über-

nimmt der Bund nur kleine Anteile
bei der Finanzierung kultureller Ein-
richtungen oder von kulturellen Vor-
haben. Seine Fördermöglichkeiten
sind beschränkt auf Vorhaben von
bundesstaatlicher Bedeutung sowie
auf die Auswärtige Kulturpolitik. In
der im vergangenen Jahr intensiv
geführten Entflechtungsdebatte im
Umfeld der Gründung der Kulturs-
tiftung des Bundes wiesen die Län-
der den Bund wiederholt in seine
Schranken. Sie verwiesen auf die so
genannte Kulturhoheit der Länder
und leiteten daraus ab, dass der
Bund nur eingeschränkte Förder-
verantwortung hat. Die Kompromis-
se zwischen Bund und Ländern
spiegeln sich sehr konkret in den
Stiftungszwecken der Kulturstiftung
des Bundes wider.

Wenn die Länder, dem Bund so
nachdrücklich seine beschränkten
Kulturfördermöglichkeiten aufzei-
gen, so sollte man meinen, dass sie
sich umso intensiver in der Finan-
zierung von Kunst und Kultur enga-
gieren. Nun ist dieses Engagement
aus historischen Gründen in den
verschiedenen Ländern sehr unter-
schiedlich. Nordrhein-Westfalen
zum Beispiel verfügt über nur weni-
ge Kultureinrichtungen in Träger-
schaft des Landes und fördert über
die Fläche mit verhältnismäßig klei-
nen Summen. Die Hauptlast zur
Finanzierung der kulturellen Infra-
struktur tragen die Kommunen.
Ganz anders sieht es zum Beispiel in
Bayern aus. Hier befinden sich
ebenfalls aus historischen Gründen
eine beträchtliche Reihe von Ein-
richtungen in der Trägerschaft des
Freistaats und hier engagiert sich
das Land in weitaus größerem Maße
in der Kulturfinanzierung. Das heißt
das Engagement der Länder in der
direkten Förderung von Kunst und
Kultur ist sehr unterschiedlich.
Gemeinsam ist allen Ländern aber,
dass sie eigentlich verpflichtet sind,
die Kommunen in den Stand zu ver-
setzen, ihre Leistungen bei der Kul-
turfinanzierung zu erfüllen. Dieses
gelingt immer weniger.

Keine Trendwende 
in Sicht

Die kommunalen Haushalte geraten
in den vergangenen zwei Jahren
immer stärker in eine Schieflage
und auch für das Jahr 2003 ist keine
Trendwende abzusehen. Im Gegen-
teil die Kommunalen Spitzenver-
bände warnen vor einer immer wei-
ter auseinander gehenden Schere
der Einnahmen und Ausgaben. 

Die Grafik des Deutschen Städte-
tags zeigt, dass bis zur Mitte der
neunziger Jahre bei stetig wachsen-
den Einnahmen der kommunalen
Haushalte die Ausgaben stets über
den Einnahmen lagen. Drastische
Sparprogramme der Kommunen,
Rückgänge bei der Investitionen,
Verwaltungsveränderungen und an-
deres mehr führten ab der Mitte der
neunziger Jahre zu Ausgabensen-
kungen. Der Kulturbereich hat diese
Veränderung mehr als schmerzlich
erfahren. Bei gleichzeitig steigenden
Einnahmen der Kommunen über-
stiegen in den Jahren 1999 und 2000
die Einnahmen die Ausgaben. Im
Jahr 2001 folgte schließlich der
erneute Einbruch. Die Ausgaben

wachsen wieder stetig an und die
Einnahmen der Städte und Gemein-
den sinken rapide. Steigende Ausga-
ben werden von den Kommunen
mit steigenden Last im Sozialhaus-
halt durch mehr Sozialhilfeempfän-
ger auf Grund der schwierigen wirt-
schaftlichen Lage erklärt. Die dra-
matisch sinkenden Einnahmen ste-
hen ebenfalls in Verbindung mit der
schlechten wirtschaftlichen Lage,
den fehlenden Investitionen der
Kommunen, die besonders das orts-
ansässige Handwerk treffen sowie
mit den Veränderungen durch die
2001 in Kraft getretene Steuerre-
form. Insgesamt ein Konglomerat an
strukturellen Problemen, die derzeit
kulminieren und sich zu einem
Desaster auswächst.

Die Komission zur 
Gemeindefinanzreform

Die Situation wird von Bund, den
Ländern und besonders den Kom-
munen selbst als extrem bedrohlich
eingeschätzt. Die Bundesregierung
hat deshalb im März 2002 eine Kom-
mission zur Gemeindefinanzreform
eingesetzt, die Vorschläge erarbeiten
soll, wie die Zahlungsunfähigkeit
der Kommunen abgewendet werden
kann. Die Kommission tagte im Mai
2002 erstmals. Ihr gehören an:
• ein Vertreter des Bundesministeri-

ums der Finanzen,
• ein Vertreter des Bundesministeri-

ums des Innern,
• ein Vertreter des Bundesministeri-

ums für Arbeit und Sozialordnung
beziehungsweise jetzt Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und
Arbeit,

• zwei Vertreter von Landesministe-
rien des Innern (Bayern und Nord-
rhein-Westfalen),

• sieben Vertreter von Landesminis-
terien für Finanzen (Baden-Würt-
temberg, Brandenburg, Hamburg,
Hessen, Rheinland-Pfalz, Schles-
wig-Holstein, Thüringen),

• ein Vertreter eines Landesministe-
riums für Arbeit und Soziales,

• zwei Vertreter des Deutschen Städ-
tetags,

• zwei Vertreter des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebundes,

• zwei Vertreter des Deutschen
Landkreistages,

• ein Vertreter des Bundesverband
der Deutschen Industrie,

• ein Vertreter des Zentralverbands
des Deutschen Handwerks,

• ein Vertreter des Deutschen Indus-
trie- und Handelskammertages,

• ein Vertreter des Deutschen
Gewerkschaftsbundes,

• ein Vertreter der Vereinigten
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di.

Diese Kommission hat zwei Ar-
beitsgruppe gebildet. Eine Arbeits-
gruppe Kommunalsteuern unter
dem Vorsitz des Bundesministerium
der Finanzen und eine Arbeitsgrup-
pe Arbeitslosenhilfe/ Sozialhilfe
unter dem Vorsitz des Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Arbeit.
Die Arbeitsgruppen sollten nach
dem ursprünglichen Zeitplan be-
reits Anfang des Jahres 2003 ihre
Vorschläge vorlegen, da der Gesetz-
gebungsprozess für eine Reform der
Gemeindefinanzierung noch im
Jahr 2003 abgeschlossen werden
sollte. Zum 01.01.2004 sollte die

Gemeindefinanzreform in Kraft tre-
ten. Es ist abzusehen, dass dieser
ehrgeizige Zeitplan nicht einzuhal-
ten sein wird. Dennoch gebieten die
dramatischen Einnahmeverluste
der Kommunen Eile. 

Die Kommunen sichern die
Grundversorgung der Bürgerinnen
und Bürger zum Beispiel im öffentli-
chen Nahverkehr, in der Bereitstel-
lung von Schulen, Kindergärten,

Krankenhäusern und eben auch in
der Bereitstellung der „freiwilligen“
Leistung Kultur. Insofern ist der
gesamte Kulturbereich elementar
von der aktuellen Finanznot der
Kommunen ebenso betroffen wie
von möglichen Veränderungen der
Einnahmequellen. 

Angesichts des immer kleiner
werdenden Kuchens, der zur Finan-
zierung von Kunst und Kultur in den
Kommunen zu Verfügung steht,
drängt sich die Frage nach der künf-
tigen Verteilung der einzelnen
Kuchenstücke genauso auf, wie die
Diskussion darüber, welche Aufga-
ben künftig überhaupt noch von der
öffentlichen Hand wahrgenommen
und welche privatisiert werden sol-
len. So wird im Zuge der Diskussio-

nen um die Gemeindefinanzreform
nicht nur debattiert, wie die Einnah-
mesituation der Städte und Ge-
meinden verbessert werden kann,
auf der Agenda steht ebenso die Fra-
ge, welche Aufgaben die Kommunen
in der Zukunft noch wahrnehmen
sollen. Und dabei geht es zumeist
nicht darum, Finanzierungsaufga-
ben von den Kommunen auf das
Land oder gar den Bund zu übertra-

gen, sondern vielmehr wird thema-
tisiert, ob bestimmte Aufgaben vom
Staat überhaupt übernommen oder
nicht besser Privaten übertragen
werden sollen. 

Qualitätsstandards 
entwickeln

Die Kultureinrichtungen werden
sich dieser Diskussion stellen müs-
sen. Sie werden wahrscheinlich in
noch größerem Maße aufzeigen
müssen, welche Bedeutung sie für
das Leben vor Ort haben und welche
Leistung sie für das Leben in der
Stadt oder Gemeinde erbringen. Ein
kleinlicher Wettstreit untereinander,
ob das Museum wichtiger als die
Blaskapelle oder die Stadtbibliothek
bedeutsamer als das Theater ist,
wird nur denjenigen nutzen, die die
verschiedenen Akteure gegeneinan-
der ausspielen wollen. Es wird viel-
mehr in der Zukunft noch mehr dar-
auf ankommen, solidarisch zu sein
und untereinander Qualitätsstan-
dards zu entwickeln, die öffentliche
Förderung rechtfertigen. Dieser Pro-
zess wird nicht schmerzfrei verlau-
fen, denn seine Umsetzung bedeu-
tet für jede Kultureinrichtung, ob in
Trägerschaft der öffentlichen Hand
oder öffentlich gefördert, unter
Beweis stellen zu müssen, dass die
Förderung gerechtfertigt ist. Die
Zahl der Besucher ist dabei ebenso
wenig ein Maßstab wie die „schon
immer“ bestehende öffentliche För-
derung. Es gilt vielmehr unter künst-
lerischen aber auch gemeinwohlori-
entierten Gesichtspunkten zu disku-
tieren, welche Vorhaben eine öffent-
liche Förderung verdienen und wel-
che sich auf dem freien Markt bewe-
gen sollten. 

Die Gemeindefinanzreform wird,
so ist zu hoffen, gelingen. Sie wird,
wenn alles gut geht, die Städte und
Gemeinden in den Stand versetzen,
ihren Aufgaben nachzukommen.
Gerade für die Kultur wird eine
erfolgreiche Gemeindefinanzreform
der Schlüssel für eine dauerhafte
tragfähige Finanzierung auf der
kommunalen Ebene sein. Sie ent-
hebt aber niemanden vor Verände-
rungen, will man nicht der Letzte
sein, den dann trotzdem die Hunde
beißen.

Olaf Zimmermann,
Gabriele Schulz �

Kommunalfinanzen unter Konsolidierungsdruck

Gesamteinnahmen Gesamtausgaben

Quelle: Deutscher Städtetag

Kommentar
Die Guten ins Töpfchen, die Schlechten ins Kröpfchen?

Die Kommunen brauchen mehr
Geld, um ihre Aufgaben in der
Zukunft erfüllen zu können. Aber
wo soll es herkommen? Natürlich
wird der Bundesfinanzminister sei-
ne Fehler bei der kommunalfeindli-
chen Steuerreform von 2001 korri-
gieren müssen und wir alle hoffen
auf den wirtschaftlichen Auf-
schwung. Aber es wird voraussicht-
lich trotzdem nicht reichen. Die
Städte und Gemeinden werden in
den nächsten Jahren weiter sparen. 

Deshalb hat die Kommission
zur Gemeindefinanzierungsreform
auch hinter verschlossenen Türen
damit begonnen zu besprechen,
was in der Zukunft überhaupt noch
vom Staat finanziert werden soll.
Diese Diskussion ist längst überfäl-

lig, aber sie muss öffentlich geführt
werden. Wir werden uns entschei-
den müssen, was in der Zukunft zur
so genannten kulturellen Daseins-
vorsorge gehört und damit von der
öffentlichen Hand finanziert wer-
den soll und was nicht. 

Diese Diskussion ist nicht nur
wegen der leeren kommunalen
Kassen notwendig. Die gerade in
die heiße Phase eingetretenen Ver-
handlungen über das internationale
Dienstleistungsabkommen (GATS)
im Rahmen der Welthandelsorgani-
sation zeigen, dass die negativen
Auswirkungen dieser Vereinbarun-
gen für den Kulturbereich nur
begrenzt werden können, wenn die
Nationalstaaten, also auch Deutsch-
land, sagen, was für sie zur staatli-

chen Daseinsvorsorge gehört und
was nicht. Kulturangebote, die
nicht zur öffentlichen Grundver-
sorgung zählen, werden immer sel-
tener mit einer auskömmlichen
öffentlichen Finanzierung rechnen
können und sie werden um diese
wenigen Mittel auch ganz im Sinne
des GATS-Abkommen mit kom-
merziellen Kulturanbietern aus der
ganzen Welt kämpfen müssen. 

Wer kommt ins Töpfchen und
wer kommt ins Kröpfchen kann
schnell zur Überlebensfrage wer-
den. Gerade deshalb darf diese Fra-
ge nicht unter Ausschluss der
Öffentlichkeit beantwortet werden.

Olaf Zimmermann �



Keine Korrekturen sondern grundlegende Reformen
Rolle der Kultur als Standortfaktor im Freistaat Sachsen • Von Georg Metz

Bereits seit längerem wurde die Not-
wendigkeit einer Gemeindefinanzre-
form immer wieder diskutiert. Ange-
sichts der zunehmend enger werden-
den finanziellen Spielräume in den
Haushalten aller staatlichen Ebene
wurde diese Diskussion immer drän-
gender. Die teilweise drastischen
Gewerbesteuereinbrüche in den bei-
den vergangenen Jahren, von denen
vor allem die Kommunen der alten
Länder, aber auch die sächsischen
Städte und Gemeinden betroffen
waren, verdeutlichen den Reformbe-
darf. Es geht nicht mehr nur um kos-
metische Korrekturen am System,
sondern um eine grundlegende und
wirksame Reform. 

Vor nunmehr einem Jahr hat der
Bundesfinanzminister eine Kom-

mission zur Reform der Gemeindefi-
nanzen eingesetzt, der ich als einer
von fünf Länder-Finanzministern
angehöre. Ich hoffe sehr, dass dieses
sehr komplexe und nicht nur für die

Kommunen finanziell bedeutsame
Thema auch bis zum Schluss mit der
notwendigen Sorgfalt behandelt
wird und nicht – mit dem Argument
einer schnellen Umsetzung – auf
halber Wegstrecke stecken bleibt.
Die jüngsten Presseäußerungen der
Bundesregierung lassen leider der-
artige Befürchtungen aufkommen.
Ein „Schnellschuss“, der die kom-
munalen Probleme nur halbherzig
löst, würde der Erwartungshaltung
der Städte und Gemeinden in keiner
Weise gerecht.

Als sächsischem Finanzminister
liegt mir naturgemäß das Wohl der
sächsischen Kommunen besonders
am Herzen. Im vergangenen Jahr
lagen die sächsischen Gemeinde-
steuereinnahmen (netto) bei 310
Euro je Einwohner; das ist immer
noch weniger als die Hälfte des ver-
gleichbaren Durchschnittswertes
der alten Flächenländer. Von einer
Angleichung der Pro-Kopf-Steuer-
einnahmen an das Niveau der west-

deutschen Kommunen sind wir
damit noch weit entfernt. Dieser
unterproportionalen Steuerkraft
steht eine besondere Abhängigkeit
unserer Städte und Gemeinden von
Zuweisungen aus dem Landeshaus-
halt gegenüber – ein Problem, das
im Übrigen nicht nur die sächsi-
schen, sondern alle ostdeutschen
Kommunen betrifft. Keinesfalls darf
deshalb die Steuerkraft der ostdeut-
schen Städte und Gemeinden durch
die Reform weiter geschwächt wer-
den.

Vielmehr müssen die Kommu-
nen in die Lage versetzt werden, ihre
Aufgaben angemessen erfüllen zu
können. Dies setzt ein stabiles Steu-
eraufkommen voraus und erfordert
eine möglichst wenig konjunkturan-
fällige Steuerquelle, die zugleich
angemessen am wirtschaftlichen
Wachstum teilnimmt. Um alle Nut-
zer der kommunalen Infrastruktur
an deren Finanzierung zu beteili-
gen, sollten von dem kommunalen

Steuersystem sowohl das örtliche
Gewerbe als auch die Einwohner der
Gemeinde erfasst werden. Die Bei-

behaltung des kommunalen Hebe-
satzrechts ist notwendig, um die
Fühlbarkeit der Steuer zu gewähr-
leisten. 

Um einen möglichst breiten po-
litischen Konsens bei der Umset-
zung zu erreichen, sollte die Reform
zudem weitgehend aufkommens-
und belastungsneutral ausgestaltet
werden. Zur Beurteilung der finanzi-
ellen Folgen der Reform sind um-
fangreiche Auswirkungsberechnun-
gen zu den einzelnen Modellen not-
wendig. Derartige Modellrechnun-
gen werden derzeit durchgeführt
und sind im Rahmen der Entschei-
dung der Kommission für die künfti-
ge Ausgestaltung des kommunalen
Steuersystems zu berücksichtigen.

Ohne einem Ergebnis vorgreifen
zu wollen, will ich aber bereits jetzt
vor übertriebenen Erwartungen an
die Gemeindefinanzreform warnen.

Georg Metz Foto: Sächsisches 
Staatsministerium der Finanzen
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Kommunale Kultur braucht Unterstützung
Auswirkungen der Gemeindefinanzreform für die Kulturfinanzierung • Von Volker Halsch

Die kommunale Selbstverwaltung ist
eine Basis der Demokratie in der
Bundesrepublik Deutschland.  Völlig
zurecht steht die kommunale Selbst-
verwaltung daher unter dem beson-
deren Schutz des Grundgesetzes.
Der föderale Aufbau der Bundesre-
publik Deutschland bedingt aller-
dings auch, dass die Gemeinden
nach der Finanzverfassung als Teil
der Länder zu behandeln sind. Diese
stehen daher in erster Linie in der
Verantwortung für eine angemesse-
ne Finanzausstattung der Kommu-
nen. Dennoch bekennt sich der Bund
ausdrücklich zu seiner Mitverantwor-
tung für das kommunale Finanzsys-
tem. Dieser Verantwortung wird er
im Rahmen seiner unter anderem auf
eine kurzfristige Stabilisierung der
Kommunalsteuern ausgerichteten
Steuerpolitik, vor allen Dingen aber
durch die Einsetzung der Gemeinde-
finanzreformkommission gerecht.

Von den Kommunen wird darauf
hingewiesen, dass Ausdruck

einer funktionierenden kommuna-
len Selbstverwaltung vor allen Din-
gen ein finanzieller Handlungsspiel-
raum ist, der den Kommunen die
Betätigung im freiwilligen Aufga-
benbereich ermöglicht. Dazu gehört
die Kultur in ganz besonderem
Maße. Mehr als die Hälfte der Aus-
gaben der öffentlichen Haushalte
für Kunst- und Kulturpflege und ver-
wandte Bereiche (in der Abgrenzung
der UNESCO) werden von den Kom-
munen getätigt. Gerade die kulturel-
len Aktivitäten vor Ort führen zu
einer Identifikation der Bürgerinnen
und Bürger mit ihrer Stadt, ihrer
Gemeinde oder ihrem Landkreis.
Dies wird deutlich, wenn man den
weitgefassten Kulturbegriff der
UNESCO zugrunde legt: Er umfasst
neben den Bühnen, den Orchestern
und den Museen auch Aktivitäten in
Denkmalschutz und -pflege, Natur-
schutz- und Landschaftspflege, Bib-
liotheken sowie Sport und Erholung.

Warum nun bedarf auch die
kommunale Kultur einer Unterstüt-
zung durch eine Gemeindefinanzre-
form?

Die kommunalen Haushalte
sind in den letzten Jahren – wie im
Übrigen auch die Haushalte von
Bund und Ländern – von zwei Seiten
unter Druck geraten. Zum einen
haben viele Kommunen mit stagnie-
renden oder stark rückläufigen Steu-

ereinnahmen zu kämpfen, zum
anderen waren in den vergangenen
Jahren steigende Ausgaben für
soziale Leistungen zu verzeichnen.
Beides schränkt den Spielraum der
Kommunen zur Ausübung freiwilli-
ger Selbstverwaltungsaufgaben spür-
bar ein. Dabei haben diese Aufgaben
zwei Komponenten:

1. Investitionen in die kulturelle
Infrastruktur;

2. die Finanzierung des Unterhalts
dieser Infrastruktur im kommu-
nalen Verwaltungshaushalt.

Beide Fassetten werden durch
die Gemeindefinanzreformkommis-
sion aufgegriffen. So hat die Kom-
mission zu den zwei im Mittelpunkt
ihrer Tätigkeit stehenden Themen-
feldern Arbeitsgruppen eingesetzt:
Eine Arbeitsgruppe, die sich mit
dem kommunalen Steuersystem
befasst und einen Arbeitsgruppe,
die sich einer effizienteren Gestal-
tung der unterschiedlichen Trans-
fersysteme Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe zuwendet.

Im Mittelpunkt der Diskussio-
nen über das Kommunalsteuersys-
tem steht die Zukunft der Gewerbe-
steuer. Sie ist seit ihrem Bestehen
immer weniger ein verlässlicher
Baustein des kommunalen Steuer-
systems, da sie zum einen sehr
schwankungsanfällig ist (hohe Kon-
junkturreagibilität) und zum ande-
ren wegen ihrer Ausgestaltung in
vielen Gemeinden nur von wenigen,

häufig von einem überragenden
Betrieb aufgebracht wird. Ziel der
Gemeindefinanzreform muss es
daher sein, den Kommunen zu einer
im Vergleich zu heute stetigeren Ent-
wicklung der Steuereinnahmen zu
verhelfen. Dies wird die Investiti-
onskraft der Kommunen – auch im
kulturellen Bereich – stärken, da
Investitionen damit unabhängiger
vom Konjunkturverlauf getätigt wer-
den können.

Eine Verzahnung der beiden
unterschiedlichen Transfersysteme
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe ist
Bestandteil des Hartz-Konzeptes.
Danach sollen Sozialhilfe für Er-
werbsfähige und Arbeitslosenhilfe
in einem Arbeitslosengeld II zusam-
mengefasst werden, welches zum
Beispiel in der Trägerschaft der Bun-
desanstalt für Arbeit liegen kann.
Dieses würde die Kommunen in
dem sie am meisten drückenden
Ausgabenbereich, der Sozialhilfe,
spürbar entlasten. Dies gilt wegen
nennenswerter Effizienzgewinne
auch dann, wenn – wie in dem die
Gemeindefinanzreformkommission
einsetzenden Beschluss des Bun-
deskabinetts vom vergangenen Jahr
festgelegt – das Geld der Aufgabe

folgen wird. Vor allem Städte,
Gemeinden und Landkreise in
strukturschwachen Regionen wer-
den profitieren. Es hängt selbstver-
ständlich von der Prioritätensetzung
in den kommunalen Parlamenten
ab, in welchem Umfang etwaige
Entlastungen der Verwaltungshaus-
halte durch die Gemeindefinanzre-
form der Kultur zur Verfügung
gestellt werden.

Der Bundesregierung ist be-
kannt, dass zunächst die Abdeckung
von Fehlbeträgen aus Vorjahren zu
schultern ist. Welche finanziellen
Engpässe auf der kommunalen Ebe-
ne zur Zeit bestehen, belegt vor
allem die in den vergangenen Jahren
sehr stark gestiegene Inanspruch-
nahme von Kassenkrediten, die in
zunehmendem Maße der Finanzie-
rung laufender Ausgaben dienen.

Das Ergebnis der Gemeindefi-
nanzreform sollen verbesserte
Strukturen des Gemeindefinanzsys-
tems sein. Dennoch bleibt festzu-
halten, dass Haushaltskonsolidie-
rung auch in Zukunft eine Dauer-
aufgabe auf allen öffentlichen Ebe-
nen sein wird. Nicht verschwiegen
werden darf, dass Haushaltsengpäs-
se auch Anreize zu effizienterem

Verwaltungshandeln und Ausgabe-
gebaren setzen. Hier hat die kom-
munale Ebene große Erfolge zu ver-
zeichnen. Dies gilt in besonderem
Maße für kulturelle Einrichtungen,
die zunehmend in größerem regio-
nalen Rahmen vorgehalten werden.
Dies führt in vielen Fällen zu Syner-
gieeffekten, ohne die künstlerische
Qualität zu gefährden. Es muss aber
die Frage erlaubt sein, ob die Mög-
lichkeiten des Sponsoring – gerade
nachdem die Bundesregierung dazu
in der letzten Legislaturperiode ver-
besserte rechtliche Rahmenbedin-
gungen gesetzt hat – und einer
materiellen Privatisierung auf der
kommunalen Ebene in jedem Ein-
zelfall tatsächlich erschöpft sind.
Die Bundesregierung sieht die Kom-
munen hier auf einen guten Weg
und wird alles in ihrer Macht ste-
hende tun, um sie durch den erfolg-
reichen Abschluss der Arbeiten an
der Gemeindefinanzreform hierbei
weiterhin zu unterstützen.

Staatssekretär Volker Halsch,
Bundesministerium der Finanzen �

Volker Halsch
Foto: Bundesministerium der Finanzen

Futuristische Architektur für die Musikschule Hamburg   Foto: Musikschule Hamburg 
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Ein Blaubuch für den Westen ist gefordert
Die Krise der kommunalen Kulturfinanzierung wird 2003 zum nationalen Problem • Von Bernd Fesel

Um 250 Millionen Euro sanken 2002
(- 2,9 Prozent im Vergleich zu 2001)
die Kulturausgaben der Länder und
Kommunen für Theateraufführungen,
Museumsausstellungen, Bibliothe-
ken und anderem mehr. Damit lagen
die Gesamtausgaben für den öffentli-
chen Kultursektor 2002 bei rund 8,3
Milliarden Euro, davon die Bundes-
länder mit 3,8 Milliarden Euro (- 4,8
Prozent zum Vorjahr) und die Kom-
munen mit 3,6 Milliarden Euro
(Schätzwert: -2 Prozent zum Vor-
jahr). Die Ausgaben für kulturelle
Leistungen und Angebote sind im
Sinkflug – sofern sie von öffentlichen
Trägern erbracht werden. 

Ganz anders das Bild in der Kul-
turwirtschaft: Ein Umsatz von

70 Milliarden Euro wurde 2000 mit
allen Kulturleistungen erzielt, ohne
die großen Presseverlage und den
Zeitungs-Einzelhandel immerhin
noch 40,8 Milliarden Euro. Dieser
Umsatz der Kulturwirtschaft im
engeren Sinne wuchs 1996 bis 1999
durchschnittlich um 21 Prozent. Die
Bruttowertschöpfung des Kunst-
Sektors zog mit rund 35 Milliarden
Euro gleich mit der Ernährungsin-
dustrie.

Kultur als wirtschaftliche Leis-
tung zu betrachten, ist zur Zeit in
Mode: Mit der Vorgabe „Wirtschaft-
lichkeit“ schöpft die öffentliche
Hand seit fast 10 Jahren vermeintli-
che Sparpotentiale in der Kulturför-
derung aus. Doch diese Strategie hat
noch kaum ein Kulturinstitut aus
der Finanzkrise geführt: Denn wird
jedes Jahr vier bis fünf Prozent des
Budgets gespart, sinkt die Leistung
eines Museums oder Theaters. Eine
kontinuierliche Abwärtsspirale ist
die Folge: Weniger Leistung, weniger
Qualität, weniger öffentliche Aner-
kennung, weniger Besucher – und
noch weniger politische Unterstüt-
zung und folglich noch weniger
Budget. Diese negative self-fulfilling
prophecy „funktioniert“ seit Jahren.
Jetzt kommt es möglicherweise zu
Schließungen von mehreren Dut-
zend Theatern und Museen. Und
wenn sie nicht geschlossen sind, so
verwalten sie sich heute noch.... 

Die absehbare Lähmung von
mehreren national wichtigen, einst
international anerkannten Institu-
ten wird 2003 eine nationale Wahr-
nehmung erhalten! Die Krise der

kommunalen Kulturfinanzierung
wird zur Krise der Kulturnation
Deutschland werden.

So aktuell die Belege dieser kom-
munalen Krise der Kulturfinanzen
sind, so falsch wäre es, dies allein
der Wirtschaftskrise und den rück-
läufigen Steuereinnahmen in den
Kommunen anzulasten. Die Finanz-
krise verstellt den Blick auf die
eigentliche Ursache: Die Finanzie-
rung eines international renom-
mierten Museums durch eine Stadt
wie Aachen, Bremen, Köln, Stuttgart
oder Wuppertal ist ein finanzpoliti-
scher Strukturfehler – wie soll eine
einzelne Stadt ein Museum dieser
Qualität und dieses Kapitalbedarfs,
das mit Häusern wie der TATE Galle-
ry oder dem Museum of Modern Art
konkurrieren soll, auf Dauer bezah-
len? Nationalaufgaben aus dem Etat
von Klein- und Großstädten? Diese
Finanzstruktur wurzelt in der Kultur-
hoheit der Länder und Kommunen,
die manchen heute als Kern oder als
Ideologie des Föderalismus gilt.
Realität ist, dass dieser Kulturföde-
ralismus heute nicht finanzierbar
ist. Und die Wahrheit ist, dass er
möglicherweise vor 20 Jahren auch
nicht zu finanzieren war, wenn man
sich die aufgetürmten Schulden der
Kommunen ansieht. Haben sich die
Länder und Kommunen Deutsch-
lands die Ideologie der Kulturhoheit
auf Kosten der Zukunft geleistet –
wie man heute sieht, sogar auf Kos-
ten der Kultur geleistet?

2003 gilt es endlich – jenseits der
heute geltenden politisch korrekten
Ideologien –,  eine Lösung für die
Zukunft zu erfinden: 

Erstens muss das Ziel sein, einen
Flächenbrand an Schließungen von
Theatern, Museen und Bühnen zu
verhindern. Nur dann wird man zu
einer auch kulturell vertretbaren
und damit langfristig stabilen Re-
Organisation von Kultur-Institutio-
nen kommen. Daher ist ein Finanz-
moratorium für zwei Jahre nötig,
was nicht bedeutet, dass in zwei Jah-
ren ebenso viele Finanzmittel wie
heute zur Verfügung stehen. Man
wird lernen müssen mit weniger
mehr zu machen.

Zweitens müssen dann inner-
halb von 12 Monaten zukunftsfähige
Lösungen der Finanzierungsstruk-
tur von öffentlichen, national wie
auch regional und lokal wichtigen

Aufgaben erarbeitet werden. Hierzu
ist auch die geplante Enquete-Kul-

tur im Deutschen Bundestag aufge-
rufen. Die bereits laufende Entflech-
tungsdebatte zwischen Bund und
Ländern könnte der Nuklues für ein
übergreifendes nationales Forum
sein, in das der Deutsche Städtetag
und die Vertreter von Kulturstiftun-
gen einzubeziehen wäre.

Drittens kann ein Moratorium

der Kulturfinanzierung vom Bund
finanziert werden – zum Beispiel auf
zwei Jahre befristet durch eine Öff-
nung der „Blauen Liste“  (BLE):
Schon jetzt fördert der Bund natio-
nal wichtige Institute gemäß der
Rahmenvereinbarung zwischen
Bund und Ländern nach Artikel 91b
GG vom 28.11.75 mit einem jährli-
chen Volumen von zirka 690
Millionen Euro. Wenn die Blaue Lis-
te um 100 Institute von nationaler
Bedeutung erweitert wird, die und
nur die zum Überleben einen
Zuschuss benötigen, ist ein jährli-
cher Finanzbedarf von nur rund 50
Millionen Euro erforderlich. Diesen
Betrag könnte der Bund ohne weite-
res im Rahmen des 15 Milliarden
Euro umfassenden Kreditprogram-
mes für die Kommunen zur Verfü-
gung stellen – sofort!

Alternativ könnte ein Blaubuch
nach dem Vorbild der Förderung
wichtiger Institute in Ostdeutsch-
land, die die Bundesregierung lt.
Koalitionsvertrag 2002 ohnehin um
rund vier Millionen Euro erhöhen
möchte, für Westdeutschland ge-
schaffen werden. Auch hier müsste

die Förderung befristet werden. Und
vielleicht könnte die neu fusionierte
Bundeskulturstiftung von Bund und
Ländern auch eine entscheidende
Rolle in der Institutsauswahl und
Mittelvergabe übernehmen. 

Finanztechnisch kann geholfen
werden. Doch hat die Kulturszene
die Kraft zu diskutieren, welche
Tätigkeiten und Institute national
wichtig sind? Das heißt zu sagen,
welches Institut „nur“ lokale Aus-
strahlung hat. Wer bringt diesen Mut
in einem Land auf, dem „made in
germany“ im Ausland alles gilt und
in dem die Nation den Auslandsur-
laub als quasi verfassungsmäßiges
Recht („du hast es dir verdient!“)
verbucht? Es ist eine politische Ent-
scheidung von der Kunstszene
gefordert. 

Bernd Fesel,
Geschäftsführer des Bundesver-

band Deutscher Galerien,
Vorstandsmitglied des

Arbeitskreises Kulturstatistik �

Bernd Fesel Foto: Privat

Insbesondere werden sich Wünsche
nach erheblichen Mehreinnahmen
für die Kommunen wohl nicht erfül-
len lassen, weil weder Bund noch
Länder auf eigene Steuereinnahmen
in entsprechender Größenordnung
verzichten können. Ein Mehrauf-
kommen wäre damit nur durch
Steuererhöhungen erzielbar, die wir
aber weder der Wirtschaft noch dem
Steuerbürger zumuten können.
Angesichts des sehr komplexen und

teilweise gegenläufigen Interessen-
geflechts der Beteiligten sind im
Ergebnis der Gemeindefinanzre-
form voraussichtlich qualitative,
aber wohl kaum quantitative Ver-
besserungen für die Einnahmensei-
te der Kommunalhaushalte zu er-
warten.

Vor diesem Hintergrund er-
scheint es unabdingbar, nicht nur
die Einnahmen-, sondern auch die
Ausgabenseite der kommunalen
Haushalte auf den Prüfstand zu stel-
len. Dabei müssen sich die Ausga-
ben an der Entwicklung der Einnah-

men orientieren und nicht umge-
kehrt: Auch ich als Finanzminister
eines Landes kann nur das ausge-
ben, was ich erwirtschaftet habe.
Insbesondere im freiwilligen Be-
reich ist die Ausgabenentwicklung
in dieser Beziehung kritisch zu hin-
terfragen. Der Schwerpunkt der
kommunalen Ausgaben im Freistaat
Sachsen muss nach wie vor auf den
Investitionen in die Infrastruktur lie-
gen; hier besteht immer noch er-
heblicher Nachholbedarf. Und eine
funktionsfähige kommunale Infra-
struktur ist nun einmal eine der
grundlegenden Voraussetzungen für
die Ansiedlung von Gewerbe und
die damit verbundene Erzielung von
Steuereinnahmen. 

Mit diesem Plädoyer will ich aber
keinesfalls die Rolle der Kultur als
Standortfaktor herabwürdigen. Ge-
rade der Freistaat Sachsen und seine
Kommunen haben auf diesem Ge-
biet Maßstäbe gesetzt. Wir fühlen
uns der Fortführung unserer kultu-
rellen Tradition verpflichtet und
müssen uns mit unseren kulturellen
Angeboten nicht verstecken. 

Diese Erfolge verdanken wir
nicht zuletzt unserem Kulturraum-
gesetz. Anknüpfend an die zeitlich
begrenzten Sonderprogramme des

Bundes zum Erhalt der kulturellen
Substanz in den neuen Bundeslän-
dern haben wir ein eigenes sächsi-
sches Fördermodell entwickelt und
damit das System der Kulturförde-
rung neu gestaltet. In Ergänzung zur
Förderung durch die Städte,
Gemeinden und Landkreise sowie
zur kulturellen Landesförderung
entstand mit den Kulturräumen
eine dritte Ebene. In diesen Kultur-
räumen tragen die Kommunen ge-
meinsame Verantwortung für regio-
nal bedeutsame Kultureinrichtun-
gen und -vorhaben. Der Freistaat
unterstützt sie dabei mit einem
gesetzlich garantierten Betrag. Die-
ses sächsische Modell zeigt, wie bei
der Pflege und Förderung der Kultur
die interkommunale Solidarität mit
der Unterstützung der Kommunen
durch das Land zusammengeführt
werden kann.

Auf dieser Basis ist es den sächsi-
schen Kulturräumen in den vergan-
genen Jahren neben der Bewahrung
kultureller Traditionen gelungen,
auch neue Formen des Kulturange-
bots zu entwickeln. Beides wurde
und wird in zunehmendem Maße
durch die Einführung moderner
und effizienter Leistungsstrukturen
unterstützt. 

Der Freistaat Sachsen wird sich
mit den ihm zur Verfügung stehen-
den Mitteln dafür einsetzen, dass
den sächsischen Kommunen im
Ergebnis der Gemeindefinanzre-
form auch künftig eine stabile Ein-
nahmequelle zur Verfügung steht.
Damit wird eine der Rahmenbedin-
gungen geschaffen, die es den Kom-
munen erlaubt, ihre Aufgaben im
erforderlichen Umfang und der
nötigen Qualität erfüllen zu können.
Doch werden wir einnahmeseitig
mittelfristig nicht mit Mehreinnah-
men rechnen können – weder für
das Land, noch für die Kommunen.
Daher müssen sowohl der Freistaat
als auch die sächsischen Städte,
Gemeinden und Landkreise den
Anstieg der Ausgaben begrenzen:
Nur bei konsequenter Fortsetzung
des Konsolidierungskurses wird es
gelingen, die notwendigen Haus-
haltsspielräume zu erwirtschaften,
um auch im freiwilligen Aufgaben-
bereich entsprechende Akzente set-
zen zu können. Hierzu wird auch die
Kultur ihren Beitrag leisten müssen.

Dr. Georg Metz,
Sächsischer Staatsminister 

der Finanzen �
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Mit Kunst Erbschaftsteuern tilgen
Steuerrecht zunehmend wichtiges Mittel der Kulturförderung • Von Günter Winands

Das Steuerrecht wird zunehmend als
ein wichtiges Mittel der Kulturförde-
rung angesehen. Der Deutsche Kul-
turrat hat ein entsprechendes um-
fassendes Forderungspapier verab-
schiedet (puk 3-5/2002, S. 9).
Durch den Bundesgesetzgeber sind
in den letzten Jahren, maßgeblich
vorangetrieben durch die Beauftrag-
te der Bundesregierung für Kultur
und Medien, eine Reihe gezielter
steuerrechtlicher Maßnahmen zur
Kulturförderung ergriffen worden.
Eine immer wieder aufkommende
Forderung an den Gesetzgeber ist
es, generell die Möglichkeit zu eröff-
nen, Steuerschulden durch die Hin-
gabe von Kunstwerken zu tilgen.
Dabei wird oft übersehen, dass es
eine solche Möglichkeit seit 1990
partiell bei der Erbschaftsbesteue-
rung gibt und einer Ausweitung auf
andere Steuerarten seinerzeit be-
wusst nicht nähergetreten wurde.

Durch das Kultur- und Stiftungs-
förderungsgesetz vom 13.12.

1990 wurde die Abgabenordnung
(AO) um die Vorschrift des § 224a
ergänzt. Diese erlaubt es Erben von
Kunstgegenständen, Kunstsamm-
lungen, wissenschaftlichen Samm-
lungen, Bibliotheken, Handschrif-
ten oder Archiven für die Erbschaft-
steuer an Zahlungs statt einen Teil
des Nachlasses dem Bundesland,
dem das Steueraufkommen zusteht,
zu übertragen, wenn an dessen
Erwerb ein „öffentliches Interesse“
besteht. Die Erbschaftsteuer, die
eine reine Ländersteuer ist, steht
demjenigen Bundesland zu, in dem
der Erbe seinen Wohnsitz hat. 

Die Beschränkung der Tilgungs-
möglichkeit auf Erbschaft- (und frü-
her auch Vermögen) steuerschulden
hat ihren Grund genau darin, dass
das Aufkommen aus diesen Steuern
ausschließlich den Ländern zusteht.
Durch die Annahme von Kulturgut
an Zahlungs statt werden damit nur
die Steuereinnahmen derjenigen
staatlichen Gebietskörperschaft ge-
schmälert, die das Kulturgut er-
wirbt. An dieser Identität fehlt es bei
Steuern, die – wie die Einkommen-
steuer – dem Bund und den Ländern
gemeinsam zustehen; von deren
Einbeziehung in die Tilgungsmög-
lichkeit hat der Gesetzgeber daher
wegen haushalts- und finanzverfas-
sungsrechtlicher Bedenken abgese-
hen. Bei Bundessteuern, etwa den
Zöllen, brächte eine Einbeziehung
wenig, weil der Bund, von einigen
gesamtstaatlich bedeutsamen Ein-
richtungen abgesehen, grundsätz-
lich nicht Träger von Museen und
insofern kaum in der Lage ist, Kul-
turgut zu übernehmen.

Vorbild für die Begleichung von
Erbschaftsteuerschulden mit Kunst-
werken war die sog. „Dation“, eine
mehr als 20 Jahre vorher eingeführte
entsprechende Verrechnungsmög-
lichkeit im französischen Steuer-
recht. Im Gegensatz zur deutschen
Regelung gibt es allerdings eine kla-
re Fokussierung: Voraussetzung ist
die Übereignung von „Kunstwerken
nationaler Bedeutung“ an den fran-
zösischen Staat. Eine Kommission
aus Vertretern nationaler Museen
und des Finanzministeriums befin-
det darüber, ob im jeweiligen Fall
ein Kulturgut von nationaler Bedeu-
tung vorliegt und wie dieses wirt-
schaftlich zu bewerten ist. Seit 1969
sind so in fast 300 Nachlassfällen
bedeutende Kulturgüter für staatli-
che französische Museen und Bib-
liotheken gewonnen worden. Pro-
minentestes Beispiel ist der Erwerb
von Kunstwerken aus dem Picasso-
Nachlass. In Deutschland gibt es
hingegen nur wenige bekannt
gewordene Fälle wie die Übernah-

me von Nachlassteilen des 1990 ver-
storbenen Fürsten von Thurn und
Taxis durch den Freistaat Bayern.

Soll „Kunst statt (Erbschaft)Steu-
ern“ an den Fiskus gehen, haben die
Erben und das zuständige Landes-
Finanzministerium in einem öffent-
lich-rechtlichen Vertrag zu regeln,
welche Kunstgegenstände auf die
Erbschaftsteuerschuld angerechnet
werden und in welcher Höhe deswe-
gen die Steuerschuld erlischt. In
dem Vertrag sind sowohl die Höhe
des Steueranspruchs als auch der
Wert der zu übereignenden Kunst-
gegenstände zu beziffern. Der
schriftlich abzufassende Vertrag
wird erst wirksam durch eine
schriftliche Zustimmung des Lan-
des-Kulturministeriums. Diesem
obliegt aufgrund seiner Sachkunde
insbesondere die Stellungnahme
darüber, ob an dem Erwerb der
Kunstgegenstände ein öffentliches
Interesse besteht. 

In der Praxis ist es für den Erben
einer Kunstsammlung zunächst rat-
sam, Kontakt mit einem öffentli-
chen Museum aufzunehmen, und
zwar mit einem solchen, bei dem
aufgrund der musealen Ausrichtung
ein Interesse an den Kunstgegen-
ständen bestehen könnte. Sollte dies
der Fall sein, wird das Kulturminis-
terium hierüber informiert, das –
wenn es das Erwerbsinteresse des
Museums anerkennt – seinerseits
bei der Finanzbehörde erfragt, in
welchem Umfang es möglich ist,
dem Erben die Erbschaftsteuer zu
erlassen. 

Ausnahmecharacter
Nur solche Gegenstände sind zur
Steuertilgung geeignet, an deren
Erwerb durch den Staat „wegen
ihrer Bedeutung für Kunst, Ge-
schichte oder Wissenschaft“ ein
„öffentliches Interesse“ besteht.
Nach der Gesetzesbegründung soll
dies auf „Ausnahmefälle“ beschränkt
sein, das heißt nur bei „besonders
wertvollem Kulturgut“ in Betracht
kommen. Der Ausnahmecharakter
wird in der einschlägigen Rechtspre-
chung und Literatur stets hervorge-
hoben. Dabei wird auch auf die Ent-
stehungsgeschichte der Norm ver-
wiesen. Die Regelung wurde mit der
Intention geschaffen, einer Zer-
schlagung bedeutender Sammlun-
gen und der Abwanderung wertvol-
ler Kunstwerke in das Ausland ent-
gegenzuwirken. Es hatte vorher
angeblich immer wieder Fälle gege-
ben, in denen Erben Kunstsamm-
lungen oder wertvolle Teile daraus
veräußern mussten, um Erbschaft-
steuern bezahlen zu können.

Ob ein Kunstgegenstand von
„Bedeutung“ ist, kann sich nur nach
den Umständen des Einzelfalles
richten. Das Erfordernis signalisiert
einem Erben, dass sich nicht jedwe-
des im Nachlass vorgefundenes
Kunstwerk zur Schuldentilgung eig-
net. Nicht alle bedeutsamen Kunst-
werke bedürfen zudem der staatli-
chen Obhut. Der Staat muss deshalb
zusätzlich ein im öffentlichen Inte-
resse liegendes Erwerbsinteresse
wahrnehmen. Im Vordergrund steht
damit nicht das Individualinteresse
der Erben auf eine besondere Form
der Schuldentilgung, sondern die
Wahrnehmung einer staatlichen
Kulturaufgabe, nämlich der Siche-
rung des kulturellen Erbes. Auch die
Bejahung eines „öffentlichen Inte-
resses“ ist vom Einzelfall abhängig.
Es liegt vor, wenn der Erwerb der
Kulturgüter auch außerhalb des §
224a AO zulässigerweise mit öffent-
lichen Mitteln erfolgen könnte. Mit
anderen Worten: das Kulturministe-
rium hat in seiner Zustimmung dar-
zulegen, warum es, wenn entspre-

chende Haushaltsmittel vorhanden
wären, auch einen direkten Ankauf
der Kunstgegenstände durch die
öffentliche Hand zugunsten des
Museums befürworten würde.
Dabei ist auch eine Aussage zum
gemeinen Wert der Gegenstände,
gegebenenfalls unter Einschaltung
von Sachverständigen, zu treffen. 

Auch wenn die Kulturseite ein
öffentliches Erwerbsinteresse bejaht
hat, kann das für den Vertragsab-
schluss zuständige Finanzministeri-
um eine Schuldentilgung mit Kunst-
werken ablehnen. Nach § 224a AO
steht die Annahme eines Erwerbs-
angebots in seinem Ermessen,
wobei dieses allerdings in Hinblick
auf den Gleichheitsgrundsatz nach
einheitlichen nachprüfbaren Krite-
rien auszuüben ist. Wenn die
Finanzbehörde insbesondere eine
Ablehnung mit einem allgemeinen
Rückgang der Steuereinnahmen
und damit verbundene akute Haus-
haltsprobleme begründet, muss sie
diese Argumentation in allen gleich-
gelagerten Fällen durchhalten. Eine
Ermessensausübung, die den Ver-
dacht der Begünstigung einzelner
Steuerschuldner aufkommen lässt,
ist nicht statthaft. 

Woran aber liegt es, dass die
Möglichkeit, Erbschaftsteuern mit
Kunstgegenständen zu begleichen,
im Vergleich zu Frankreich so wenig
genutzt wird? Eine Ursache beruht
darauf, dass im Gegensatz zu unse-
rem Nachbarland die Erbschaftsteu-
ern nicht dem Zentralstaat, sondern
den Ländern zusteht. Erstes Bei-
spiel: Ein Museum besitzt ein Expo-
nat als (Dauer-)Leihgabe, das dort
Bestandteil einer ständigen Ausstel-
lung ist. Mit dem Tod des Leihgebers
geht das Eigentum an einen Erben
über, der in einem anderen Bundes-
land ansässig ist. Angesichts leerer
Kassen sind die dort zuständigen
beiden Landesministerien – wenn
überhaupt – nur bereit, Kunstgegen-
stände für Museen des eigenen Lan-
des zu erwerben. Ein Kulturministe-
rium wird wenig Engagement zei-
gen, ein „öffentliches Interesse“ an
Kunstwerken zu attestieren, die
künftig in Museen eines anderen
Landes hängen; aber selbst wenn
dies geschähe, gibt es keinen Fi-
nanzminister, der deswegen – ohne
Kompensation – auf die seinem
Land zustehende Erbschaftsteuer
verzichtet.

Zweites, den Ausgangsfall variie-
rendes und zugleich komplizieren-
des Beispiel: Eine Kunstsammlung
wird an zwei oder mehrere Personen
vererbt, die ihren Wohnsitz in ver-
schiedenen Bundesländern haben.
Die Erben möchten einen zusam-
menhängenden Teil der Sammlung,
der mit dem Tod des Erblassers auf
die Erbengemeinschaft übergegan-
gen ist, an ein Museum übergeben.
Wollen die Erben den Weg des § 224a
AO beschreiten, bedeutet dies: Jeder
Erbe muss Verhandlungen mit den
Kultur- und Finanzministerien sei-
nes Wohnsitzlandes aufnehmen.
Um zu vermeiden, dass entgegen
dem Willen der Erben der Nachlass
zerschlagen wird, wäre auch hier
von einem nicht begünstigten Bun-
desland (oder sogar mehreren) zu
verlangen, zugunsten eines anderen
Landes auf Steuereinnahmen zu
verzichten. Für Konstellationen wie
in den beiden aufgezeigten Fällen
wäre es erstrebenswert, künftig län-
derübergreifende Lösungen zu fin-
den. Da kein Empfängerland bereit
sein wird, für den einzelnen Kunst-
erwerb Ausgleichszahlungen zu leis-
ten, bedarf es einer Verständigung
auf ein übergreifendes wechselseiti-
ges Verrechnungssystem, etwa im
Rahmen des – ohnehin tangierten –

Länderfinanzausgleichs. 
Der Länderfinanzausgleich spielt

ohnehin bereits heute eine erhebli-
che Rolle bei der Inanspruchnahme
der Tilgungsmöglichkeit. Einnah-
men aus der Erbschaftsteuer sind
nämlich in diesen einzubeziehen,
und damit auch der Gegenwert der
vereinnahmten Kunstgegenstände.
Einem „Nehmerland“ des Finanz-
ausgleichs, das Kunstgegenstände
mit einem hohen Gegenwert nach §
224a AO erwirbt, wird der ihm zuste-
hende Anteil aus dem Finanzaus-
gleich entsprechend gekürzt. Daher
ist der Anreiz, Kunst nach dieser
Regelung zu erwerben, für finanz-
schwache Länder gering. Anderer-
seits wird auch im Falle, dass ein
„Geberland“ des Finanzausgleichs
Kunstwerke nach § 224a AO entge-
gennimmt, deren Wert bei der
Berechnung der zu zahlenden Aus-
gleichsbeträge berücksichtigt. Mit
jedem auf diese Weise erworbenen
Kunstgegenstand erhöht sich der
Anteil des Geberlandes an den
Zuwendungen für die finanzschwä-
cheren Länder. Die Steuertilgung
wirkt sich demnach im Rahmen des
Länderfinanzausgleichs durchaus
auch für die leistungsstärkeren Län-
der spürbar aus. Doch können jene
das eher verkraften, weshalb dort
fast ausschließlich die Verfahren
nach dieser Vorschrift durchgeführt
werden

Sammlungsprofil und 
Ankaufsprogramm

Für die geringe Inanspruchnahme
der Tilgungsmöglichkeit bestehen
darüber hinaus Gründe, die nichts
mit föderalen Imponderabilien zu
tun haben. Zum einen sind die Inte-
ressen der als „Erwerbende“ in
Betracht kommenden Museen zu
beachten. Diese  haben im Regelfall
ein eigenes „Sammlungsprofil“ und
damit auch „Ankaufsprogramm“;
durch einen Erbfall unerwartet
angebotene Kunstwerke müssen
darin thematisch und qualitativ hin-
ein passen. Wer als Museumsverant-
wortlicher unabhängig davon Erb-
stücke annehmen wollte, wird
weder seinem Kulturministerium
noch erst recht nicht der Finanzbe-
hörde plausibel machen können,
warum ein gesteigertes öffentliches
Interesse daran bestehen sollte, auf
Steuereinnahmen zu verzichten und
statt dessen Kunstgegenstände zu
erwerben, die einzig dazu bestimmt
sind, im Depot eingelagert zu wer-
den. Ohnehin handelt es sich nur
auf den ersten Blick beim Erwerb
nach § 224a AO um ein reines
„Geschenk“ für das betreffende
Museum. Es kann nie ausgeschlos-
sen werden, dass die jeweilige Lan-
desregierung versuchen wird, dem
Museum dieses, vom Land via Steu-
ertilgung bezahlte „Geschenk“ im
Zuge der nächsten Haushaltsver-
handlungen anzurechnen. 

In der Praxis dürfte schließlich
der Hauptgrund für die nur geringe
Nutzung des § 224a AO darin liegen,
dass Erben qualitativ hochwertiger
Kunstgegenstände (nur solche kom-
men wie dargelegt für eine Steuertil-
gung in Betracht) darauf setzen, die-
se am freien Markt zu einem höhe-
ren Preis zu verkaufen. Diese Ein-
schätzung ist nicht unbegründet.
Denn wegen der Schwierigkeit, den
gemeinen Wert von Kunstgegen-
ständen zu ermitteln, gilt für staatli-
che Stellen der Grundsatz einer
zurückhaltenden Bewertung, so
dass bei dem Erwerb nach § 224a AO
nicht Auktionspreise, sondern
äußerst vorsichtige Bewertungsan-
sätze zugrunde gelegt werden. Für
Erben, denen es vorrangig um die

für sie finanziell beste Verwertung
geerbter Kunstgegenstände geht, ist
die Tilgungsregelung demnach
kaum attraktiv. Wenn es sich indes
um Künstlernachlässe handelt und
auch ein Verpflichtung gesehen
wird, den Nachlass für die Öffent-
lichkeit zu sichern beziehungsweise
sogar möglichst geschlossen in
einem Museum zu zeigen, sollte der
Weg über § 224a AO durchaus in
Betracht gezogen werden. Die Initia-
tive hierzu könnte bei bedeutenden
Künstlernachlässen durchaus auch
noch stärker von den Museen und
Kulturbehörden ausgehen.

Günter Winands,
Ministerialdirigent bei der Beauf-

tragten der Bundesregierung für
Kultur und der Medien,

Bonn/Berlin �
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Neue Töne erzeugen interessanten Klang
Kulturförderung zweisprachig: der Deutsch-Französische Kulturrat

Seit seiner Gründung im Jahr 1988
ist der Deutsch-Französische Kultur-
rat ein wichtiger Begleiter und
Impulsgeber des deutsch-französi-
schen Kulturlebens. Am 13. und 14.
Mai 2003 findet in Regensburg die
Frühjahrs-Plenarsitzung des DFKR
statt – ein willkommener Anlass, das
Wirken dieser Institution zu präsen-
tieren. 

Persönlichkeiten aus dem 
französischen und 

deutschen Kulturleben

Der Gründungsakt des Deutsch-
FranzösischenKulturrat (DFKR)
wurde von Helmut Kohl und Fran-
çois Mitterand vollzogen. Der DFKR
bekam die Aufgabe zugetragen, als
bilaterales Beratungsgremium ge-
meinsame kulturelle Aktivitäten
anzuregen und Vorschläge zu unter-
breiten, wie diese unterstützt wer-
den können. Insgesamt 20 Persön-
lichkeiten aus dem französischen
und deutschen Kulturleben gehören
dem Rat an (siehe Infokasten). Zwei-
mal im Jahr kommen die Mitglieder
zu Plenarsitzungen zusammen. Für
die Koordinierung und Entwicklung
der zahlreichen und sehr unter-
schiedlichen Projekte sowie für
Organisation und Verwaltung arbei-
ten zwei Generalsekretariate in
Saarbrücken und Fontevraud. „Das
Engagement der ehrenamtlich täti-
gen Mitglieder des DFKR, der enor-
me Einsatz ihrer fachlichen Kompe-
tenz und wertvollen Zeit kann nicht
hoch genug geschätzt werden“, so
die deutsche Generalsekretärin Eva
Hoffmann-Müller.

Weit über 100 Förder-
stipendien vergeben

Der DFKR arbeitet ohne eigenen
Projektetat. Er spricht den Regierun-
gen Empfehlungen aus und kann
sich dabei sowohl an Bundesländer
wie auch an Regionen, Gebietskör-
perschaften, Städte, Gemeinden
oder Institutionen und freie Träger
richten. Diese Funktionsweise ga-
rantiert dem DFKR die nötige Sou-
veränität und befreit ihn vom Druck
wirtschaftlicher Interessen. „Der
DFKR ist als Ideenlabor konzipiert
worden, er dient dem Gedanken-
austausch und der Koordinierung“
so Chantal Colleu-Dumond, die
französische Generalsekretärin.
Weit über 100 Förderstipendien
wurden auf Betreiben des DFKR an
junge Künstler vergeben und somit
der Austausch in den Bereichen
Theater, Bildende Kunst, Musik,
Tanz und Film gefördert. 

Dialog Junge Musik
Einer der Schwerpunkte des DFKR
liegt zum gegenwärtigen Zeitpunkt
im Bereich der Förderung des
deutsch-französischen Musikaus-
tausches. Zu diesem Zweck wurde
eine eigenständige Arbeitsgruppe

eingerichtet, der unter anderem
Theo Geißler, Herausgeber der neu-
en musikzeitung, und Jean-François
Michel, Leiter des Französischen
Exportbüros für Musik angehören.
Zur Förderung von jungen Kompo-
nisten und jungen Interpreten, die
sich mit ihren Werken an ein junges
Publikum wenden, hat die Arbeits-
gruppe das Projekt „Dialog Junge
Musik“ angestoßen. Mit dem Projekt
soll das Bewusstsein und Interesse
für die zeitgenössische Musik des
jeweils anderen Landes gefördert
werden. Ein besonderes Augenmerk
gilt hierbei der Entdeckung und
Auszeichnung junger Komponistin-

nen und Komponisten, der profes-
sionellen Hilfestellung bei einer
adäquaten Interpretation der neuen
Werke sowie der Entwicklung und
Umsetzung von Strategien, die
geeignet sind, die Werke vor allem
einem jungen Publikum zu vermit-
teln. Die Arbeitsgruppe des DFKR
zur Förderung des deutsch-franzö-
sischen Musikaustausches konnte
ebenfalls regelmäßige Treffen zwi-
schen Experten der Musikindustrie
beider Länder initiieren. So fand
Anfang des Jahres 2002 ein erstes
Treffen anlässlich der französischen
Musikmesse MIDEM in Cannes
statt, das eine schnelle Fortsetzung
im Rahmen der Popkomm in Köln
im August des gleichen Jahres fin-
den konnte. Eines der angestrebten
Fernziele ist die Einrichtung eines
europäischen Exportbüros für Mu-
sik, um die für den Musikexport
zuständigen nationalen Büros auf
europäischer Ebene zu vernetzen.

Weimarer Dreieck
Um die Intentionen des „Weimarer
Dreiecks“ zu verfolgen, hat der
Deutsch-Französische Kulturrat be-
reits seit Jahren polnische Partner in
seine Beratungen und Projekte ein-
bezogen, wie zum Beispiel 1991 bei
dem deutsch-französisch-polnischen
Autorentreffen. Dieser Schriftsteller-
Trialog konnte in den Jahren 1994
bis 1998 weitergeführt werden. Am
6. und 7. Juni 2002 wurde der ehe-
malige polnische Kulturminister

und jetziger Leiter des Warschauer
Chopin-Institutes, Grzegorz Mi-
chalski, zur Plenarsitzung des DFKR
in Trier eingeladen. Im Jahr 2003
wird der DFKR gemeinsam mit dem
Deutschen Musikrat im Rahmen des
Festivals für zeitgenössische Musik
„Warschauer Herbst“ ein trinationa-
les Forum veranstalten. „Mit diesem
Engagement kann der Deutsch-
Französische Kulturrat aufzeigen,
wie das Modell der deutsch-franzö-
sischen Zusammenarbeitet auch auf
Drittländer, vor allem Mittel- und
Osteuropas, übertragen und erwei-
tert werden kann“, so Eva Hoff-
mann-Müller. 

Französisch heitres 
Tageslicht 

Seit Jahren engagiert sich der DFKR
für den deutsch-französischen Aus-
tausch in der zeitgenössischen Lite-
ratur. 1996 erschien in der eigenen
Publikationsreihe die Anthologie
„Le voyage en Allemagne - Les écri-
vains français en Allemagne“, ein
Konzept, das in deutscher Sprache
mit dem Titel „Französisch heitres
Tageslicht - Deutsche Schriftsteller
reisen nach Frankreich“ 2001 wieder
aufgegriffen wurde. Zwei Bücher, die
die gegenseitige zeitgenössische
Literatur-Rezeption zwischen bei-
den Ländern bis in die heutige Zeit
widerspiegeln.

Als erstes Werk in der Publikati-
onsreihe des DFKR war bereits 1995
das deutsch-französische Geschichts-
werk „Franzosen und Deutsche –
Orte der gemeinsamen Erinnerung“
in beiden Ländern erschienen.

Anlässlich des 250. Geburtstages
von Johann Wolfgang von Goethe
organisierte der DFKR 1999 in Paris
ein internationales Kolloquium mit
dem Titel „Alles Vereinzelte ist ver-
werflich“.

Die Bedeutung des Buches in der
Mediengesellschaft und die Buch-
druckkunst waren ebenfalls vieldis-
kutierte Themen auf internationa-
len Kolloquien in Lyon und Paris, die
vom DFKR 1998 und 2000 initiiert
wurden. Unter der Schirmherrschaft
des DFKR wurden in Paris und

Mainz Denkmäler für den ersten
französischen Buchdrucker Guillau-
me Fichet errichtet. Als Weiterfüh-
rung seines Engagements konnte im
Herbst 2002 im Pariser Musée des
Arts et Métiers eine Ausstellung über
die drei Revolutionen der Buch-
druckkunst eröffnet werden.

Schirmherr ist der DFKR auch
über ein Treffen deutscher und fran-
zösischer Schriftsteller im Juni 2003
in der Maison de la Poésie, das unter
anderem vom Haus der Schriftstel-
ler (Maison des écrivains) organi-
siert wird und die zeitgenössische
Lyrik beider Länder zum Thema
haben wird. 

Um auch dem deutsch-französi-
schen Transfer in den Geistes- und
Sozialwissenschaften neue Impulse
zu verleihen, beteiligt sich der DFKR
durch die Organisation mehrerer
Kolloquien an den Vorbereitungen
zum Welttreffen der Germanisten-
vereinigung, das für das Jahr 2005
geplant ist.

Medien heute
Den Medien als einem der wichtigs-
ten Akteure im europäischen Inte-
grationsprozess fällt eine zentrale
Rolle bei der Vermittlung der Kultur
des jeweiligen Partnerlandes zu. Um
diese Rolle zu stärken und den qua-
lifizierten Journalismus in diesem
Bereich zu fördern, beteiligt sich der
DFKR seit 1991 an dem Deutsch-
Französischen Journalistenpreis mit
einem eigenen Sonderpreis. Damit
ist der DFKR einer der ersten Partner
eines Journalistenpreises, der heute
zu den renommiertesten in Europa
zählt. Die Förderung des grenzüber-
schreitenden deutsch-französi-
schen und europäischen Journalis-
mus ist auch der Antrieb für die
Beteiligung des DFKR am Deutsch-
Französischen Journalistenkolloqui-
um in Freiburg. Eva Hoffmann-Mül-
ler wurde in den Beirat des Kolloqui-
ums berufen und arbeitet seitdem
intensiv an seiner dauerhaften
Sicherung. Auch mit seiner Beteili-
gung am „Deutsch-Französischen
Dialog“, der auf Initiative und in Trä-
gerschaft der ASKO Europa-Stiftung
seit 1999 in Saarbrücken stattfindet,
fördert der DFKR die Debatten um
den kulturellen Integrationsprozess
in Europa. Das deutsche Sekretariat
des Rates wirkt bei kulturellen Fra-
gestellungen im Lenkungs- und Pla-
nungskomitee des Dialogs mit. Bis-
her konnten folgende Themen im
Deutsch-Französischen Dialog be-
arbeitet werden: „Wissenschaft, Bil-
dung und Medien“ (1999), „Wirt-
schafts- und Sozialdialog“ (2000),
„Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik“ (2001) sowie „Globalisierung
und kulturelle Identität“ (2002). Der
5. Deutsch-Französische Dialog fin-
det zum Thema „Europa in der Fort-
schrittsfalle?“ am 22. und 23. Mai
2003 im Saarland statt und wird vom
luxemburgischen Premierminister
Jean-Claude Juncker eröffnet.

Europäischer Film

Der Deutsch-Französische Kulturrat
begann bereits Mitte der 90er Jahre
mit einer Drehbuchförderung für
den deutsch-französischen und
europäischen Film durch die Verga-
be von Stipendien im Wert von
30.000 Euro, die über die deutsche
Filmverwertungsgesellschaft verge-
ben wurden. 1995 folgte in Weimar
ein filmwissenschaftliches Kolloqui-
um mit Gilles Deleuze zum Thema
„Le Cinéma“. Auch heute setzen
sich die Mitglieder des DFKR für
eine Zusammenarbeit der beiden
Länder im Bereich der Film- und
Kinoproduktion ein. So wurden im
Herbst 2002 Filmförderer der deut-
schen Bundesländer und der franzö-
sischen Regionen zu einem gemein-
samen Gedankenaustausch nach
Paris eingeladen. Eine Fortsetzung
der Gespräche ist für 2003 in
Deutschland vorgesehen.

Perspektiven des DFKR
Das vielfältige Engagement des
DFKR für den deutsch-französi-
schen Kulturaustausch hat den Rat
zu einem wichtigen Faktor im euro-
päischen Kulturleben heranwach-
sen lassen. „Erst die kontinuierliche
Zusammenarbeit von Partnern und
Kollegen aus unseren beiden Län-
dern im Rat schafft die Möglichkeit
des vertieften Verständnisses. Hinter
dem selbstverständlich freund-
schaftlichen Umgang können Wi-
dersprüche und Unterschiede zwi-
schen unseren Traditionen und Kul-
turen wahrgenommen und in einem
offenen Diskurs zu einem toleranten
und kreativen Miteinander entwi-
ckelt werden. Mit dieser Erfahrung
kann der DFKR seit nunmehr 15 Jah-
ren Anstöße geben, die gerade auch
im Prozess der EU-Osterweiterung
einen unverzichtbaren Beitrag für
den kulturellen Integrationsprozess
in Europa darstellen“, fasst die Prä-
sidentin Nele Hertling die europäi-
sche Dimension des Auftrags des
DFKR zusammen.

Umso bedauerlicher also die Tat-
sache, dass der Deutsch-Französi-
sche Kulturrat in den vergangenen
Jahren nur noch schwaches Gehör
bei den verantwortlichen Regie-
rungsstellen findet. „Den Empfeh-
lungen des Rates wird einfach nicht
mehr das Gewicht beigemessen, das
ihnen im gemeinsamen Noten-
wechsel der beiden Regierungen
noch zugesichert wurde“, erkennen
vor allem die deutschen Mitglieder
des Rates. Im Hinblick auf den wich-
tigen Beitrag, den der DFKR mit sei-
nen qualifizierten Anregungen für
den kulturpolitischen Diskurs zwi-
schen beiden Ländern leisten kann,
sei die Bedeutung und Wirkungs-
kraft des Rates im deutsch-französi-
schen und europäischen Dialog
nicht hoch genug einzuschätzen.

Chris Mathieu �
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Jean-Hubert MARTIN, Direktor der 
Stiftung museum kunst palast, Düs-
seldorf

Margaret MENEGOZ, Filmregisseu-
rin, Mitglied der Deutsch-Französi-
schen Filmakademie, Paris
Jean-François MICHEL, Direktor
des Französischen Exportbüros für
Musik, Paris
Jean Marie VALENTIN, Germanist,
Professor an der Sorbonne Paris
Daniel VERNET, Journalist, Le Mon-
de Paris

Die Mitglieder des Deutsch-Französischen Kulturrats
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Schwarz, Rot, Gold – Blau. Weiß, Rot: Erst im Farbenspiel gewinnt das Signet des
Deutsch-Französischen Kulturrat seine volle Aussagekraft
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EU-Programm „KULTUR 2000“ 
Einzelheiten der nächsten Ausschreibung – was ändert sich in 2004 ?

Anfang April erfuhren die Cultural
Contact Points (CCP) der mittlerwei-
le 30 teilnahmeberechtigten europä-
ischen Länder Einzelheiten der
nächsten Ausschreibung des Förder-
programms KULTUR 2000. Die Gene-
raldirektion Bildung und Kultur hatte
nach Brüssel geladen. Große Überra-
schungen waren zwar nicht zu erwar-
ten, da die generellen Linien inklusi-
ve der inhaltlichen Schwerpunktset-
zung für 2004 bereits fest standen.
Jedoch haben bei den formalen Rah-
menbedingungen auch Details Aus-
wirkungen auf die Durchführbarkeit
von Projekten, und da gibt es einige
Neuerungen zu berichten. 

Erfreulicherweise fanden einige
Punkte aus dem gemeinsamen

Evaluationspapier der CCPs Berück-
sichtigung, das im vergangenen
Dezember Kommissionsvertretern
und dem Verwaltungsausschuss
vorgestellt wurde. So ändern sich
beispielsweise künftig die Auszah-
lungsraten der EU-Zuschüsse zu-
gunsten der Antragsteller von 50:50
auf 70:30. Das heißt, dass Projekte
künftig nicht mehr 50 Prozent, son-
dern nur noch 30 Prozent des EU-
Zuschusses vorfinanzieren müssen.
Immerhin eine Erleichterung. Auch
werden sie sich besser präsentieren
können, da nun das Einsenden von
ergänzendem Anschauungsmaterial
in Maßen gestattet ist. Im Vorgriff
auf diese Neuerung waren bereits im
Februar einige mehrjährige Groß-
projekte der Ausschreibungsrunde
2003 nach Brüssel eingeladen wor-
den, um ihre Vorhaben vor der end-
gültigen Bewilligung näher erläu-
tern zu können. Anwenderfreundli-
cher lässt sich auch das neue For-
mular an, sowie die ausführliche
Darstellung der Auswahlkriterien
und des zu erwartenden Zeitplans. 

Vorgestellt wurden den CCPs
auch die neuen Finanzrichtlinien,
die künftig für den gesamten EU-
Haushalt gelten. Die umfangreichen
Texte aus dem Internet herunter zu
laden lohnt nicht unbedingt, denn

was davon für Antragsteller wichtig
ist, findet sich ohnehin in den ent-
sprechenden Anhängen zum Aus-
schreibungstext. Dort kann in ein-
zelnen Punkten sogar von den allge-
meinen Richtlinien abgewichen
werden und hat dann Vorrang. Für
Antragsteller wird sich vor allem die
Neuregelung der kommissionsinter-
nen Zuständigkeiten auswirken. Die
Finanzkontrolle wird künftig de-
zentralisiert. Anträge, Nachfragen,
Bescheide etc. gehen also nicht
mehr aus allen Kommissionsberei-
chen durch ein gemeinsames
„Nadelöhr“ namens Finanzverwal-
tung und wieder zurück in die Fach-
abteilungen. Das hat für Antragstel-
ler Vor- und Nachteile: Von Vorteil
ist, dass die Generaldirektion Bil-
dung und Kultur künftig selbst, in
einer Hand, die formale, inhaltliche
und finanzielle Kontrolle der KUL-
TUR 2000 Anträge und Projektab-
wicklung durchführt und selbst die
Zuwendungsbescheide zeichnet.
Das verspricht kürzere Wartezeiten
bei Auswahl und Auszahlung. Aller-
dings wird die dadurch erheblich
angewachsene finanzielle Verant-
wortung der einzelnen Mitarbeiter
der DG EAC zu einer strikteren
Beachtung der formalen Kriterien
und der erforderlichen Nachweise
führen.

Schwerpunkt kulturelles 
Erbe

Im Jahr 2004 wird der Schwerpunkt
des Förderprogramms auf dem
Erhalt des kulturellen Erbes liegen
und zwar dem beweglichen, dem
unbeweglichen sowie dem immate-
riellen kulturellen Erbe. Angespro-
chen sind somit Kooperationspro-
jekte von Organisationen aus min-
destens drei Ländern aus folgenden
Bereichen: historische Archive und
Bibliotheken, archäologische Fun-
de, auch unter Wasser, Kulturdenk-
mäler, Kulturlandschaften und Kul-
turgeschichte. Außerhalb des
Schwerpunktes werden einige große

Kooperationsprojekte aus der bil-
denden Kunst, den darstellenden
Künsten, dem Bereich Leseförde-
rung und Übersetzungen gefördert.
Die generellen Kriterien werden
denen der vorangegangenen Aus-
schreibungen ähneln, so dass man
sich bereits jetzt unter www.kultur-
rat.de/ccp – dort „FAQ“ und „För-
derprogramme“ – einen guten Über-
blick verschaffen kann. Wenn man
sich mit seinem Projektvorhaben
dort wiederfindet, Partnerorganisa-
tionen hat und die Kofinanzierung
absehbar gesichert ist, sollte man
sich frühzeitig mit dem Cultural
Contact Point zwecks Beratung in
Verbindung setzen. Eine gute Orien-
tierung über den geforderten Pro-
jekttypus der jeweiligen Kategorie
bieten zudem die Listen der bislang
durch die Kommission geförderten
Projekte, die seit 1998 nach Sparten
sortiert, ebenfalls auf der genannten
Internetseite zu finden sind. Hier
mag man sich zu Projektideen inspi-
rieren lassen beziehungsweise früh-
zeitig herausfinden, ob man gerade
im Begriffe ist, ‘das Rad zum wieder-
holten Male zu erfinden’. Die
gemeinsame Internetdatenbank der
CCPs mit dem KULTUR 2000-Pro-
jektpool, die von den spanischen
Kollegen unter http://agora.mcu.
es/pcc/index.htm geführt wird, er-
möglicht gegebenenfalls die Kon-
taktaufnahme mit Kooperations-
partnern. Der Zuschuss der EU kann
je nach Projekttyp bis zu 50 bezie-
hungsweise 60 Prozent der Gesamt-
kosten betragen, wobei die Summen
zwischen 50.000 und 300.000 Euro
pro Jahr liegen.

Förderkriterien
Gefragt sind nonprofit-Projekte von
herausragender künstlerischer und/
oder kultureller Qualität und euro-
päischer Relevanz. „Nonprofit“
beinhaltet nicht, dass keine Eintritte
oder Gebühren erhoben werden
dürfen, nur sollte dies nicht der
Hauptzweck des Projektes sein. Fol-
gende Querschnittsthemen müssen

sich in der Projektdarstellung wie-
derfinden: Zugang der Bürger zur
Kultur und Bürgernähe – Einsatz
neuer Technologien beziehungswei-
se Medien im kulturellen Schaffen –
Tradition und Innovation: Brücken-
schlag zwischen Vergangenheit und
Zukunft. Großer Wert wird auf den
oft zitierten „Europäischen Mehr-
wert“ gelegt, den „zusätzlichen
europäischen Nutzen“. Der Europä-
ische Rat hat per Beschluss eine
relativ offen formulierte Definition
davon gegeben, nachzulesen im
Amtsblatt vom 18.01.2003. Die rele-
vanten Passagen finden sich auch
im Anhang der nächsten Ausschrei-
bung von KULTUR 2000. Nachdem
auch „Mobilität“ ein Schwerpunkt
der letzten Ratspräsidentschaften
war, spiegelt sich auch dieser Aspekt
in der Ausschreibung wieder: In
allen Disziplinen ist die Weiterbil-
dung der Kulturschaffenden bezie-
hungsweise Fachleute sowie deren
Mobilität und – sofern machbar –
auch die Zirkulation der gemeinsa-
men Produktionen innerhalb der
jeweiligen Projektländer gefordert. 

Zeitplan
• zirka Ende April 2003: Veröffentli-

chung der Ausschreibung für 2004
• 15. beziehungsweise 30. Oktober

2003: Einsendeschluss für ein-
beziehungsweise mehrjährige Pro-
jekte

• bis Feburar 2004: Sichtung der
Anträge

• März 2004: Entscheidung und
Beginn des vierwöchigen Ein-
sichtsrechts der EU-Parlamentes

• April 2004: Zuwendungsbeschei-
de. 

Auf alle relevanten Termine wird
über den eMail-Infodienst des CCP
hingewiesen. Nach der Veröffentli-
chung der Ausschreibung sind die
Original Antragsunterlagen mit
aktualisierten praxisnahen Tipps
und Hinweise  wie gewohnt auf der
Internetseite des Cultural Contact
Point unter www.kulturrat.de/ccp

zu finden. Bis dahin werden auch
die Listen der in 2003 geförderten
Projekte veröffentlicht und unter
der gleichen Adresse zugänglich
sein.

Wie weiter? – Öffentliche 
Konsultation 

Auch wenn der formale Beschluss
noch immer fehlt, ist anzunehmen,
dass der erste Zyklus des Programms
KULTUR 2000, der ursprünglich von
2000 – 2004 dauern sollte, um zwei
Jahre bis 2006 verlängert wird. Über
das jeweilige Budget für die beiden
Verlängerungsrunden wird wohl
noch eine Weile spekuliert werden –
immerhin werden die meisten der
jetzigen zum Programm assoziierten
Länder, die derzeit separat in den
Fördertopf einzahlen, bis dahin
reguläre Mitgliedstaaten sein. Auch
was die inhaltliche Ausgestaltung
betrifft, liegt noch nichts fest, wenn-
gleich die Tendenz dahin zu gehen
scheint, wieder auf das offene Rah-
menprogramm ohne inhaltliche
Prioritätensetzung zurück zu kom-
men. Hauptgrund für die Verlänge-
rung des Programms ist, dass man
genügend Zeit haben möchte, ein
tragfähiges Konzept für das zukünf-
tige europäische Kulturförderpro-
gramm zu entwickeln. Zusätzlich
zur Halbzeitevaltuation des Pro-
gramms, die in Kürze veröffentlicht
werden soll, führt die Europäische
Kommission in der Zeit vom 10.
April bis zum 10. Juli 2003 eine
öffentliche Konsultation im Internet
durch. Unter http://europa.eu.int/
comm/culture/eac/consult_pub_
en.html sind die Unterlagen in den
elf Amtssprachen zu finden. 

Sabine Bornemann,
Referentin im Projekt Cultural

Contact Point des Deutschen
Kulturrats und der

Kulturpolitischen Gesellschaft �
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Europa und die Kultur 
oder: Kultur in der globalisierten Welt

Obwohl es öffentlich fast den An-
schein haben könnte, als sei der Kul-
turbereich derzeit eher ein Stiefkind
der Politik, lohnt ein zweiter Blick
hinter die Kulissen. Während auf der
Agenda des Ministerrats für Bildung
und Kultur für den zweiten Teil seiner
Zuständigkeit etwa kaum strategi-
sche Überlegungen für die Zukunft
zu finden sind und auch der Europäi-
sche Konvent die Stärkung der Kul-
turpolitik in der Verfassung nicht als
vorrangiges Ziel sieht, spielen sich
doch auf der internationalen Ebene
entscheidende Prozesse ab. Da ist
einerseits die insbesondere von
Deutschland in Partnerschaft mit
Frankreich vorangetriebene Befas-
sung der UNESCO mit dem Thema
„Kulturelle Vielfalt“, die den mit
mehr oder minder großen Schritten
voranschreitenden GATS-Verhandlun-
gen im Rahmen der WTO eine Alter-
native bieten soll. Bei seiner letzten
Sitzung diskutierte der Exekutivrat
der UNESCO erstmals die Vorlage
einer internationalen Konvention mit
rechtlich verbindlichem Charakter,
die Rechte und Pflichten ihrer Mit-
gliedstaaten festlegen und ihr Recht
zu eigener Kulturpolitik mit nationa-
len Fördersystemen festhalten soll.
In ihrer Eröffnungsrede hat die Vor-
sitzende Bennani jedoch auch ange-
deutet, dass verschiedene Dimensio-
nen einzelner Begrifflichkeiten wie
Identität, „Schutz der Vielfalt kultu-
rellen Ausdrucks“ oder „Formen
künstlerischen Ausdrucks“ geklärt
werden müssten. Es ist bezeich-
nend, dass angeblich das Wort
„Europa“ in der mehrstündigen
Debatte nicht einmal gefallen sein
soll. Zeitgleich bereitet der Aus-
schuss für kulturelle Angelegenhei-

ten des Europäischen Parlaments zu
diesem Thema einen Initiativbericht
zu diesem Thema vor. Er wird sicher
auch darauf zielen, die Diskussion im
Rahmen von GATS zu bereichern und
zur Definition einer europäischen
Sichtweise beitragen.

Die GATS-Verhandlungen näm-
lich sind inzwischen schon ein

ganzes, vielen zu großes, Stück wei-
ter. Erst kurz vor Redaktionsschluss
lag das Angebot der Europäischen
Union vor, der ursprüngliche Ter-
min von Ende März war aufgrund
der Bedenken einiger Mitgliedstaa-
ten gegenüber der von der Europäi-
schen Kommission vorgeschlagenen
„Draft Initial Offer“ nicht eingehal-
ten worden. Mit der inoffiziellen
Fristverlängerung hat man auch der
Anhörung des Wirtschaftsausschus-
ses des Deutschen Bundestages
Rechnung getragen, in der die Mit-
glieder des Parlaments sich eine
eigene Meinung von den vorge-
schlagenen Maßnahmen machen
wollten und ihre Zustimmung zum
Regierungsmandat davon abhängig
machten (siehe Artikel dazu in die-
ser Zeitung). Parallel dazu fanden
Bemühungen vonseiten des Deut-
schen Kulturrats statt, den laufen-
den Prozess einer Präzisierung der
Aufgaben öffentlicher Daseinsvor-
sorge zugunsten der kulturellen
Dienstleistungen dahingehend zu
beeinflussen, dass kurz- und mittel-
fristig auch die Gefahr negativer
Auswirkungen der Liberalisierung
des Welthandels auf den Kultursek-
tor verringert wird. Da auch von
Seiten der EU klargestellt wurde,
dass die WTO nicht das Gremium
und die GATS-Verhandlungen nicht

die Plattform für einen solchen
Definitionsprozess ist, sind die mit-
gliedstaatlichen Ebenen aufgefor-
dert sich der Debatte verstärkt zu
widmen unter Einbeziehung des
Nachhaltigkeitsaspekt. Der Deutsche
Kulturrat hat sich vorgenommen,
seinen Teil dazu in den kommenden
Monaten bezutragen.  

Es wird in den kommenden
Monaten darauf ankommen, die
beiden möglichen internationalen
Instrumente (WTO und UNESCO)
zum Umgang mit den Folgen der
Globalisierung auf die Kultur zu dis-
kutieren und abzuwägen, welche
Komplementarität zwischen ihnen
herrschen soll. Wichtig ist in dem
Zusammenhang, auch für die deut-
sche Diskussion, dass Kooperation
und Austausch, also die nicht-kom-
merziellen Elemente des internatio-
nalen Dialogs, insbesondere mit den
Kulturen außereuropäischer Staaten
als durchaus positiv und begrüßens-
wert angesehen werden sollten. Da
die Handelsaspekte dieses Aus-
tauschs im Rahmen von GATS mit
dem dafür vorgesehenen Instru-
mentarium behandelt werden, soll-
ten Unschärfen und Kompetenz-
streitigkeiten so weit wie möglich
ausgeschaltet werden. Generell
muss jedoch gelten, dass um diese
Themen eine möglichst breit ange-
legte Debatte erfolgen muss, die,
dies gilt für UNESCO ebenso wie für
GATS, transparent gemacht werden
sollte. 

Innerhalb der Europäischen Un-
ion laufen die Vorbereitungen für
die Verfassung auf Hochtouren. Ob
Kulturpolitik auf der europäischen
Ebene es verdient, lediglich als „un-
terstützende Maßnahme“ geführt zu

werden, stellen manche Konvents-
mitglieder zu Recht in Frage und
schlagen vor, dieser Kategorie von
Kompetenzen eine eigenständigere
Bedeutung zu zumessen und sie
mindestens als „komplementär“
einzuordnen. So würde stärker zum
Ausdruck gebracht, dass Kulturpoli-
tik nicht darauf reduziert würde,
welchen möglichen Nutzen sie für
andere Politikbereiche möglicher-
weise bringen kann ohne dass
dadurch möglicherweise ein Ein-
fallstor für den Zugriff auf die natio-
nale Politik gegeben würde. Dass
jedoch manchmal auch Entschei-
dungen auf kulturellem Gebiet mit
den Stimmen einer (qualifizierten)
Mehrheit von Mitgliedstaaten fallen
können sollten, ist die eigentlich
spannende Frage. Die Position des
Auswärtigen Amtes etwa und der
Arbeitsgruppe der SPD-Bundestags-
fraktion zur Europäischen Verfas-
sung sind in dieser Frage klar, ob sie
mit Blick auf die konsequente Hal-
tung der Bundesländer gehalten
wird ist fraglich. Letztendlich ist dies
jedoch ein semantisches Problem,
geht es doch vielmehr darum, ob die
mit einer eigenständigen Zuständig-
keit für Kulturfragen ausgestattete
europäische Ebene dazu beiträgt,
die Vielfalt in Europa zu stärken, als
verschiedene Ausdrucksformen in
ihr einen Platz finden können und
sie sich nicht lediglich auf ein
Gegenüberstellen von lokal contra
international herunterbrechen las-
sen müssten. Dafür wäre eine Hand-
lungsfähigkeit gemäss qualifizierter
Mehrheit mit gleichberechtigter
Mitentscheidung durch das Europä-
ische Parlament, das sich in der Ver-
gangenheit immer als Befürworter

einer Kulturpolitik für Europa erwie-
sen und letztendlich auch für die
Ausstattung mit den entsprechen-
den finanziellen Ressourcen ge-
kämpft hat, nötig. Auch dieser Frage
wird sich der Deutsche Kulturrat in
den kommenden Monaten widmen,
damit spätestens für die Re-
gierungskonferenz eigene Vorstel-
lungen für den Kulturbereich zur
Verfügung stehen.

Bei den internen Politiken der
EU wird im unmittelbar den Kultur-
sektor betreffenden Bereich des
Urheberrechts vor dem Sommer
möglicherweise eine Analyse der
bestehenden Verwertungsmodelle
unter Binnenmarktsgesichtspunk-
ten vorgelegt werden. Diese Arbei-
ten werden auch vonseiten des
Europäischen Parlaments aktiv
begleitet und dahingehend unter-
sucht, ob überhaupt eine Änderung
der aktuellen Praxis der kollektiven
Verwertungssysteme notwendig ist. 

Ein derzeit in den Institutionen
der Europäischen Union breit
behandeltes Thema betrifft mögli-
che Strategien zur Stärkung der
europäischen Kulturindustrien.
Eine Anhörung im Europäischen
Parlament dient als Grundlage für
die Erstellung eines Initiativberichts
des Kulturausschusses, dessen Fol-
low-up sowohl inhaltlich wie auch
legislatorisch hoffentlich Auswir-
kungen haben wird. Hier ist in der
Tat ein zukunftsgerichteter Ansatz
zu erkennen, dessen aktives Beglei-
ten eine Aufgabe für die Verbände
sein wird.

Barbara Gessler �

Resolution des Deutschen Kulturrates – Berlin, den 27.03.2003

Die deutsche Sprache stärken!
Deutscher Kulturrat fordert Deutsch als dritte Arbeitssprache der Europäischen Union zu verankern

Der Deutsche Kulturrat, der Spit-
zenverband der Bundeskultur-

verbände, forder t die deutsche
Sprache als dritte Arbeitssprache
der Europäischen Union zu veran-
kern.

Die deutsche Sprache gehört
bereits jetzt zu den als Erstsprache

meistgesprochenen Sprachen in der
Europäischen Union. Werden die Erst-
und die Zweitsprecher zusammenge-
nommen, so rangiert Deutsch nach
Englisch an zweiter Stelle unter den
am meisten gesprochenen Sprachen
gefolgt von Französisch. Deutsch
zählt also bereits auf Grund der Zahl

seiner Sprecher zu den „großen“
Sprachen in der Europäischen Union.
Mit dem Beitritt mittel- und osteuro-
päischer Staaten zur Europäischen
Union wird die Zahl der EU-Bürger, die
Deutsch als Zweitsprache sprechen,
noch einmal deutlich zunehmen.

Der Deutsche Kulturrat unter-

stützt mit Nachdruck die Bestrebun-
gen, die deutsche Sprache als dritte
Arbeitssprache in der Europäischen
Union fest zu verankern. Er begrüßt
die konsequente Haltung der Bundes-
regierung, dass in das Deutsche
auch dann gedolmetscht werden soll,
wenn dieses von der jeweiligen Rats-

präsidentschaft nicht vorgesehen
ist. Der Deutsche Kulturrat schließt
sich daher den Forderungen an,
dass künftig alle EU-Dokumente
neben Englisch und Französisch
auch auf Deutsch vorgelegt werden. 

Nach dem formalen Beschluss zur EU-Erweiterung Ende 2002 in Kopenhagen erfolgte am 16. April 2003 in Athen die Unterzeichnung der Beitrittsverträge für zehn Länder: Zypern, Tschechische Republik, Estland, Ungarn,
Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakische Republik und Slowenien. Im Anschluss stellten sich die Regierungschefs den Kameras der Presse. Die zehn Neuen werden ab Mai 2004 der Europäischen Union beitreten.
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Zum Schreiben gehört Bewusstheit
Hanns-Josef Ortheil: Autor und Professor für „Kreatives Schreiben und Kulturjournalismus“ • Von Andreas Kolb

„Das Genie schafft schöne Werke;
die Kritik stellt die Fehler fest...“ Mit
diesem Satz fällt Diderot 1767 –
obwohl selbst als Kunstkritiker tätig
– ein folgenschweres Urteil über die
Literatur und ihre Kritik. Der Genie-
gedanke, der sich im Namen schöp-
ferischer Individualität und Sponta-
neität gegen die Bewertung nach
festen Kunst-Regeln ausspricht,
erlangte damals immer größere
Bedeutung. Bis ins 18. Jahrhundert
waren Poetik-Professuren an den
Universitäten die Regel: Goethe
etwa hatte in Leipzig noch Gott-
sched gehört. Doch durch den Sturm
und Drang setzte sich der Genie-Ge-
danke immer stärker durch, man
kämpfte gegen Gottsched und
gegen ein strenges, vor allem in der
französischen  Literatur des 17. Jahr-
hunderts etabliertes Regelsystem.
Universitäten trennten sich von
ihren Poetik- und Rhetorikdozentu-
ren unter der Leitidee, dass Dich-
tung nicht zu unterrichten sei, son-
dern dass das Originalgenie alles
aus sich selbst schöpfen muss. 

Diese Entwicklung wirkte noch
lange ins 19. und 20. Jahrhun-

dert nach – zumindest im deutsch-
sprachigen Raum. Noch heute gibt
es erhebliche Widerstände gegen die
Einrichtung von Poetikprofessuren
von Seiten der Autoren. Schreiben,
sagen die Schriftsteller, könne man
nicht unterrichten. 

Einer, der sich vehement gegen
dieses Tabu wehrt, ist Hanns-Josef
Ortheil. Selbst Autor zahlreicher
Romane und Erzählungen lehrt er
seit 1990 an der inzwischen  zur Stif-
tungsuniversität gewordenen Uni-
versität Hildesheim das Schreiben.
Der 1999 eingerichtete Begabten-
studiengang „Kreatives Schreiben
und Kulturjournalismus“ ist eng mit
seinem Namen verbunden. Schon
im Namen des Studiengangs drückt
sich aus, dass der moderne Poetik-
Professor das versöhnt wissen will,
was seit dem Zeitalter der Klassik als

unvereinbar galt: den schöpferi-
schen, genialen Autor und den ratio-
nalen, der mit Witz und Verstand zur
Sache kommt. Pro Wintersemester
können sich nur zehn „Kreativ
Schreibende“ immatrikulieren –
zehn Auserwählte unter fast 500
Bewerbern. Ob Hanns-Josef Ortheils
Weg als Autor wohl anders verlaufen
wäre, hätte es diesen Studiengang
zu seiner Zeit schon gegeben? „Es

wäre schneller gegangen. Ein wich-
tiger Nebeneffekt des Studiums ist,
dass man die langen Wege zu Verla-
gen nicht mehr alleine gehen muss.
Man arbeitet intensiver an den eige-
nen Texten, weil man in der Konkur-
renz einer kleinen Gruppe steht. Bei
uns sind inzwischen Studierende im
Alter von 20–24 Jahren, die schon
Verlagsverträge haben.“

Ortheils eigener Weg zur Autor-
schaft liest sich wie ein Roman:
Seine schöpferische Entwicklung

steht in engstem Bezug zu seiner
Familiengeschichte.

Bevor Hanns-Josef Ortheil zur
Welt kam, hatte seine Mutter vier
Söhne, die nacheinander durch
Krieg und die Kriegsfolgen in jungen
Jahren starben. „Ich bin also eigent-
lich das fünfte Kind einer Familie,
das aber als Einzelkind zur Welt
gekommen ist. Meine Mutter hatte
durch den Verlust ihrer vier Kinder
eine Sprachstörung, eine Aphasie
erlitten. In der Familie sprach sie
nicht, sondern verständigte sich nur
durch Zettel mit uns“ 

Ortheils Mutter hatte – verständ-
licherweise – kolossale Angst, dass
ihrem fünften Kind auch noch etwas
zustoßen könnte. Overprotection
war die Folge dieser traumatischen
Erlebnisse. Die enge Bindung an sei-
ne Mutter führte dazu, dass Hanns-
Josef Ortheil bis zu seinem sechsten
Lebensjahr nicht sprach. Dafür setz-
te man ihn sehr früh, mit vier Jahren,
ans Klavier, damit er etwas hatte, um
sich auszudrücken. Mit dem Beginn
der Schulzeit begann dann eine psy-
chologische Betreuung durch den
Vater, der die „Sprachlosigkeit“ sei-
nes Sohnes nicht hinnehmen wollte.
Langsam fand der Junge zum Reden
und zum Schreiben. „Mit acht
begann das Schreiben. Ich hatte
Vokabelhefte, in die ich die Worte
eingetragen und gelernt habe, und
es wurden Zeichnungen dazu
gemacht – es war ein sehr unge-
wöhnlicher Prozess. Mit acht Jahren
konnte ich auch sehr gut Klavier
spielen - und das Scheiben hat von
da an nicht mehr aufgehört. Wenn
ich nicht an mir selbst so elementar
erlebt hätte, wie sich das Schreiben
entwickelt, würde ich heute auch
nicht junge Leute an das Schreiben
heranführen wollen. Es wäre mir
sonst viel fremder.“

Seine pianistische Ausbildung  –
er war unter anderem Schüler von
Claudio Arrau – musste Ortheil
jedoch abbrechcn: Er hatte sich eine
Sehnenscheidenentzündung zuge-

zogen. Ortheil schwenkte auf seine
andere Begabung, das Schreiben,
um. Er begann ein Studium der
Musikwissenschaften, der Philoso-
phie und Germanistik, das er 1976 in
Mainz mit der Promotion abschloss.
Von 1976 bis 1988 war er Assistent
am Deutschen Institut der Mainzer
Gutenberg Universität. Danach wur-
de er immer wieder von Universitä-
ten im In- und Ausland eingeladen,
um über Poetik und Literatur zu
sprechen. 1988 war Ortheil „writer
in residence“ an der Washington
University in St Louis/USA und hielt
1993 und 1998 Poetik-Dozenturen
an den Universitäten von Paderborn
und Heidelberg. Fünf Jahre seines
Lebens verbrachte Ortheil in Rom,
zweimal war er Stipendiat der Villa
Massimo. Mit seinem Roman „Fer-
mer“ debütierte er 1979, es folgten
zahlreiche mit Preisen ausgezeich-
nete Romane und Erzählungen,
unter anderem „Schwerenöter“
(1987), „Agenten“ (1989), „Abschied
von den Kriegsteilnehmern“ (1992),
„Blauer Weg“ (1996). Bei Luchter-
hand erschien die Roman-Trilogie
„Faustinas Küsse“ (1998), „Im Licht
der Lagune“ (1999) und „Die Nacht
des Don Juan“ (2000). 

Seine Bücher schreibt Hanns-
Josef Ortheil heute vor allem in den
Semesterferien. „Was ich in der
Hochschule lehre, ist nicht weit von
meiner literarischen Arbeit entfernt.
Vieles davon kann ich den Studie-
renden an der Hochschule zeigen.“
Eigentlich ununterbrochen sammelt
er: „Ich habe immer viele Stoffe
zugleich im Kopf, an denen ich auch
gleichzeitig arbeite. Ich komme
nach und nach auf ein Thema –
durch ein Motiv oder eine Person
die ich kennen lerne. Das entsteht
über sehr lange Zeiträume hin.“

Internet und Neue Medien
haben ein Zeitalter des problemlo-
sen Publizierens eröffnet – ohne
großen Kapitaleinsatz kann jeder-
mann mit seinen Texten an die
Öffentlichkeit. Für Ortheil jedoch

kein Grund für Kulturoptimismus:
„Zum Schreiben gehört Bewusst-
heit. Man muss über ein gewisses
Repertoire an Schreibstrategien ver-
fügen, wissen wie man eine Gattung
bedient. Der Brief oder die Erzäh-
lung sind alle durch eine lange Tra-
dition literarischer Geschichte
geprägt. Davon müssen die
Studenten wissen.“

Was hält der Inhaber des Lehr-
stuhls für kreatives Schreiben vom
schulischen und universitären Aus-
bildungsstand in Deutschland?

„Der Deutschunterricht ist weit
hinter den Gegenwartstexten
zurück, ungefähr 20 Jahre. Wenn
die jungen Menschen nach dem
Abitur an die Hochschule kommen,
sind sie sehr  ausdrucksarm. Bei den
Aufnahmeprüfungen merken wir,
dass sie kaum eine Ahnung haben,
wie sie sich rhetorisch oder schrift-
lich äußern können. Das gesamte
Ausdrucksvermögen wird an den
Schulen spätestens ab der Mittelstu-
fe nicht mehr ausgebildet. Das ist
ein Skandal. Schreiben sehe ich
auch als Studium Generale: es ist
Erziehung und Vermittlung eines
Ausdrucksvermögens.“

Für den Sommer stellt uns Ort-
heil einen neuen Roman in Aussicht.
Er heißt wie die schöne Utopie, von
der er handelt: „Die große Liebe“.
Und er handelt davon, dass heute
oft diejenigen Dinge Utopien sind,
von denen man denkt, sie seien
überholt. „Ich schreibe über die Vor-
aussetzung, dass es im Leben eben
nur eine große Liebe gibt, und nicht
mehrere, wie man das heute so
sieht. In dem Roman wird von zwei
Menschen erzählt, die das Gefühl
haben, für immer füreinander
bestimmt zu sein.“

Andreas Kolb �

Hanns-Josef Ortheil
Foto: Bettina Strauss

Die Kultur und ihr Problem mit der Utopie
Zukunftsfähige Programme gegen einen Alleingang der Kultur • Von Klaus Kufeld

Der Kultur droht vielerorts der Kahl-
schlag. Sie gilt immer noch als „frei-
willige Leistung“ und wird grundsätz-
lich als verzichtbar eingestuft. Man
hat dieses Problem nicht wirklich im
Griff, allenfalls werden „Umwegmo-
delle“ geschaffen wie die Verbesse-
rung im Stiftungsrecht beziehungs-
weise Privatisierungsversuche („Ham-
burger Modell“). Oder kümmert sich
die Kultur gar nur um sich selbst?
Mehr denn je stellt sich für die Kul-
tur heute die Frage ihrer eigenen
Zukunfts-Fähigkeit. Ihr Verhältnis
zur „Utopie“ bedarf der Klärung.

Die Kultur-Lobby entdeckt die
„Zukunft“ reichlich spät. So

etwa im Themenheft der Mitteilun-
gen (I/2003) der Kulturpolitischen
Gesellschaft wo zu lesen ist: „Will
Kulturpolitik sich nicht selbst über-
flüssig machen, dann kommt sie
nicht darum herum, wieder konzep-
tionell, das heißt über ‘Zukunft Kul-
turpolitik’, zu denken (...) und end-
lich den strukturellen Umbau unse-
rer Kulturlandschaft (...) anzuge-
hen.“ (Norbert Sievers, S. 29) Sind
aber Forderungen wie „wieder kon-
zeptionell“ beziehungsweise „end-
lich ... anzugehen“ nicht das Einge-
stehen eines Versäumnisses? Es liegt
der Verdacht nahe, dass die Kultur-
institutionen sich nach wie vor um
sich selbst kümmern, dass Theater,

Museen und Bibliotheken nicht
strategisch und nicht strukturell
vorgehen. Warum beispielsweise
ruft niemand in der Kultur-Lobby
die seit den 80er Jahren ins Stocken
geratenen Kulturentwicklungspläne
neu ins Leben? Die Entwicklungs-
pläne (zum Beispiel „Kultur 90“ in
NRW oder „Kultur Aufbau Ost“)
waren wichtige Versuche, Kunst und
Kultur politisch-strukturell zu ver-
ankern. Es darf vermutet werden,
dass man allzu schnell resigniert hat
und dem Irrglauben verfallen ist,
dass sich „die Kultur“ am eigenen
Schopfe aus dem Sparsumpf zu zie-
hen vermöchte. Die Zukunft hat
schon längst begonnen.

Kultur-Lobby statt 
Kulturentwicklung?

Das Problem, das die Kultur heute
mit der „Zukunft“ hat, ist ein ihrem
Wesen inhärentes: Die Kultur muss
nicht die Zukunft als Thema der Kul-
turpolitik entdecken, denn sie selbst
ist das Zukunftsthema und schafft
selbst Zukunft. Im besagten The-
menheft wird immerhin die „Uto-
pie“ bemüht, um „die Unruhe der
Kultur“ wiederzuentdecken und
ihren „störenden, beunruhigenden,
irritierenden, und einen bewegen-
den, antreibenden, lebendigen Dop-
pelsinn“. (S. 37). Dabei erstaunt,

dass Jörg Rüsen ganz ohne den Phi-
losophen Ernst Bloch auskommt,
der ein geradezu enzyklopädisches
Paradigma für die konkrete Utopie
abgeliefert hat.

Die Transdisziplinärität 
der Kultur

Spätestens seit der PISA-Studie ist
zu all dem klar geworden, dass wir
zudem einen Bildungsnotstand
haben. Diese öffentliche Aufmerk-
samkeit sollte allerdings die
Erkenntnis nach sich ziehen, dass es
Zusammenhänge zwischen den Dis-
ziplinen Kultur beziehungsweise
Künste, Bildung und Wissenschaft
gibt, deren Fortschritt nur gesamt-
gesellschaftlich „gelöst“ werden
kann. Für Fachleute, die diese struk-
turellen Zusammenhänge erken-
nen, ist das öffentliche Aufraunen
wegen PISA nur ein Zeichen für die
Konzeptlosigkeit, die wir seit den
Bemühungen um die Bildungsre-
form in den 70ern zu beklagen
haben. Der Aufschrei nach politi-
scher Steuerung setzt nämlich stets
langfristig gedachte Strategien vor-
aus, die Schnittstellen zwischen den
Disziplinen und Fakultäten einbe-
ziehen. Derartige Strategien brau-
chen den Mut und den Willen zur
Utopie.

Utopien haben einen 
Fahrplan

Utopien sind nicht in erster Linie
Denkmodelle, sondern Handlungs-
ansätze. Aus der Not des Sparens
heraus müssen neue Energien
geschöpft werden. Viele Stiftungs-
initiativen sind probate Orientie-
rungen. Dabei lohnt es sich darüber
nachzudenken, ob es Sinn macht,
mit Hilfe von Stiftungen wieder nur
bei der eigenen Disziplin zu bleiben
(zum Beispiel mit der Gründung
„reiner“ Kunststiftungen) oder ob
die Künste, die Bildung und die Wis-
senschaft nicht ganz neue (Syner-
gie-)Wege gehen müssen, um auf
die Praxis zu treffen. Ein zukunfts-
weisender Ansatz – auch Kultur
betreffend – sind auch die Bürger-
stiftungen, die den unmittelbaren
Bürgerkontakt suchen (www.buer-
gerstiftungen.de). Es ist alles dafür
zu tun, dass die Kultur Alleingänge
vermeidet. Die kulturellen Themen
dürfen nicht von den Bildungsthe-
men oder der wissenschaftlichen
Forschungspraxis getrennt werden.
Die „Zukunft der Kultur“ müsste
über aktive Programme der trans-
disziplinären Begegnung entwickelt
werden und Kulturschaffende, Wis-
senschaftler, Stadtentwickler, Archi-
tekten, Philosophen etc. in Pla-
nungsprozesse einbeziehen. Fort-

schritt also nicht durch „Koexis-
tenz“, sondern durch „multiversale“
Zusammenarbeit (Ernst Bloch). Die-
se utopischen Fahrpläne bedürfen
der Entwicklung.

Zukunft als Programm
Das Ernst-Bloch-Zentrum beschrei-
tet als Kultur- und Wissenschaftsin-
stitut hier neue Wege. Unter einem
Dach wird ein dreigliedriges Kon-
zept verfolgt: Wissenschaftliches
Archiv mit Bibliothek, Ausstellung
mit Multimedia-Exponaten sowie
der als „Zukunftsforum“ bezeichne-
te operative Bereich für kulturelle,
wissenschaftliche und Bildungsver-
anstaltungen (zum Beispiel Vor-
tragsreihen, Symposien, Kammer-
konzerte, Workshops und Semina-
re). In der Ausstellung stehen sieben
so genante „Themensatelliten“,
darunter Hoffnung, Aufrechter
Gang, Künste, Heimat, Religion, zur
Verfügung, die zum Denken und
Handeln anregen sollen. Das Zent-
rum setzt Zeichen in der Entwick-
lung von Zukunftsszenarien. 

Klaus Kufeld,
Geschäftsführer des 

Ernst-Bloch-Zentrums �



Hochschulen sind eine öffentliche, keine staatliche Aufgabe
Private Hochschulen zwischen Staat und Gesellschaft – das Beispiel der Bucerius Law School in Hamburg • Von Markus Baumanns

Die private Bucerius Law School -
Hochschule für Rechtswissenschaft
– ist eine Gründung der ZEIT-Stiftung
Ebelin und Gerd Bucerius. Sie ver-
gibt den Bachelor of Laws (LL.B.)
nach einer Studienzeit von drei Jah-
ren und führt zum Ersten Juristi-
schen Staatsexamen nach insge-
samt dreieinhalb Jahren Studiendau-
er. Die ersten 100 Studierenden nah-
men im Oktober 2000 ihr Studium
auf, jährlich kommen 100 neue
sowie für das Herbsttrimester eines
jeden Jahres bis zu 100 ausländi-
sche Studierende aus 59 Partner
Law Schools aus aller Welt hinzu. Im
Endausbau werden ab 2003 rund
400 angehende Juristen an der Law
School studieren. Seit dem 1. Januar
2003 besteht die Fakultät aus 12
Lehrstühlen mit insgesamt 47 wis-
senschaftlichen Mitarbeitern und
Assistenten sowie 20 Mitarbeitern
des Hochschulmanagements. 

Die Bucerius Law School will den
Wettbewerb unter deutschen

Hochschulen anregen helfen. Sie
setzt alle für eine Reform des deut-
schen Universitätswesens notwen-
digen Elemente praktisch um: Sie
wählt ihre Studierenden aus, fordert
Studiengebühren, bietet aber denje-
nigen, die Schwierigkeiten haben,
die Studiengebühren sofort zu ent-
richten, Finanzierungsmodelle an.

Sie kann unabhängig vom öffentli-
chen Dienst- und Beamtenrecht
agieren. Die Studierenden wählen
die Professoren mit aus; Lehre, For-
schung und Hochschulmanage-
ment werden kontinuierlich einer
Evaluation unterzogen. Ein Career-
und Placement Center unterstützt
die Studierenden bei der Auswahl
ihrer Praktika und später bei der Ver-
mittlung in den Beruf. Die Absolven-
ten der Law School (die ersten
Absolventen wird es im Jahre 2004
geben) werden als Alumni intensiv
betreut werden und   in enger Ver-
bindung lebenslang im Kontakt zu
ihrer Alma Mater stehen. Darüber
hinaus leistet die Bucerius Law
School einen konkreten Beitrag zu
der seit Jahrzehnten andauernden
Diskussion um die Reform der deut-
schen Juristenausbildung, der sich
in vier Kernelementen skizzieren
lässt: effiziente Strukturierung und
Straffung des Pflichtcurriculums,
Internationalisierung der Ausbil-
dung durch entsprechende curricu-
lare Bestandteile und weltweiten
Austausch der Studierenden, Praxis-
bezug durch Praktika und den
gezielten Einbezug von Praktikern in
die Lehre sowie „den Blick über den
Tellerrand“ durch die Vermittlung
von wirtschaftswissenschaftlichen
Grundlagen, ein Studium generale,
ergänzt durch vielfältige außercurri-

culare Aktivitäten der Studierenden. 
Der Senat der Hochschule ent-

scheidet gemäß der im Rahmen der
aus Art. 5 Abs. 3 GG abgeleiteten
Freiheit von Forschung und Lehre
über alle akademischen Angelegen-
heiten der Hochschule. Das Hoch-
schulmanagement sorgt für die not-
wendigen organisatorischen und
logistischen Voraussetzungen des
Hochschulbetriebs; dabei macht es
sich die betriebswirtschaftlichen
Instrumente eines Unternehmens
zunutze, wie ein effizientes Finanz-
controlling, Buchführung nach
HGB, etc. Die Hochschule wird
geleitet von dem Präsidenten, der
sich den akademischen Fragestel-
lungen widmet, und dem Geschäfts-
führer als Leiter des Managements,
der zugleich Geschäftsführer der
Trägerin der Hochschule, der
GmbH, ist.

Die Bucerius Law School ist eine
staatlich anerkannte Hochschule.
Sie ist einerseits finanziell und
rechtlich unabhängig vom Staat und
öffentlichen Mitteln, untersteht
aber andererseits qua staatlicher
Anerkennung einem Mindestmaß
an staatlicher Aufsicht, ist damit in
das öffentliche Hochschulwesen
eingebunden und den staatlichen
Universitäten gleichgestellt. Staatli-
che Anerkennung und staatliche
Aufsicht werden bei der Genehmi-
gung der Hochschulsatzung, der
Studien- und Prüfungsordnung und
der Bewilligung von Promotions-
und Habilitationsordnung sichtbar.
Die Anstellung von Lehrkräften als
Mitglieder des Lehrkörpers der
Bucerius Law School durch die Trä-
gerin unterliegt der Billigung durch
die staatliche Aufsichtsbehörde, der
Behörde für Wissenschaft und For-
schung der Freien und Hansestadt
Hamburg. Im Falle der Bucerius Law

School reduziert sich die Rolle des
Staates auf die Funktion eines
Wächters über die Einhaltung von
Qualitätsstandards. 

Die Finanzierung der Bucerius
Law School steht auf drei Säulen:
den Fördermitteln der ZEIT-Stif-
tung, den Studiengebühren und den
Mitteln von Stiftungen, Unterneh-
men und Kanzleien, die durch das
professionelle Fundraising einer
Förderstiftung eingeworben wer-
den. Öffentliche Mittel werden auch
in Zukunft bewusst nicht in An-
spruch genommen. Ab Spätsommer
2003 bietet die Law School Weiter-
bildungsprogramme für Anwälte an.
Diese Angebote sollen spätestens
binnen drei Jahren nicht nur kosten-
deckend arbeiten, sondern auch
Erträge für den Haushalt der Hoch-
schule erwirtschaften. Die Zukunft
der Hochschule liegt ferner darin,
Studiengänge in andere Regionen
der Erde zu exportieren, das heißt,
neue Absatzmärkte aufzutun und an
die Anforderungen dieser Märkte
angepasste Studieninhalte zu entwi-
ckeln und anzubieten. Ab einer
bestimmten Ertragshöhe wird dafür
eine „for profit“ Tochter-GmbH
gegründet werden. 

Private Hochschulen wie die
Bucerius Law School haben die gro-
ße Chance und die Pflicht, das zu
realisieren, wozu staatliche Hoch-
schulen auf Grund vieler tradierter
Fesseln zunächst weniger in der
Lage sind. Hochschulen müssen
stärker unternehmerisch denken
lernen, ihre enormen geistigen Res-
sourcen besser einsetzen und als
Dienstleistungen auf einem interna-
tionalen Markt anbieten. Der finan-
ziell überforderte Staat muss lernen,
sich in Teilen zurückzuziehen und
den Hochschulen die Freiheit zu
geben, die es ihnen ermöglicht,

kreativer zu sein. Dann wird es auch
eher gelingen, Förderer zu gewin-
nen und sich mittel- bis langfristig
finanziell auf andere Beine zu stel-
len. Hochschulen werden stark,
wenn sie ihre Mitglieder stärker für
sich gewinnen, wenn Studierende
eine Corporate Identity „ihrer“
Hochschule gegenüber entwickeln,
die sie später als Absolventen gerne
an ihre Studienzeit zurückdenken
lassen. Dann werden sie bereit sein,
sich als „alte Herren und Damen“
ideell und finanziell zu engagieren.
Um dies zu erreichen, müssen
Hochschulen ihre Studenten aus-
wählen und ihnen die Stellung eines
Kunden verleihen, der durch Zah-
lung von – sozial abgefederten – Stu-
diengebühren ein Anrecht auf eine
gute Dienstleistung hat. 

Bei diesen Vorschlägen geht es
nicht darum, den Staat abzuschaf-
fen, das ginge schon aus finanziellen
Gründen nicht und wäre nicht wün-
schenswert. Der Staat muss nur sei-
ne Rolle neu definieren und seine
Ressourcen nicht nach dem Gieß-
kannenprinzip ausschütten. Er muss
Förderschwerpunkte definieren und
von den Hochschulen Konzentration
auf Schwerpunkte einfordern. Er
muss für die Rahmenbedingungen
sorgen, die es der Gesellschaft erlau-
ben, sich stärker im Hochschulwe-
sen zu engagieren. Erst dann wird
wieder, was sein sollte: Hochschulen
sind eine öffentliche, gesellschaftli-
che und nicht notwendigerweise
und ausschließlich eine staatliche
Aufgabe.

Dr. Markus Baumanns,
Geschäftsführer der 

Bucerius-Law-School �
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Netzwerk Mediatheken
Neue Zugänge zu audiovisuellen Medien: Die Initiative „Netzwerk Mediatheken“ • Von Claudia Wagner

„Wollt ihr den totalen Krieg?...“ –
„Ich bin ein Berliner!...“ – „...das
sind für uns doch Peanuts...“ Wer
kennt diese Zitate nicht? Unzählige
Male sind sie jedem von uns über
Rundfunk, Fernsehen, Filme, Schall-
platten oder CDs vorgespielt wor-
den. Töne und Bilder wie diese ste-
hen heute mehr als das geschriebe-
ne Zitat sinnbildhaft für bedeutende
historische Ereignisse, sind damit
Teil unseres kulturellen Gedächtnis-
ses und gehören zur Erinnerungskul-
tur unserer Gesellschaft. Solche
audiovisuellen „Ikonen“ sind auf viel-
fältigen Trägermaterialien verfügbar
und inzwischen auch für den interes-
sierten Laien relativ rasch auffind-
bar.

Wie verhält es sich aber mit
zahlreichen anderen Filmen,

Tonmaterialien und elektronischen
Medien, die seit Jahrzehnten täglich
produziert werden? Und darunter
gibt es viele bemerkens- und erhal-
tenswerte Produktionen. Wo findet
man die „Tagesschau“, die über die
Entführung Hanns-Martin Schleyers
berichtet, wo den Werbefilm mit
„Klementine“, die „Feuerzangen-
bowle“ oder andere Spielfilme, die
Interviews von Günter Gaus, die
Schullehrfilme über die DNS-Struk-
tur, die filmische Selbstdarstellung
des Landes Baden-Württemberg aus
den 1980er Jahren oder Hans Rosen-
thals Radio-Quizschau „Allein gegen
alle“? Eine Fülle von Institutionen
befasst sich in Deutschland seit län-
gerer Zeit mit der Archivierung

audiovisueller Bestände. Die moder-
nen Reproduktionsmöglichkeiten
haben zusätzlich dazu beigetragen,
dass über die Ursprungsarchive hin-
aus viele weitere Informationszent-
ren Medienbestände unter jeweils
spezieller Sicht zusammengestellt
haben. Aber selbst einem Insider
fällt es inzwischen schwer, den
Überblick zu behalten, wo sich wel-
che AV-Materialien befinden.

Um Zugänge zu diesem Kultur-
gut zu schaffen, konstituierte sich
im November 2000 auf gemeinsame
Initiative des Deutschen Rundfunk-
archivs und der Stiftung Haus der
Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland das „Netzwerk Media-
theken“. Es beruht auf der Einsicht,
dass nur auf dezentrale Weise –
national ebenso wie international –
Mediatheken im IT- und Kommuni-
kationszeitalter in organisatorisch
sinnvoller und ökonomischer Weise
entstehen können. Insgesamt 13
überregional bedeutende Archive,
Bibliotheken, Dokumentationsstel-
len, Forschungseinrichtungen und
Museen zählten zu den Gründungs-
mitgliedern. Seitdem steigt das Inte-
resse am Netzwerk kontinuierlich.
Bis zum April 2003 schlossen sich 30
Institutionen dem Medienverbund
an. Die Gesamtkoordination des
Projektes liegt seit September 2001
beim Haus der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland in Bonn.

Vorrangiges Ziel des „Netzwerkes
Mediatheken“ ist es, der interessier-
ten Öffentlichkeit mit Hilfe des
Internets den oftmals sehr schwieri-

gen Zugang zu dezentralen Medi-
ensammlungen zu erleichtern.
Audiovisuelle Quellen und Materia-
lien sollen als bedeutendes Kultur-
gut gesichert, bewahrt, erschlossen
und darüber hinaus für Erziehung,
Unterricht, Wissenschaft, Forschung,
Lehre und Kunst bereitgestellt wer-
den. Die Vorteile der bewusst offe-
nen Netzstruktur liegen in der
bewährten und gewachsenen de-
zentralen Archivierung und Be-
standshaltung in der föderalen Bun-
desrepublik Deutschland, der Stand-
ortungebundenheit des Zugangs zu
den verfügbaren AV-Medien und der
Vernetzung durch moderne Kom-
munikationstechnologien. Das „Netz-

werk Mediatheken“ versteht sich als
offener Verbund und strebt Koope-
rationen mit bestehenden Medieni-
nitiativen im In- und Ausland an.

Mit dem Aufbau eines Internet-
Portals ist ein erster wichtiger
Schritt für die Realisierung der Netz-
werk-Ziele getan. Der zweisprachige
Internet-Auftritt (www.netzwerk-
mediatheken.de) informiert über
die beteiligten Medieninstitutionen
sowie ihre AV-Sammlungen und
ermöglicht das Auffinden der
dezentral archivierten Bestände. Mit
einem Veranstaltungskalender, Pro-
jektberichten und Publikationshin-
weisen aus dem Kreis der Verbund-
partner gibt das Portal darüber hin-

aus Auskunft über weitere Angebote
der teilnehmenden Institutionen.

Dem Anliegen des „Netzwerkes
Mediatheken“, das Kulturgut „AV-
Medien“ zugänglich zu machen,
dient auch ein internationales wis-
senschaftliches Symposion, das das
Haus der Geschichte in Bonn am
7./8. Oktober 2003 unter dem Titel
„Mediensammlungen in Deutsch-
land im internationalen Vergleich –
Bestände und Zugänge“ veranstal-
tet. Das Symposion soll ein Resümee
ziehen, wie es um das Verhältnis
Mediensammlungen und Öffent-
lichkeit bestellt ist. Ziele des Sympo-
sions sind:
• Das Bewusstsein für die Bedeu-

tung des Kulturgutes „AV-Medien“
zu schärfen.

• Einen Überblick über den Stand
der AV-Erschließung in Deutsch-
land zu geben.

• Anregungen zu geben, wie die
Interessen von Urhebern und Nut-
zern verbunden werden können.

• Das Netzwerk als Modell vorzu-
stellen, das sich dieser Aufgaben
annehmen kann.

Detaillierte Tagungsinformatio-
nen sind ab Anfang Juni 2003 im
Internet unter

www.netzwerk-mediatheken.de
abrufbar.

Claudia Wagner,
Referentin Netzwerk Mediatheken,

Stiftung Haus der Geschichte  �

Netzwerk der Mediatheken im Haus der Geschichte Bonn
Foto: Stiftung Haus der Geschichte/Michael Jensch

Aus der Vogelperspektive: die Bucerius Law School in Hamburg Foto: BLS
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Im Folgenden wird auf Bundes-
tagsdrucksachen mit kulturpoliti-

scher Relevanz hingewiesen. Be-
rücksichtigt werden Kleine und Gro-
ße Anfragen, Anträge, Entschlie-
ßungsanträge, Beschlussvorlagen,
Schriftliche Fragen, Mündliche Fra-
gen sowie Bundestagsprotokolle.
Alle Drucksachen können unter fol-
gender Adresse aus dem Internet
heruntergeladen werden: http://dip/
bundestag.de/parfors/parfors.htm.
Berücksichtigt werden Drucksachen
zu folgenden Themen:

• Auswärtige Kulturpolitik,
• Bürgerschaftliches Engagement,
• Erinnern und Gedenken,
• Europa,
• Informationsgesellschaft,
• Internationale Abkommen mit

kultureller Relevanz,
• Kulturelle Bildung,
• Kulturfinanzierung,
• Kulturförderung nach § 96 Bun-

desvertriebenengesetz,
• Kulturpolitik allgemein,
• Künstlersozialversicherungsge-

setz,
• Medien,
• Steuerrecht mit kultureller Rele-

vanz,
• Stiftungsrecht,
• Urheberrecht.

Europa

Drucksache 15/503 (21.02.2003)
Unterrichtung über die gemäß § 93
der Geschäftsordnung an die Aus-
schüsse überwiesenen Vorlagen
(Eingangszeitraum 12. bis 18. Febru-
ar 2003)
1. Überweisung von EU-Vorlagen
gemäß § 93 Abs. 1 GO
1.24 Mitteilung der Kommission
Wirkungsvoll in die allgemeine und
berufliche Bildung investieren: eine
Notwendigkeit für Europa KOM
(2002) 779 endg.; Ratsdok. 5269/03

Drucksache 15/468 (05.03.2003)
Antrag der Fraktion der CDU/CSU
Deutsch als dritte Arbeitssprache
auf europäischer Ebene – Verstärkte
Förderung von Deutsch als lernba-
re Sprache im Ausland

Drucksache 15/548 (12.03.2003)
Antrag der Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Der Europäischen Verfassung
Gestalt geben – Demokratie stär-
ken, Handlungsfähigkeit erhöhen,
Verfahren vereinfachen

Internationale Abkommen
mit kultureller Relevanz

Drucksache 15/506 (24.02.2003)
Antrag der SPD-Fraktion und der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
GATS-Verhandlungen – Bildung als
öffentliches Gut und kulturelle Viel-
falt sichern

Kulturelle Bildung

Drucksache 15/515 (28.02.2003)
Antwort der Bundesregierung auf
die kleine Anfrage der Abgeordneten
der CDU/CSU-Fraktion
Umsetzung und Finanzierung des
Ganztagsschulbauprogramms der
Bundesregierung

Kulturfinanzierung

Drucksache 15/384 (30.01.2003)
Beschlussempfehlung und Bericht
des Finanzausschusses (7. Aus-
schuss)
a) zu dem Gesetzentwurf der CDU/

CSU-Fraktion (Drucksache 15/30)

Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Gesetzes zur Neuord-
nung der Gemeindefinanzen
(Gemeindefinanzreformgesetz)

b) zu dem Gesetzentwurf des Bun-
desrates (Drucksache 15/109)
Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Gesetzes zur Neuord-
nung der Gemeindefinanzen
(Gemeindefinanzreformgesetz)

Drucksache 15/385 (30.01.2003)
Bericht des Haushaltsausschusses
(8. Ausschuss) gemäß § 96 der

Geschäftsordnung
zu dem Gesetzentwurf der
CDU/CSU-Fraktion (Drucksache
15/30) Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung des Gesetzes zur
Neuordnung der Gemeindefi-
nanzen (Gemeindefinanzreform-
gesetz)

Drucksache 15/386 (30.01.2003)
Bericht des Haushaltsausschusses
(8. Ausschuss) gemäß § 96 der
Geschäftsordnung

zu dem Gesetzentwurf des Bun-
desrates (Drucksache 15/109)
Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Gesetzes zur Neuord-
nung der Gemeindefinanzen
(Gemeindefinanzreformgesetz)

Drucksache 15/433 (12.02.2003)
Antrag der Fraktionen SPD und
Bündnis 90/die Grünen
Gemeindefinanzen dauerhaft stär-
ken

Drucksache 15/510 (26.02.2003)
Gesetzentwurf der Bundesregierung
Entwurf eines Siebenten Gesetzes
zur Änderung des Gemeindefinanz-
reformgesetzes

Drucksache 15/574 (03.03.2003)
Bericht des Haushaltsausschusses
(8. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung (Drucksachen
15/150, 15/402) Entwurf eines
Gesetzes über die Feststellung
des Bundeshaushaltsplans für
das Haushaltsjahr 2003 (Haus-
haltsgesetz 2003)

Kulturpolitik allgemein

Drucksache 15/373 (29. 01. 2003)
Antwort der Bundesregierung auf
die kleine Anfrage der CDU/CSU-
Fraktion
Wiedererrichtung des Berliner
Stadtschlosses

Drucksache 15/595 (12.03.2003)
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
Umsetzung des Beschlusses des
Deutschen Bundestages zum Wie-
deraufbau des Berliner Stadtschlos-
ses

Drucksache 15/732 (31.03.2003)
Antwort der Bundesregierung auf
die kleine Anfrage der FDP-Fraktion
Umsetzung des Beschlusses des
Deutschen Bundestages zum Wie-
deraufbau des Berliner Stadtschlos-
ses

Medien

Drucksache 15/457 (18.02.2003)
Unterrichtung über die gemäß § 93
der Geschäftsordnung an die Aus-

schüsse überwiesenen Vorlagen
(Eingangszeitraum 29. Januar 2003
bis 11. Februar 2003)
2. Überweisung von EU-Vorlagen
gemäß § 93 Abs. 1 GO
2.5 Bericht der Kommission an den
Rat, das Europäische Parlament
und den Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss über die Frage der Urhe-
berschaft von Filmwerken oder
audiovisuellen Werken in der
Gemeinschaft (KOM 2002) 691
endg.; Ratsdok. 15699/02

Bundestagsdebatten

Thema Kulturpolitik
Plenarprotokoll 15/34 (19.03.2003)
Haushaltsberatung: Bundeskanzler
und Bundeskanzleramt Haushalt
der Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien (Druck-
sachen 15/554, 15/572) Einzelplan
04
Redner: Dr. Christina Weiss, Staats-
ministerin BK; Dr. Norbert Lammert
(CDU/CSU)

Thema auswärtige Kulturpolitik
Plenarprotokoll 15/35 (20.03.2003)
Haushaltsberatung: Auswärtiges
Amt (auswärtige Kulturpolitik)
(Drucksachen 15/555, 15/572) Ein-
zelplan 05
Redner: Herbert Frankenhauser
(CDU/CSU); Lothar Mark (SPD)

Thema: Bildungspolitik
Plenarprotokoll 15/33 (18.03.2003)
Haushaltsberatung: Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung
(Drucksachen 15/569, 15/572)
Einzelplan 30
Redner: Klaus-Peter Willsch (CDU/
CSU); Jörg Tauss (SPD); Carsten
Schneider (SPD); Ilse Aigner (CDU/
CSU); Cornelia Pieper (FDP); Ale-
xander Bonde (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN); Katherina Reiche (CDU/
CSU); Edelgard Bulmahn, Bundes-
ministerin BMBF; Michael Kretsch-
mer (CDU/CSU); Christoph Hart-
mann (FDP); Hans-Josef Fell
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN); Dr.
Martin Mayer (CDU/CSU); Thomas
Rachel (CDU/CSU); Axel E. Fischer
(CDU/CSU)

Thema Europa
Plenarprotokoll 15/31 (13.03.2003)
2348 A – 2376 B
Aussprache zum Tagesordnungs-
punkt 4:
a) Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses für die Angele-
genheiten der Europäischen Uni-
on
- zu dem Entschließungsantrag

der Fraktionen der SPD und
des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN zu der Abgabe einer
Regierungserklärung durch

den Bundeskanzler zu den
Ergebnissen des Europäischen
Rates in Kopenhagen am 12.
und 13. Dezember 2002

- zu dem Antrag der Abgeordne-
ten der Fraktion der CDU/CSU:
Der Weg für die Osterweiterung
ist frei: Abschluss der Beitritts-
verhandlungen auf dem Euro-
päischen Rat von Kopenhagen

- zu dem Antrag der Abgeordne-
ten der Fraktion der FDP: His-
torischer Erweiterungsgipfel
verstärkt Druck auf innere
Reformen der Europäischen
Union (Drucksachen 15/215,
15/195, 15/216, 15/451)

b) Antrag der Fraktionen der SPD
und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN: Der Europäischen Ver-
fassung Gestalt geben – Demo-
kratie stärken, Handlungsfähig-
keit erhöhen, Verfahren vereinfa-
chen (Drucksache 15/548)

In Verbindung mit
Zusatztagesordnungspunkt 1:
Antrag der Abgeordneten der Frakti-
on der FDP: Das neue Gesicht Euro-
pas: Kernelemente einer europäi-
schen Verfassung (Drucksache
15/577)
Redner: Peter Hintze (CDU/CSU);
Michael Roth (SPD); Sabine Leu-
theusser-Schnarrenberger (FDP);
Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN); Peter Altmaier (CDU/
CSU); Joseph Fischer, Bundesminis-
ter AA; Dr. Friedbert Pflüger (CDU/
CSU); Peter Hintze (CDU/CSU); Dr.
Claudia Winterstein (FDP); Hans
Martin Bury, Staatsminister AA;
Albert Rupprecht (CDU/CSU); Axel
Schäfer (SPD); Dr. Andreas Scho-
ckenhoff (CDU/CSU); Markus
Meckel (SPD); Erwin Marschewski
(CDU/CSU); Kurt Bodewig (SPD);
Dr. Gesine Lötzsch (fraktionslos); Dr.
Georg Nüßlein (CDU/CSU)

Fragestunden

Schriftliche Fragen

Schriftliche Fragen mit den in der
Woche vom 20. Januar eingegange-
nen Antworten der Bundesregie-
rung, Drucksache 15/347 (24. 01.
2003)

Frage des Abgeordneten Ernst
Burgbacher, FDP: Wie begründet
die Bundesregierung die Einbezie-
hung von deutschen Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern am Freiwilli-
gen Sozialen Jahr (FSJ) oder Freiwil-
ligen Ökologischen Jahr (FÖJ) im
Ausland in alle Zweige der deut-
schen gesetzlichen Sozialversiche-
rung entgegen den Empfehlungen
der Trägerorganisationen?

Frage des Abgeordneten Ernst
Burgbacher, FDP: Gilt die Sozialver-
sicherungspflicht auch für ausländi-
sche Freiwillige, die in Deutschland
ein FSJ oder FÖJ absolvieren, und
wenn ja, können diese später auf-
grund der geleisteten Beiträge
Ansprüche geltend machen?

Frage des Abgeordneten Ernst
Burgbacher, FDP: Falls solche
Ansprüche nicht geltend gemacht
werden können, wie begründet die
Bundesregierung dies?

Schriftliche Fragen mit den in der
Woche vom 27. Januar 2003 einge-
gangenen Antworten der Bundesre-
gierung, Drucksache 15/391
(31.01.2003)

Frage des Abgeordneten Steffen
Kampeter (CDU/CSU): Welche
Schlussfolgerungen zieht die Bun-
desregierung aus der von ihr geför-
derten Studie zur Einrichtung eines
Musikexportbüros und beabsichtigt
sie, sich am Aufbau des Musikex-
portbüros zu beteiligen?

Frage des Abgeordneten Arnold
Vaatz (CDU/CSU): Ist die Verbin-
dungsstelle Internationale Bezie-
hungen e.V. beim im Insolvenzver-
fahren befindlichen Deutschen
Musikrat e.V. bereits dem Goethe-
Institut zugeordnet worden?

Frage des Abgeordneten Arnold
Vaatz (CDU/CSU): Wann ist mit der
Auszahlung der dem Dresdner
Kreuzchor für die im Oktober 2002
mit Solisten der Dresdner Philhar-
monie in drei Ländern Südamerikas
durchgeführte Tournee von der Ver-
bindungsstelle Internationale Bezie-
hungen e.V. zugesagte Zuwendung
über 30.000,– Euro zu rechnen?

Frage des Abgeordneten Arnold
Vaatz (CDU/CSU): Was gedenkt die
Bundesregierung zu tun, um den
Auszahlungsprozess zu beschleuni-
gen?

Frage des Abgeordneten Arnold
Vaatz (CDU/CSU): Wie und durch
wen wird diese Zuwendung ausge-
zahlt?

Frage des Abgeordneten Klaus Rie-
gert (CDU/CSU): In welchem
Umfange sind durch die Bundesre-
gierung Kulturprogramme bei inter-
nationalen Sportgroßveranstaltun-
gen in Deutschland (z.B. Olympi-
sche Spiele, Weltmeisterschaften,
Europameisterschaften) seit 1972
finanziell unterstützt worden, und
in welchem Umfang geschah dies
auf die einzelne sportliche Großver-
anstaltung bezogen?

Frage des Abgeordneten Klaus Rie-
gert (CDU/CSU): Ist der Bundesre-
gierung bekannt, dass über die
durch den Verkauf der Euromünzen-
Sonderserie „FIFA“ einfließenden
Mittel weitere öffentliche Fördergel-
der für ein Kulturprogramm der
Fußball-Weltmeisterschaft zur Ver-
fügung gestellt werden sollte, und
wenn ja, in welcher Höhe?

Bundestagsdrucksachen

Weiter auf Seite 26

Fotonachweis: Deutscher Bundestag
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Berichte aus der Hauptstadt
Außenpolitik „in Echt-

zeit“? Die Medialisierung 
der Weltpolitik

Bericht über das achte Forum Glo-
bale Fragen am 20. und 21. Februar
2003 im Auswärtigen Amt.

Im Zuge des drohenden Irak-Krie-
ges bildete die Einladung des Aus-

wärtigen Amtes zur Diskussion um
die mit dem Begriff „CNN-Effekt“
umschriebene Wechselwirkung zwi-
schen Medienberichterstattung und
Außenpolitik und die Rolle der
Medien unter anderem bei Krisen-
und Konfliktprävention sowie bei
der Durchsetzung von Menschen-
rechten und dem Aufbau rechts-
staatlicher Strukturen einen hoch-
aktuellen Beitrag.

Spätestens seit dem 11. Septem-
ber wird deutlich, dass Fernsehbil-
der instrumentalisierbar sind und
als Waffe einsetzbar. Die Bilder von
den Anschlägen werden sich wohl
für immer einprägen. Einführend
nennt Staatsministerin Kerstin Mül-
ler zahlreiche Beispiele aus der Ver-
gangenheit im Umgang der Medien
mit politischen Konflikten. Die
enorme Beeinflussung der Außen-
politik durch die Geschwindigkeit
der Berichterstattung der Medien
führe viel zu oft zur Verstärkung von

Konflikten und zeige das ungleiche
Verhältnis zu der Geduld, die Politik
brauche, um Krisen überwinden zu
können. Sendungen wie „Sabine
Christiansen“ würden als Infotain-
ment im Fernsehen oft komplexe
Sachverhalte vereinfachen.

Im ersten Panel diskutieren Dr.
Christoph Bertram (Direktor der
Stiftung Wissenschaft und Politik),
Nik Gowing (BBC World TV), Hans
Ulrich Klose (Stellvertretender Vor-
sitzender des Auswärtigen Aus-
schusses), Jamie Shea (Presse- und
Informationsbüro der NATO) zu-
sammen mit dem Moderator um
„Die Macht der Bilder: Wer be-
stimmt die Prioritäten der Außenpo-
litik?“ Anhand zahlreicher Bildbei-
spiele zeigt Nik Gowing anschaulich
die Möglichkeiten der Manipulier-
barkeit auf. Kameras wären inzwi-
schen überall und die Geschwindig-
keit der Technik biete in kürzester
Zeit diese Bilder allen zugänglich zu
machen. Journalismus ist so schnell,
dass oft Überraschung ausgelöst
wird und eine Stellungnahme der
Regierung kaum noch vorbereitet
werden kann. Thomas Roth, ARD
hält das Thema Verantwortung für
die Diskussion sehr wichtig und
wirft ein, dass nicht nur die Bilder
mächtig sind, sondern auch die
Mechanismen; der Zusammenhang
in dem sie erscheinen. Er bemän-

gelt, dass sich die Wissenschaft zu
wenig mit der Thematik auseinan-
dersetzen würde. Die öffentliche
Meinung soll beeinflusst werden.
Ursache für die Kriege wäre immer
auch eine Frage der Glaubwürdig-
keit. Für die Politik ist Misstrauen
sehr wichtig, die Verarbeitung von
Informationen sei somit fast die
wichtigste Aufgabe des Auswärtigen
Ausschusses, so Hans Ulrich Klose.
In der Regel reagiere die Öffentlich-
keit auf die gezeigten Bilder. Gerade
im Krieg würden Bilder benutzt und
auch unterdrückt werden, daher ist
es wichtig, dass die Politik ihre
Glaubwürdigkeit behalte. Als be-
sorgniserregend sieht Dr. Christoph
Bertram die allgemeine Pressekrise
die auch zu einer Krise der Aus-
landsberichterstattung führt.

In einem zweiten Panel „Lehren
aus dem so genannten CNN-Effekt:
Medien als Partner der Außen- und
Sicherheitspolitik?“ wird das Thema
Verantwortung wieder aufgegriffen.
Hierzu diskutierten die Martin Bell
(BBC Foreign Correspondent und
ehemaliger MP), Erik Bettermann
(Intendant der Deutschen Welle),
Martin Kotthaus (Executive Vice Pre-
sident, Gruner + Jahr), Amina Frense
(SABC-TV, Südafrika) zusammen
mit dem Moderator Michael Gerdts
(Leiter der BPA-Auslandsabteilung).
Michael Gerdts stellte die Frage, ob

nicht ein Konflikt entsteht, wenn die
Nachricht zur Ware wird, der über
die Verantwortung gelöst werden
muss. „Nachricht als Ware“ könne
für Politik und Publikum sehr
gefährlich werden. Erik Bettermann
appellierte an den journalistischen
Ethos, gesundes Misstrauen zu
bewahren. „Schnelligkeit geht nicht
vor Sorgfalt“. Nichts sei globalisier-
ter als die Nachrichtenströme, die
zum großen Teil privatwirtschaftlich
organisiert sind. Martin Kotthaus
betonte, dass diejenigen am unab-
hängigsten sind, die auch wirt-
schaftlich am unabhängigsten sind.
Journalistische Qualität und Unab-
hängigkeit seien immer auch ver-
bunden mit wirtschaftlichem Erfolg.
In deren Folge, so Amina Frense
brauche es eine Vielfalt von Infor-
mationen für die Unabhängigkeit.
Aus dem Publikum kommt der Ein-
wand, dass die Medien dem politi-
schen Sonderfall Krieg nicht gerecht
werden. Die Berichterstattung erfol-
ge wie etwas „normales“. Damit, so
Erik Bettermann, werden Hinter-
grundinformationen verdrängt und
die Politiker haben kaum noch Zeit,
so Gerdts, diese zu bearbeiten.

Alexandra Ripa �

Darf es auch ein bisschen
deutsch sein?

Mit ihrer Veranstaltung am 6. März
hat die Konrad-Adenauer-Stiftung
sich eines Themas angenommen,
das in der gegenwärtigen Diskussion
um die Wahrung der kulturellen Viel-
falt in Europa auch über die deut-
schen Grenzen hinaus eine Rolle
spielt. Publikum und Experten
debattierten leidenschaftlich und es
war offensichtlich, dass der Initiator
und in dieser Frage sehr engagierte
Bundestagsabgeordnete Steffen
Kampeter (CDU) sich Input für die
weitere politische Vorgehensweise
in dieser Frage verschaffen wollte.

Sein Fazit Anfang April bestand in
der Forderung nach einem

„Nationalen Pakt für die Deutsche
Musikwirtschaft“ und in der Ableh-
nung einer Quote. Während der
Abendveranstaltung hatten fast uni-
sono alle Beteiligten der Musikbran-
che ihre bereits mehrfach geäußerte
Forderung nach einer Quotenrege-
lung bekräftigt. Dass ein solcher
gesetzlicher Eingriff in die Program-
me namentlich der Radio- und
Fernsehveranstalter gerechtfertigt
sein könnte, war kaum umstritten.

Bundesdrucksachen

Frage des Abgeordneten Klaus Rie-
gert (CDU/CSU): Ist es sicherge-
stellt, dass alle durch den Verkauf
der Sondermünze erzielten Erlöse
der Zweckbestimmung Kultur bei
der Fußball-Weltmeisterschaft 2006
zugeführt werden, oder gibt es bei
der Bundesregierung Überlegun-
gen, die Erlöse, die über die im
Haushalt 2003 bei der Sportförde-
rung eingestellten Mitteln in Höhe
von 25 Millionen Euro hinausgehen,
dem allgemeinen Haushalt zuzu-
führen?

Frage des Abgeordneten Rainer
Funke (FDP): Welche Position hat
die Bundesregierung in Bezug auf
die folgende Kritik der Europäischen
Kommission in ihrem Bericht über
die Umsetzung der Richtlinie 93/83/
EWG des Rates zur Koordinierung
bestimmter urheber- und leistungs-
schutzrechtlicher Vorschriften be-
treffend Satellitenrundfunk und
Kabelweiterverbreitung vom 26. Juli
2002 (KOM (2002) 430) zu § 20b Abs.
2 Urheberrechtsgesetz (UrhG): „Die
volle Wirksamkeit von Artikel 10m
nämlich die Existenz einer Alternati-
ve zum Grundsatz der Verhandlun-
gen zwischen den Verwertungsge-
sellschaften und den Kabelbetrei-
bern von Artikel 9, wird in der deut-
schen Gesetzgebung erheblich
abgeschwächt. Denn die Einfüh-
rung eines Rechts auf angemessene
Vergütung der Urheber, die von den
Kabelbetreibern nur über eine Ver-
wertungsgesellschaft entrichtet wer-
den kann, erlaubt es nicht, dass nur
zwischen dem Sendeunternehmen
und dem Kabelbetreiber ein Vertrag
abgeschlossen wird, weshalb sich
die Verhandlungen im Zusammen-
hang mit der Kabelweiterverbrei-
tung in Deutschland, anders als in
anderen Mitgliedstaaten schwieri-
ger gestalten können.“ (Bericht, S.
6)?

Frage des Abgeordneten Rainer
Funke (FDP): Beabsichtigt die Bun-
desregierung im Rahmen der von ihr
für die nahe Zukunft angekündigten

weiteren Urheberrechtsnovelle an-
gesichts der von der Europäischen
Kommission geübten Kritik und im
Lichte der neuen urhebervertrags-
rechtlichen Vergütungsansprüche
(§§ 32, 32a UrhG) auch § 20 Abs. 2
UrhG einer Überprüfung zu unter-
ziehen, oder sieht sie hier keinen
Handlungsbedarf?

Schriftliche Fragen mit den in der
Woche vom 10. Februar 2003 einge-
gangenen Antworten der Bundesre-
gierung, Drucksache 15/447 (14. 02.
2003)

Frage der Abgeordneten Dr. Gesine
Lötzsch, fraktionslos: Welche Kon-
sequenzen hat die Bundesregierung
aus der Empfehlung 3-12 des
Schlussberichts der Enquete-Kom-
mission „Globalisierung der Welt-
wirtschaft – Herausforderungen und
Antworten“ des 14. Deutschen Bun-
destages (Bundestagsdrucksache
14/9200) gezogen, die besagt, dass
über die Übernahme weiterer Libe-
ralisierungsverpflichtungen erst
nach Vorlage und umfassender Dis-
kussion von Abschätzungen der
möglichen Folgen entschieden wer-
den soll, und welche Schritte hat sie
in diesem Sinne in die Beratungen
über die Verhandlungsposition der
EU mit welchem Ergebnis einge-
bracht?

Frage der Abgeordneten Dr. Gesine
Lötzsch, fraktionslos: Welche
Schritte hat die Bundesregierung
zur Umsetzung der Empfehlungen
3-13 dieser Kommission, die den
Ausschluss von Bildung und weite-
ren Leistungen der öffentlichen
Daseinsvorsorge aus den Verhand-
lungen zum GATS empfiehlt, unter-
nommen, und aufgrund welcher
Überlegungen und Interessen hat
sie den offenbar im Widerspruch zu
dieser Empfehlung seitens der EU
erhobenen Liberalisierungsforde-
rungen gegenüber Mitgliedsländern
der Welthandelorganisation WTO
insbesondere auch zur Liberalisie-
rung des Wassermarktes zuge-
stimmt?

Frage der Abgeordneten Dr. Gesine
Lötzsch, fraktionslos: Hält es die
Bundesregierung für möglich, die

Handlungsaufforderung zur Sicher-
stellung des öffentlichen Bildungs-
und Hochschulwesens auf Bundes-
tagsdrucksache 15/224 als bloßen
Sektorenvorbehalt wirksam umzu-
setzen, oder hält sie – wie die Enque-
te-Kommission – dazu eine Präzisie-
rung der Definition von „Dienstleis-
tungen in hoheitlicher Gewalt“ im
GATS-Abkommen für erforderlich?

Schriftliche Fragen mit den in der
Woche vom 17. Februar eingegan-
genen Antworten der Bundesregie-
rung, Drucksache 15/504 (21. 02.
2003)

Frage des Abgeordneten Günter
Nooke, CDU/CSU: In welcher Höhe
entstehen nach Informationen der
Bundesregierung dem Hamburger
Bahnhof – Museum für Gegenwart
bzw. der Stiftung Preußischer Kul-
turbesitz Kosten durch die allseits
begrüßte Präsentation der Samm-
lung Flick in der Rieck-Halle in Ber-
lin insbesondere für Miete, Betrieb,
Sicherheit, wissenschaftliches Per-
sonal, und wie sollen die erforderli-
chen Mittel erwirtschaftet werden?

Frage des Abgeordneten Günter
Nooke, CDU/CSU: Aufgrund wel-
cher Vereinbarung wird die Bundes-
regierung Mittel für die Präsentation
der Sammlung Flick in der Rieck-
Halle in Berlin zur Verfügung stellen
und in welcher Höhe?

Frage des Abgeordneten Eduard
Lintner, CDU/CSU: Ist die Bundes-
regierung bereit, sich dafür einzu-
setzen, dass die Schwellenwerte für
die europaweite Ausschreibung von
Architekten- und Ingenieurleistun-
gen von jetzt 200 000 Euro auf min-
destens 400 000 Euro angehoben
werden?

Schriftliche Fragen mit den in der
Woche vom 24. Februar 2003 einge-
gangenen Antworten der Bundesre-
gierung, Drucksache 15/512
(28.02.2003)

Frage des Abgeordneten Hans-Joa-
chim Otto, FDP: Verfügt die Bundes-
regierung über Erkenntnisse, wie
hoch der Anteil von Spiel- und Fern-
sehfilmen mit Untertiteln im deut-

schen Fernsehen verglichen mit
anderen europäischen Staaten ist?

Frage des Abgeordneten Hans-Joa-
chim Otto, FDP: Welche Möglichkei-
ten sieht die Bundesregierung, im
Interesse hörgeschädigter und
sprach-interessierter Bürger das
reichhaltige Angebot sowohl an
deutschen als auch ausländischen
Filmen im Fernsehen mit Untertitel
zugänglich zu machen?

Frage des Abgeordneten Hans-Joa-
chim Otto, FDP: Wie steht die Bun-
desregierung zur Idee einer gemein-
samen bundesweiten Initiative von
Bund und Ländern zugunsten von
mehr Untertiteln im Fernsehen im
Interesse einer zweisprachigen Aus-
strahlung und ihrer europa- und bil-
dungspolitischen Vorteile?

Schriftliche Fragen mit den in der
Woche vom 3. März 2003 eingegan-
genen Antworten der Bundesregie-
rung, Drucksache 15/524 (07.03.
2003)
Frage des Abgeordneten Ernst
Burgbacher, FDP: Wie steht die
Bundesregierung zu Überlegungen,
ein Freiwilliges Kulturelles Jahr ein-
zuführen?

Frage der Abgeordneten Nicolette
Kressl, SPD: In welchen Bereichen
sieht die Bundesregierung gesetzge-
berische Möglichkeiten, um einen
Beitrag zur Erhaltung und Belebung
der Innenstädte zu leisten?

Frage der Abgeordneten Nicolette
Kressl, SPD: Welche gesetzgeberi-
sche Maßnahmen hat die Bundesre-
gierung in der 14. Legislaturperiode
mit dem Ziel eingeleitet, die Erhal-
tung und Belebung der Innenstädte
zu unterstützen?

Fragestunden

Fragen für die Fragestunde der 24.
Sitzung des Deutschen Bundesta-
ges am Mittwoch, den 12. Februar
2003

Frage des Abgeordneten Johannes
Singhammer (CDU/CSU): Wie ist
der Stand der Verhandlungen, die

von der EU im Rahmen des GATS
(General Agreement on Trade in Ser-
vices) geführt werden, bezüglich der
Öffnung von Dienstleistungsberei-
chen, insbesondere welche Ver-
handlungsangebote von Mitglie-
dern der Welthandelsorganisation
WTO beabsichtigt die Bundesregie-
rung zu unterstützen oder selbst in
die Verhandlungen einzubringen?

Frage des Abgeordneten Johannes
Singhammer (CDU/CSU): Welche
Haltung wird in o.g. Verhandlungen
nach Kenntnis der Bundesregierung
von der EU eingenommen, insbe-
sondere in welcher Weise hat die
Bundesregierung die Positionierung
der EU beeinflusst?

Fragen für die Fragestunde der 27.
Sitzung des Deutschen Bundesta-
ges am Mittwoch, den 19. Februar
2003

Frage der Abgeordneten Gesine
Lötzsch (fraktionslos): Für wie viele
Ganztagsschulen wurden bisher für
die Zuweisung von Mitteln die erfor-
derlichen Konzepte eingereicht?

Frage der Abgeordneten Gesine
Lötzsch (fraktionslos): Welche Kri-
terien werden bei der Evaluierung
der Konzepte für Ganztagsschulen
angelegt?

Fragen für die Fragestunde der 39.
Sitzung des Deutschen Bundesta-
ges am Mittwoch, dem 9. April 2003

Frage des Abgeordneten Dr. Her-
mann Otto Solms (FDP): Wie viel
Kapital ist nach Kenntnis der Bun-
desregierung seit 1998 in Filmfonds
geflossen, und in welcher Höhe wur-
den diese Mittel im Inland inves-
tiert?

Frage des Abgeordneten Dr. Her-
mann Otto Solms (FDP): In welcher
Höhe flossen öffentliche Mittel von
Bund und Ländern im Zeitraum
1998 bis 2002 in die Filmförderung,
und in welchem Umfang wurden
darüber hinaus seit 1998 durch
Investitionen in Filmfonds Steuern
gespart?
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Aus den Gremien des 
Deutschen Kulturats

Der Sprecherrat des Deutschen Kul-
turrates traf sich am 27. März zu sei-
ner ersten Sitzung im neuen Jahr.
Der amtierende Vorstand stellte die
von ihm geleistete Arbeit in seiner
Wahlperiode von März 2001 bis
März 2003 vor (siehe auch Seite 2).
Im Anschluss daran fanden Vor-
standswahlen statt. Erneut kandi-
dierten der Vorsitzende des Deut-
schen Kulturrates, Prof. Dr. Max
Fuchs sowie der Stellvertretende
Vorsitzende, Heinrich Bleicher-Na-
gelsmann. Beide Kandidaten wurde
bestätigt. Dr. Georg Ruppelt stand
für die Position des Stellvertreten-
den Vorsitzenden nicht wieder zur
Verfügung. Gewählt wurde als Stell-
vertretender Vorsitzender Christian
Höppner. Die neuen Vorstandsmit-
glieder werden auf den Seiten 13–14

vorgestellt. Weitere Themen in der
Sprecherratssitzung waren der Irak
im Krieg sowie das Thema „Deutsch
als Arbeitssprache in der Europäi-
schen Union“ (siehe Seite 22). 

Am 2. April trat der Fachaus-
schuss Steuern des Deutschen Kul-
turrates zusammen. Im Mittelpunkt
der Sitzung stand die Frage, welche
steuerpolitischen Forderungen als
Anreiz zu vermehrtem privaten
Engagement in dieser Legislaturpe-
riode in den Vordergrund gerückt
werden sollen. Ein besonderer
Schwerpunkt des Ausschusses soll
auf die Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für Bürgerschaftliches
Engagement im Kulturbereich ge-
legt werden.

Gabriele Schulz �

Gleichzeitig wandte sich der nach
Angaben der Veranstalter einzige
Radiosender, der aus freien Stücken
heraus die Förderung der deutschen
Musik und von Neuerscheinungen
in seiner Programmgestaltung vor-
antreibt, Eins Live des WDR, mit
dem Hinweis auf die Programmge-
staltungsfreiheit gegen eine solche
Vorschrift. In seinem mit Interesse
verfolgten Eingangsstatement be-
stätigte der Geschäftsführer von
Universal Music Deutschland, Tim
Renner, das Interesse der Majors an
Investitionen in deutsche Produk-
tionen, für die jedoch eine Rechtssi-
cherheit unabkömmlich sei. Der
weitere Verlauf der Diskussion selbst
behandelte noch viele andere Facet-
ten des Themas „Musik in und aus
Deutschland. Stars, Charts und der
Staat“. Eine wiederkehrende Forde-
rung bestand etwa nach mehr und
besserer musikalischer Bildung, um
Heranwachsende für deutsche
Musik zu sensibilisieren. Die Forde-
rung nach der Verbesserung von
Studiobedingungen und Auftritts-
möglichkeiten bildeten weitere For-
derungen. Auffällig und gemeinsam
war allen Diskutanden der Blick
nach Frankreich, dessen aktives und
prominent besetztes Bemühen um
seine Musikwirtschaft und dem
Export ihrer Produkte zu beachtli-
chen Erfolgen geführt habe, so dass
das Land heute in den Exportlisten
auf der Überholspur bald vor Groß-
britannien zu finden sein könnte. 

Die Frage nach der Quote
kommt gegenwärtig in den verschie-
densten Zusammenhängen auf, so
etwa mit den GATS-Verhandlungen
und der Bedeutung der Ebenen der
Identitätsfindung zwischen lokaler
und internationaler, sprich: US-
amerikanischen Produktion. Auch
im Rahmen der Revision der Richtli-
nie „Fernsehen ohne Grenzen“ wird
das Thema Quote wieder diskutiert
werden. Dass freiwillige Selbstver-
pflichtungen zu begrüßen sind, wird
niemand in Frage stellen, ob sie
jedoch ausreichen, um Wirtschafts-
zweigen mit erheblichem Potenzial
auch international auf die Sprünge
zu helfen, kann angezweifelt wer-
den. Der Hinweis auf die nur lang-
fristige zu erreichende Wirkung
einer Quote sollte mit Blick auf die
Erfolgsgeschichten aus dem Filmbe-
reich oder in Frankreich die berech-
tigte Diskussion nicht unterbinden.

Barbara Gessler �

GATS und öffentliche 
Daseinsvorsorge

Die Verhandlungen über das interna-
tionale Dienstleistungsabkommen
(GATS): Öffentliche Anhörung des
Ausschusses für Wirtschaft und
Arbeit des Deutschen Bundestages
am 7. April 2003. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und
Arbeit hat über die Folgen des

internationalen Dienstleistungsab-
kommens (GATS) einen Fragenkata-
log herausgearbeitet, der sich an 16
Sachverständige richtete: den Deut-
schen Gewerkschaftsbund (DGB),
die Vereinte Dienstleistungsgesell-
schaft (ver.di), die Industriegewerk-
schaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG
BAU), den Verband Kommunaler
Unternehmen (VKU), den Zentral-
verband des Deutschen Handwerks
(ZDH), den Bundesverband der
Deutschen Industrie e.V. (BDI), den
Bundesverband Deutscher Banken
e.V., den Gesamtverband der Deut-
schen Versicherungswirtschaft
(GDV), den Bundesverband des
Deutschen Groß- und Außenhan-
dels, den Bundesverband der Freien
Berufe (BFB), den Deutschen
Industrie- und Handelskammertag
(DIHK), Attac Deutschland, den
Deutschen Städtetag, Weed, die EU-
Kommission und das Institut für
Weltwirtschaft. Nachdem die Sach-
verständigen schriftliche Stellung-
nahmen abgegeben hatten, antwor-
teten sie bei der öffentlichen Anhö-
rung am 7. April auf weitere Fragen
der Abgeordneten. 

Hauptthemen bei der Anhörung
waren die Folgen des GATS für den
Arbeitsmarkt, die Wasserversorgung
und die Daseinsvorsorge. Die Aus-
wirkung des GATS für den kulturel-
len Bereich ist an sich nicht bespro-
chen worden. Doch können einige
erläuterte Aspekte der Daseinsvor-
sorge auch für den Bereich Kultur
relevant sein. 

Sowohl in den schriftlichen Stel-
lungnahmen als auch bei der Anhö-
rung haben sich die Sachverständi-
gen im Allgemeinen eher positiv
zum GATS ausgedrückt. Das Ab-
kommen wurde von vielen als eine
Chance für Deutschland und die EU
angesehen. Unter anderem sei es die
Gelegenheit, einen rechtlichen
internationalen Rahmen für den
Austausch von Dienstleistungen
festzulegen, und das „Know-How“
der europäischen Länder in diesem
Bereich zu exportieren. Die DIHK
und der DGB haben in ihren schrift-
lichen Stellungnahmen das GATS
sehr deutlich als positiv für die Wirt-
schaft beurteilt. „Offene Märkte för-
dern Wachstum und Beschäftigung“
und „Dienstleistungen sind unter-
schätzter Schlüsselfaktor für Wett-
bewerbsfähigkeit“ bestätigt die

DIHK. Doch sind nicht alle Sorgen
über die Folgen des GATS beseitigt,
und sie konzentrieren sich haupt-
sächlich auf die Zukunft der
Daseinsvorsorge. 

Was zur „öffentlichen Daseins-
vorsorge“ gehören soll, bleibt
unklar. Jedes europäische Land hat
seine eigene Auffassung von
„Daseinsvorsorge“ und seitens der
Europäischen Union gibt es bis jetzt
keine klare Definition, stellten der
DGB und ver.di fest. In beiden
schriftlichen Stellungnahmen wird
erklärt, dass die staatlichen Regeln
für die Erbringung von Dienstleis-
tungen unter anderem ihre Qualität,
den universellen Zugang zu ihnen
und die demokratische Teilhabe und
Kontrolle sichern sollen: „Bei kultu-
rellen und Bildungsdienstleistungen
spielen auch Zielsetzungen wie
Erhalt der nationalen kulturellen
Werte und Traditionen eine große
Rolle“. Der BFB bestätigte, dass zum
Beispiel die Zuordnung von freien
Berufen unter Daseinsvorsorge oft
problematisch ist. Doch ist eine Auf-
listung davon, was konkret unter
„Daseinsvorsorge“ zu verstehen ist,
so DGB, ver.di, Attac und BFB nicht
wünschenswert. 

Bei der Anhörung machte der
DGB noch einmal klar, dass Ver-
handlungen über die öffentliche
Daseinsvorsorge im Rahmen der
Welthandelsorganisation erst dann
erfolgen sollten, wenn auf der euro-
päischen Ebene das Thema abge-
schlossen ist. Solange sollte man an
der Ausnahmeklausel der EU für die
Erbringung und Subventionierung
einer öffentlichen Dienstleistung
festhalten. Auch ver.di begrüßt in
seiner schriftlichen Stellungnahme
die Ausnahmeklausel. Diese beru-
higt Attac aber nicht: „Sie dient ein-
zig dem Zweck, die alarmierte
Öffentlichkeit zu beschwichtigen“
so Attac in seiner schriftlichen Stel-
lungnahme. Darüber hinaus lehnt
Attac die Aufnahme von öffentlicher
Daseinsvorsorge in internationale
Liberalisierungsabkommen wie das
GATS grundsätzlich ab: „Für Attac ist
zentral, dass Entscheidungen über
die Erbringung von Dienstleistun-
gen nach den Prinzipien der Demo-
kratie und Subsidiarität erfolgen
müssen, das heißt so lokal wie mög-
lich“. Auch dem DGB und ver.di ist
die Erhaltung der Daseinsvorsorge
auf lokaler und regionaler Ebene
wichtig. Zu diesem Thema unter-
strich der Deutsche Städtetag bei
der Anhörung, dass das ganze
Spektrum kommunaler Dienstleis-
tungen vom GATS betroffen ist, und
dass dies dazu beiträgt, dass die
Kommunen dem GATS gegenüber
skeptisch sind.

Gegen die Befürchtungen über
die Liberalisierung der Daseinsvor-
sorge haben der BDI und die EU-

Kommission hervorgehoben, das
GATS biete eine große Flexibilität
an: Dienstleistungssektoren kämen
erst dann unter das GATS, wenn sie
innerhalb des Staates dem Wettbe-
werb geöffnet sind. Es unterliege
also weiter dem Staat, ob ein Bereich
dem Wettbewerb geöffnet wird. Die
EU-Kommission hat vor allem beim
Thema „Bildung“ darauf hingewie-
sen: jedem Land der Welthandelsor-
ganisation stehe es frei, sein Bil-
dungssystem zu gestalten. Auch bei
der Festlegung von Bedingungen für
die Anerkennung von Universitäts-
abschlüssen bleibe jeder Staat ver-
antwortlich. Dem GATS sollte also
keine zwangsläufige Liberalisierung
aller Bereiche, die heute der öffentli-
chen Daseinsvorsorge angehören,
folgen. Die Entscheidung über eine
Liberalisierung sei aber endgültig:
das GATS sei eine Einbahnstraße.
Doch ob und wie man ihr folgt stehe
jedem frei.

Gaelle Lisack �

Auf zum Korb Zwei 
Fast schon frohgestimmt in der Hoff-
nung auf weitere Wortgefechte
waren die Rednerinnen und Redner
bei der zweiten und dritten Lesung
des „Gesetzes zur Regelung des
Urheberrechts in der Informationsge-
sellschaft“ am 11. April 2003 im
Deutschen Bundestag.

Nachdem in der letzten Legisla-
turperiode urheberrechtliche

Fragen fast ausschließlich unter
dem Signum des Urhebervertrags-
rechts diskutiert wurden, wurde in
dieser Legislaturperiode recht zügig
die Umsetzung der EU-Richtlinie
zum Urheberrecht in der Informati-
onsgesellschaft in deutsches Recht
in Angriff genommen. So wird der so
genannte Korb eins, also der Bereich
der Richtlinie, der bis zum 21.
Dezember 2002 in deutsches Recht
umgesetzt sein sollte, mit vier
Monaten Verspätung verabschiedet. 

Der Deutsche Kulturrat hatte
bereits im Jahr 2001 zum ersten Refe-
rentenentwurf des Gesetzesentwurfs
Stellung genommen. Viele der Anre-
gungen und Positionen aus der Stel-
lungnahme des Deutschen Kulturra-
tes wurden bei den nachfolgenden
Beratungen vom Gesetzgeber positiv
aufgenommen und in den Gesetzes-
entwurf eingearbeitet. In einer zwei-
ten Stellungnahme hat der Deutsche
Kulturrat schließlich zum Gesetzes-
entwurf Position bezogen.

Im Mittelpunkt der Diskussion
seit Oktober 2002 stand der hinzuge-
fügte § 52a des „Gesetzes zur Rege-
lung des Urheberrechts in der Infor-
mationsgesellschaft“. Diese Rege-
lung wurde insbesondere von der
Bundesvereinigung Deutscher Bib-

liotheksverbände sowie den wissen-
schaftlichen Fachgesellschaften ein-
gefordert. Konkret geht es darum,
urheberrechtlich geschützte Werke
einem begrenzten Nutzerkreis digi-
tal zugänglich zu machen. Der Bör-
senverein des deutschen Buchhan-
dels, die in ihm organisierten Verlage
sowie die Filmwirtschaft sprachen
sich naturgemäß gegen eine Erwei-
terung der bestehenden Schranken
des Urheberrechtsgesetzes aus, da
sie weitere Umsatzeinbußen durch
die digitale Nutzung befürchten.

Der Gesetzgeber hat sich, so Bun-
desministerin Zypries, in der Bun-
destagsdebatte am 17. April bemüht,
einen Kompromiss zu erarbeiten.
Einen Kompromiss, der sowohl den
berechtigten Interessen der Recht-
einhaber, also den Urhebern und
den Verwertern, als auch Wissen-
schaft und Forschung gerecht wird.
Laut § 52 a wird es künftig möglich
sein, kleine Teile von Büchern, Werke
geringen Umfangs oder einzelne Bei-
träge aus Zeitschriften in internen
Netzwerken digital zur Verfügung zu
stellen. Die Regelung ist bis zum
31.12.2006 befristet und soll über-
prüft werden. Diese Überprüfung ist,
darauf wies der Abgeordnete Jörg
Tauss (SPD) mit Nachdruck hin,
nach beiden Seiten offen, für eine
rigidere Handhabung aber auch für
eine freiere Regelung.

In der Debatte wurde besonders
von Seiten der CDU/CSU auf die
schwierige wirtschaftliche Lage der
Verlage verwiesen und der Befürch-
tung Ausdruck verliehen, dass mit
der Regelung sich diese Situation
weiter verschlechtern könnte. Dem-
gegenüber wurde von Bündnis
90/Die Grünen dafür plädiert, wei-
tergehende Möglichkeiten zu schaf-
fen, Werke in Netzen zur Verfügung
zu stellen. Die Redner beider Frak-
tionen stellten sich dennoch hinter
den Kompromiss. 

Entschieden gegen den Geset-
zesentwurf hat allein die FDP Positi-
on bezogen. Der Abgeordnete Rai-
ner Funke stellte gleich zu Beginn
seiner Rede fest, dass Urheberrechte
Eigentumsrechte sind. Der Schutz
dieser Eigentumsrechte muss, so
Funke weiter, im Mittelpunkt der
Überlegungen zum Urheberrecht
stehen. Ein Aspekt, der sicherlich
nicht nur für Urheberechtsgesetzän-
derungen zu gelten hat, sondern
generell in der Diskussion um krea-
tive Leistungen stärker in den Mit-
telpunkt gerückt werden sollte.

Mit den Stimmen von SPD,
Bündnis 90/Die Grünen und
CDU/CSU wurde schließlich der
Gesetzesentwurf verabschiedet und
bereits frohgestimmt die Umset-
zung des so genannten Korbes 2 der
EU-Richtlinie angekündigt.

Gabriele Schulz �

Einladung zur Fachtagung Bürgerschaftliches
Engagement in der Kultur 

In der Bundesakademie für kulturelle Bildung Wolfenbüttel am 2. und 3. Juni 2003 

Der Deutsche Kulturrat führt am 2.
und 3. Juni 2003 zusammen mit der
Bundesakademie für kulturelle Bil-
dung Wolfenbüttel eine Fachtagung
zum Thema „Bürgerschaftliches
Engagement in der Kultur“ in Wolfen-
büttel durch.

Rund ein Jahr nach der Vorlage
des Abschlussberichtes der

Enquete-Kommission „Zukunft des
Bürgerschaftlichen Engagements“
des Deutschen Bundestags geht es
darum nachzufragen, welche Hand-
lungsempfehlungen der Enquete-
Kommission bereits umgesetzt wur-
den, welche sich in der Gesetzge-
bung befinden und wie eine weitere
Förderung des Bürgerschaftlichen

Engagement im Kulturbereich aus-
sehen könnte.

Ausgehend von dem spezifi-
schen Blickwinkel des Kulturberei-
ches soll über den Tellerrand hinaus
die Entwicklung Bürgerschaftlichen
Engagement in anderen gesell-
schaftlichen Feldern beleuchtet
werden. Als Referenten haben unter
anderem zugesagt Dr. Frank Heu-
berger (Staatskanzlei Rheinland-
Pfalz), Dr. Ansgar Klein (Geschäfts-
führer des Bundesnetzwerkes Bür-
gerschaftliches Engagement), Ute
Kumpf (Parlamentarische Ge-
schäftsführerin der SPD-Bundes-
tagsfraktion), Dr. Josef Lange
(Staatssekretär Niedersächsisches
Ministerium für Wissenschaft und

Kultur), Uwe Lübking (Deutscher
Städte und Gemeindebund) und
Gretel Wildt (Diakonisches Werk der
EKD).

Am zweiten Tagungstag, den 3.
Juni, soll der Blick auf die Ent-
wicklung in Niedersachsen gerichtet
und am Beispiel eines Landes die
Frage nach der Förderung des bür-
gerschaftlichen  Engagements ge-
stellt werden.

Anmeldungen und Presseakkre-
ditierungen sind direkt bei der Bun-
desakademie für kulturelle Bildung
Wolfenbüttel, Postfach 11 40, 38281
Wolfenbüttel, Fax: 05331/808-413
möglich.
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Unsere Stadt liegt im immer noch
etwas fetteren Süddeutschland.
150.000 Einwohner, Universität, ein
paar High-Tech-Firmen, Verwal-
tungszentrum. Drei-Sparten-Thea-
ter, Museen, Filmkunstkino, Musik-
schule – eine propere Kommune,
möchte man meinen. Seit ein paar
Jahren gibt es mitten im histori-
schen Stadtkern ein kleines kulina-
risches Glanzlicht, dessen Küche
dem „Michelin“ ein Röschen wert
ist. Nennen wir es „Krug“ – nichts
geschlecktes, bodenständige aber
doch gehobene gutbürgerliche
Küche. Wenig Schnickschnack,
angemessene Preise, beste Rohstof-
fe: Legendär der Bauerngockel, saf-
tig-fasriges Fleisch knackig ge-
bräunt, kein Vergleich mit den
Gummi-Adlern aus der Konfekti-
ons-Küche. Ein Geheimtipp der
scharfsaure Glasnudelsalat mit zart
gekräuterten Wallerscheiben oder
das Filet vom Freiland-Rind auf
Bärlauch-Kartoffelpürreé. Dazu ein
frisches Bier aus der örtlichen Pri-
vatbrauerei vom Fass oder ein Wein
der Region: Gott lebt nicht nur in
Frankreich. Aber bald. Denn der
„Krug“ steht vor der Pleite. Mangels
Kundschaft. Diese Situation hat er
gemeinsam mit ein paar Bouti-
quen, Buchhandlungen, Juwelie-
ren, Apotheken und Blumen-Fach-
geschäften. Anderen Einzelhandel
gibt es schon längst nicht mehr. Im
Rahmen der Altstadt-Sanierung
schossen die Mieten absurd in die
Höhe.

Rings um die Stadt, ein Stück
vor den gotischen Toren und den
Schlaf-Suburbs deutlich näher, lie-
gen die neuen Einkaufs-Zentren.
Alles unter einem Dach, vom
Toys’R’Us über den Burger-King bis
zur Möbel-Oase. Weiterer Vorteil:
Jede Menge Parkplätze. Diese Zent-
ren kamen als hoffnungsvolle Steu-
er-Quelle auf Initiative des Ober-

bürgermeisters zustande, der einer
christlich-ökonomisch orientierten
Partei angehört (was beim Zustand
der heutigen Parteien-Landschaft
aber fast keine Rolle mehr spielt).
Und: Diese Zentren rennen. Täglich
außer Sonntags bis 21 Uhr. Sonder-
angebote locken, die örtliche Mo-
nopol-Zeitung veranstaltet dort
abwechselnd Kinder-Malaktionen,
Schülerband-Festivals und Sport-
Stammtische. Der Ketten-Buch-
händler präsentiert das Bohlen-
Buch mit Bohlen, den Effenberg
mit Effenberg live – die Buden
brummen.

Da lässt es sich über den kaum
organisierten Protest der Altstadt-
Kaufleute gut hinweghören. Der
Markt ist frei, Konkurrenz belebt
das Geschäft – und wen sie killt, der
ist selbst schuld. Das Volk stimmt
mit den Füßen ab, sagt der Ober-
bürgermeister gerne. 

Und: „Wer zu spät kommt, den
straft das Leben. Sollen wir viel-
leicht jetzt auch noch Wirtshäuser
subventionieren?  Reicht schon,
dass wir für Museen, Theater,
Musikschule jede Menge Geld aus-
geben, das wir eigentlich nicht
haben, weil uns der Bund genauso
aussaugt wie das Land - und die
Industrie ihren Steuersitz nach
London ausgelagert hat. Der Fisch
stinkt doch vom Kopf her. Wenn das
ganze Land pleite ist – kann es uns
nicht gut gehen. Schuld ist der
Schröder, die Sozis haben doch von
wirtschaftlichen Zusammenhän-
gen noch nie eine Ahnung gehabt.
Das war beim Kohl noch ganz was
andres: Unser Land ist ein einziger
Vergnügungspark, hat er gesagt –
und Recht hat er. Dann der ganze
Schmarren mit dieser „Agenda
2010“: Fünf Jahre zu spät, viel zu
wenig radikal. Unser Volk muss
wieder lernen, was Leistung ist.
Wenn wir beim Irak-Krieg mitge-

macht hätten, ginge es uns jetzt
besser – zumindest wirtschaftlich“
– so der OB, dessen O-Ton wir
ziemlich säuberlich mitprotokol-
liert haben.

Wir sitzen am Nebentisch,
natürlich im „Krug“. Dort lässt
unser Stadtoberhaupt im kleinen
Kreis der Fraktionsfreunde gele-
gentlich Ausschußsitzungen ab-
klingen. „Darfs noch was sein“ –
fragt die studentische Aushilfsbe-
dienung auf Vierhundert-Euro-Ba-
sis höflich (festes Personal kann
sich der „Krug“ schon längst nicht
mehr leisten). „Nein danke, das
langt für heute: Schließlich müssen
wir alle den Gürtel enger schnal-
len“ – antwortet unser Bürgermeis-
ter unter dem freundlichen Geläch-
ter seiner Gäste. „Eine Runde Grap-
pa noch – wie immer, aber gut ein-
schenken, und dann die Rech-
nung“.

Bei der Vorstellung, dass wir uns
demnächst zwangsläufig im „Bur-
ger-King“ wiedertreffen, mag
nichtmal noch so kleine klamm-
heimliche Freude aufkommen…
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